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0. Einleitung

Einige im internationalen Vergleich herausragende Leistungen der 
japanischen Umweltpolitik sind inzwischen, allerdings nach einer 
langen Phase der Nichtbeachtung, auch in europäischen Ländern 
einer größeren Öffentlichkeit bekannt geworden. Im Zentrum der 
Aufmerksamkeit stehen dabei die fortschrittlichen und effektiven 
Verfahren und Prinzipien, die die japanische Umweltpolitik im 
technischen und rechtlichen Bereich entwickelt hat (1).

Weitgehend unbekannt ist jedoch noch immer das hocheffiziente ja­
panische Meß- und Informationssystem im Bereich des Umweltschut­
zes (Umweltberichterstattung) (2). Dabei hatte es, wie noch ge­
zeigt wird, einen erheblichen Anteil an den Erfolgen der japani­
schen Umweltpolitik. Im Immissions- und Gewässerschutzbereich 
dürfte es außerdem in Art und Umfang weltweit einmalig sein. Kein 
anderes Land mißt dermaßen kontinuierlich und flächendeckend 
Emissionen sowie Luft- und Gewässergüte, nirgendwo sonst werden 
Bürger durch ein derart modernes, vielgestaltiges Informationssy­
stem über die Umweltqualitätssituation und ihre Entwicklung auf­
geklärt (3). Lücken und Schwächen hat das japanische System 
gleichwohl (4) - sie nehmen jedoch im internationalen Vergleich 
Japan nicht die Vorreiterposition in diesem Bereich.

Im folgenden werden zunächst die Entwicklungslinien und der ge­
genwärtige Stand der japanischen Umweltpolitik dargestellt, um 
die Bedeutung der Umweltberichterstattung im allgemeinen umwelt­
politischen Kontext zu zeigen. Im Anschluß daran wird die admini­
strative Organisation der Umweltberichterstattung, insbesondere 
auf staatlicher Ebene, beschrieben. Es folgen Beispiele zur Form' 
der Berichterstattung staatlicher Stellen für verschiedene Um­
weltbereiche. Den breitesten Raum nehmen die Ausführungen zu den 
Umweltberichterstattungssystemen auf kommunaler Ebene ein, wobei 
diese Systeme relativ detailliert beschrieben werden, um auch dem 
Wissensbedarf der meßtechnischen und administrativen Experten zu
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genügen. Als Beispiele hierfür dienen die zwei Großstädte Yokoha­
ma und Kawasaki sowie die Präfekturen Tokio und Osaka. Abschlie­
ßend folgen einige Überlegungen zur Bedeutung der Umweltbericht­
erstattung für die japanische Umweltpolitik und für eine präven­
tive Umweltpolitik.
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I. Entwicklungslinien und Stand der Japanischen Ümweltpo-
litik

1. Einleitung

Kein anderes Industrieland hat so frühzeitig und leidvoll wie Ja­
pan die Folgen einer ungezügelten Wachstumspolitik zu spüren be­
kommen: Schon in den fünfziger Jahren hatten ungereinigte Indu­
strieabwässer zu Lebensmittelvergiftungen geführt, die neuartige 
Krankheiten - häufig mit tödlichem Ausgang - verursachten (5). 
Japan ist aber zugleich das Land, in dem früher als in vergleich­
baren Ländern technische, politische und rechtliche Maßnahmen zur 
Minderung der Gesundheits- und Umweltfolgen industriellen Wachs­
tums ergriffen worden sind. Diese Maßnahmen sind teilweise auch 
heute noch weltweit einmalig geblieben (6).

In einigen Bereichen der Umweltpolitik, wo uns in Europa immer 
noch die Probleme auf den Nägeln brennen, haben die Japaner ge­
zeigt, daß es innerhalb einer relativ kurzen Zeitspanne möglich 
ist, eine drastische Verminderung der Umweltbelastungen zu errei­
chen. Gleichwohl verblieben etliche Umweltschutzprobleme unge­
löst: Japan ist zwar längst nicht mehr auf dem Weg in ein "ökolo­
gisches Harakiri", doch vom Status eines "umweltpolitischen Mu­
sterknaben" ist es noch weit entfernt (7).

Angesichts der vielfältigen ungelösten Umweltprobleme in Europa 
und zunehmender Erkenntnisse über die negativen Folgen von Um­
weltbelastungen ist es für andere Länder empfehlenswert, den 
Blick auf die erfolgreichen Maßnahmen und ihr politisches Umfeld 
in Japan zu richten. Aber nicht nur die japanischen Erfolge im ' 
Umweltschutz sind von Interesse. Gerade die leidvollen Erfahrun­
gen sowie die sich abzeichnenden neuen Probleme können für andere 
Nationen lehrreich sein, um schlummernde Risiken im eigenen Lande 
schneller zu entdecken und ihnen vorsorglicher, als es bislang
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geschieht, durch umweltpolitische Kurskorrekturen entgegenzuwir­
ken.

Von empirischen Beispielen ausgehende Denkanstöße für umweltpoli­
tische Neugestaltungen bietet Japan in reichem Maße (8). Es wird 
jedoch keine leichte Aufgabe sein, diese Denkanstöße in umweltpo­
litische Taten umzusetzen, zeigt doch eine Betrachtung der Ent­
wicklungsphasen der japanischen Umweltpolitik, daß die erfolgrei­
chen Maßnahmen das Ergebnis eines überaus konfliktreichen politi­
schen Prozesses waren.
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2. Umweltpolitische Entwicklungsphasen: Von der ökologischen
Ignoranz zur technokratischen Umweltpolitik

Von der gezielten ökologischen Ignoranz (9) der japanischen Re­
gierung und Industrie bis hin zur technokratisch-aktiven Umwelt­
politik, durch die Japan in einigen Bereichen zum Schrittmacher 
wurde, war es ein weiter, für die Bevölkerung oftmals dornenrei­
cher Weg: In kaum einem anderen Land waren so viele Krankheits- 
und Todesfälle so eindeutig auf industrielle Umweltverschmutzung 
zurückzuführen, nirgendwo sonst waren die Krankheiten so qual­
voll. Weltweites Aufsehen erregten dabei die Minamata- und die 
Itai-Itai-Krankheit, beide verursacht durch die Einleitung toxi­
scher Stoffe durch Industriebetriebe in die Gewässer. Aber auch 
das Atmen fiel den Japanern mit Beginn der sechziger Jahre immer 
schwerer: Industrie- und Kraftfahrzeugabgase hüllten die Städte 
in giftige Smogwolken, so daß Erkrankungen der Atemwege rapide 
Zunahmen.

Die nach dem Zweiten Weltkrieg mit solcher Nichtachtung gesund­
heitlicher und ökologischer Erfordernisse betriebene Industriepo­
litik, daß sie die Form eines "ökologischen Raubbaukapitalismus" 
annahm, führte in der Folgezeit zu einer Zerstörung weiter Natur­
flächen und zu einer Verseuchung der Gewässer mit giftigen Ab­
fallstoffen. Hierauf reagierte die konservative Landesregierung 
in unterschiedlicher Weise, wobei sich drei Entwicklungsphasen 
der japanischen Umweltpolitik deutlich voneinander abgrenzen las­
sen .

2.1 Die Phase der ökologischen Ignoranz

In der Phase der gezielten ökologischen Ignoranz, die bis Anfang 
der sechziger Jahre dauerte, blieb die Regierung trotz nachweis­
licher Schädigungen von Gesundheit und Eigentum durch gewerbliche
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Schadstoffemissionen weitgehend untätig. Die Unternehmen wider­
setzten sich erfolgreich dem Verlangen der Bürger nach Umwelt­
schutzmaßnahmen; bisweilen boten sie äußerst niedrige Schadenser­
satzzahlungen an, das sogenannte "Tränengeld". Später leiteten 
dann Regierung und zuständige Ministerlalverwaltung häufig eher 
verschleiernde als aufklärende und vor allem zeitverzögernde wis­
senschaftliche Untersuchungen ein; gegen die zunehmend militante­
ren Protestaktionen der Betroffenen wurden staatliche Machtmittel 
eingesetzt. Bis zur Anerkennung der meist durch Hilfe von umwelt­
politisch engagierten Wissenschaftlern herausgefundenen Schadens­
ursachen vergingen häufig Jahre, in denen die Erkrankungen Zunah­
men und nun auch an anderen Orten auftraten.

Die Zentralregierung griff in der Regel erst dann zu wirksameren 
Maßnahmen, als an den Beweisen nicht mehr zu rütteln war und die 
Konflikte eine landesweite Dimension annahmen, weil immer mehr 
Bürger Partei für die meist in abgelegenen ländlichen Gebieten 
lebenden Opfer der Umweltverschmutzung ergriffen. Zudem wuchs auf 
kommunaler Ebene der Widerstand gegen Industrialisierungsvorha­
ben, durch die eine Belastung der Umwelt zu befürchten war. Den 
ersten großen Erfolg in der Nachkriegszeit erzielte eine Umwelt­
schutzinitiative 1964 mit der Verhinderung eines industriellen 
Großprojekts in der Nähe der beiden Städte Mishima und Numazu 
(10). Dieser immer stärkere Stimmungsumschlag innerhalb der Be­
völkerung zugunsten einer Zähmung des industriellen Wildwuchses 
veranlaßte die Regierung, mit der Entwicklung einer systemati­
schen Umweltpolitik zu beginnen.

2.2 Die Phase der symbolischen Umweltpolitik

Im Jahr 1967 trat erstmals ein allgemeines Umweltgesetz in Kraft. 
Es enthielt jedoch eine Klausel, die sich als folgenschweres 
Hemmnis bei der Durchsetzung wirksamer umweltpolitischer Maßnah­
men auswirkte; Gefordert war nämlich, daß der Schutz der lebendi-
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gen Umwelt in "harmonischer Abstimmung" mit einer gesunden Wirt­
schaftsentwicklung erfolgen sollte. Diese Harmonieklausel wurde 
von der Industrie und den wirtschaftsnahen Behörden häufig gegen 
den Erlaß schärferer Umweltbestimmungen ins Spiel gebracht und 
zugunsten eines Vorrangs der Ökonomie interpretiert.

Insgesamt zeichnete sich diese Phase einer symbolischen Umweltpo­
litik, in der noch weitere halbherzige Gesetze und Verordnungen 
erlassen wurden, dadurch aus, daß zwar auf dem Papier beeindruk- 
kende, tatsächlich jedoch wirkungslose Paragraphenwerke geschaf­
fen wurden: Traten früher akute Belastungen hauptsächlich in re­
lativ begrenzten Gebieten auf, so änderte sich das Bild im Zuge 
des weiteren rapiden industriellen Wachstums grundlegend. Die Um­
weltbelastungen breiteten sich nun über das ganze Land aus. In 
kaum einer bevölkerten Region Japans gab es noch Flüsse, Küsten­
gewässer, größere Bodenflächen und Atemluft mit gesundheitlich 
unbedenklichen Schadstoffkonzentrationen. Japan, so hieß es, sei 
auf dem Weg ins "ökologische Harakari" (11).

Die Bürger, aber auch Kommunalpolitiker, waren indessen immer we­
niger bereit, der Industrie und Regierung auf diesem Weg zu fol­
gen. Proteste und Gerichtsprozesse mehrten sich. Selbst Bewohner 
ländlicher Gebiete, die noch wenig früher industrielle Neuansied- 
lungen begrüßt hätten, sperrten sich zunehmend gegen Industrie­
vorhaben aller Art (12). Die Wohltaten des Wirtschaftswachstums 
wurden immer stärker in Frage gestellt (13). Die Zahl der Bürger­
initiativen nahm rapide zu, und die öffentlichen Medien berichte­
ten fast täglich über Umweltprobleme und -Skandale. Es erwies 
sich, daß dem Übel nicht mit symbolischen Maßnahmen beizukommen 
war. Die abnehmende Wachstums- und Fortschrittsgläubigkeit der 
japanischen Bevölkerung und die zunehmende Opposition gegen Indu- ' 
strievorhaben, aber auch gegen staatliche Infrastrukturmaßnahmen 
(Eisenbahntrassen, Autostraßen, Flughäfen, etc.) stellten für das 
japanische Wachstumskartell aus Industrie, Ministerialbürokratie 
und Regierungspartei (LDP) eine bedrohliche Entwicklung dar (14).
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2.3 Die Phase der technokratischen Umweltpolitik

Auf die Herausforderungen antwortete die Regierung aus wohlver­
standenem Eigeninteresse mit einem relativ radikalen Kurswechsel, 
der die Phase einer technokratisch-aktiven Umweltpolitik einlei­
tete. Jetzt wurden teilweise scharfe Maßnahmen gegen die großen 
Umweltverschmutzer ergriffen und auch einige im internationalen 
Vergleich herausragende Regelungsinstrumente geschaffen (15). Sie 
führten zu markanten Verbesserungen in einigen Schadstoffberei­
chen, auf die andere Industrienationen in der Regel nicht verwei­
sen können. Diese Phase begann in etwa mit dem parlamentarischen 
Kraftakt von 1970, als auf einer Sondersitzung insgesamt 14 Um­
weltschutzgesetze bzw. -Verordnungen verabschiedet wurden. Die 
verhängnisvolle Harmonieklausel im Umweltbasisgesetz wurde ge­
strichen. Maßnahmen zur Senkung des Schadstoffausstoßes erhielten 
den Vorrang.

Die staatlichen Maßnahmen wurden in der Folgezeit durch Entwick­
lungen im gesellschaftlichen, kommunalpolitischen und judikativen 
Bereich noch intensiviert. Auf den zunehmen Protest großer Teile 
der Bevölkerung ist bereits hingewiesen worden. Druck auf die zu­
nächst untätige Zentralregierung übten aber auch Politiker aus 
stark belasteten Großstädten und einigen Präfekturen aus. Tokio 
stand dabei oftmals in vorderster Front, wenn es galt, kommunalen 
Ungehorsam gegen die Zentralregierung zu mobilisieren (16).

Immer mehr Städte erließen strenge Verordnungen und zwangen die 
Unternehmen zu Umweltschutzvereinbarungen, deren Anforderungen 
. weit über das gesetzlich geforderte Maß hinausgingen. Derzeit 
gibt es insgesamt über 24.000 solcher Umweltschutzvereinbarungen, 
in die zunehmend Bestimmungen über zeitweilige Betriebsunterbre­
chungen in Problemsituationen, Schadensersatzleistungen, unbe­
schränkte Haftungspflicht (Gefährdungshaftung) und Betriebsin­
spektionen aufgenommen werden. Auch Bürgergruppen schließen rela­
tiv häufig solche Umweltschutzvereinbarungen mit Industrie- und 
Gewerbebetrieben ab. Dieses flexible System, durch das jeweils
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gezielt auf die örtliche Situation reagiert werden kann, hat ent­
scheidenden Einfluß auf die Schadstoffminderungsmaßnahmen der ja­
panischen Industrie ausgeübt (17). So zeigte sich, daß kommunale 
Instanzen und Bürger, wenn ihnen auch rechtlich die Hände teil­
weise gebunden waren, zahlreiche politische Möglichkeiten haben, 
wirksame Umweltschutzmaßnahmen durchzusetzen.
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3. Bahnbrechende Gerichtsurteile zu Gesundheitsschäden durch 
Umweltbelastungen

Zur umweltpolitischen Wende der konservativen Regierung trugen 
auch einige Richter bei. Aufgrund von Gerichtsentscheidungen muß­
ten verschiedene Industrieunternehmen teilweise hohe Entschädi­
gungssummen an die Betroffenen zahlen. In Japan wird in diesem 
Zusammenhang von den "vier großen Umweltschutzprozessen" wegen 
Gesundheitsschäden durch Luft- und Gewässerverschmutzung gespro­
chen. Hierbei handelt es sich um zwei Verfahren zur sogenannten 
Minamata-Krankheit (Methylquecksilbervergiftungen), um den Itai- 
Itai-Prozeß (Cadmiumvergiftungen) sowie um das Verfahren wegen 
Atemwegerkrankungen durch Schwefeldioxid-Emissionen in der Indu­
striestadt Yokkaichi. Das letzte Urteil wurde 1973 gesprochen. 
Sämtliche Prozesse gingen für die Kläger, die Umweltverschmut­
zungsopfer, erfolgreich aus. In allen Verfahren vor den Zivilge­
richten ging es um Schadensersatzforderungen für Gesundheitsschä­
den (auch in Verbindung mit Todesfällen) (18).

Neben ihrer immensen Öffentlichkeitswirkung - mächtige Industrie­
gruppen waren zum erstenmal und in relevantem Ausmaß wegen der 
durch ihre laxen Umweltschutzmaßnahmen ausgelösten Schäden verur­
teilt worden - sind diese Urteile aufgrund der in ihnen enthalte­
nen, teilweise neuartigen Rechtsprinzipien von fundamentaler Be­
deutung (19). Dazu gehören insbesondere die Anwendung des epide­
miologischen Kausalitätsnachweises, die Beweislastumkehr im Fall 
von Gesundheitsschäden durch Schadstoffemissionen sowie die Ge- 
fährdungs- und gesamtschuldnerische Haftung. Hierdurch wurde es 
den Geschädigten wesentlich erleichtert, ihre Rechte vor Gericht 
durchzusetzen.

Durch die Gerichtsurteile war man der rechtlichen Waffengleich­
heit zwischen Umweltverschmutzern und Betroffenen ein beträchtli­
ches Stück nähergekommen. In Japan verstand man in Politik und 
Industrie das Signal der Gerichtsurteile sehr gut. Schon während
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der Gerichtsverfahren - und insbesondere im Anschluß daran - ent­
stand eine hektische Betriebsamkeit, die zur nachhaltigen Ände­
rung der staatlichen Politik führte. Es wurden strengere Umwelt­
gesetze nicht nur erlassen, sondern auch umgesetzt. In enger Ko­
operation mit den betroffenen Industriezweigen wurden kurzfristi­
ge Ziele für die Verbesserung der Umweltqualität abgesteckt und 
die hierfür erforderlichen Strategien festgelegt. Zum Teil wegen 
der optischen Effekte (schnelle Sichtbarkeit umweltpolitischer 
Erfolge) wurde der Schwerpunkt auf Maßnahmen zur Reinhaltung der 
Luft gesetzt. Aber auch die Einleitung toxischer Stoffe in die 
Gewässer wurde strengeren Regelungen unterworfen (20). Die Ge­
richtsurteile und insbesondere die Befürchtungen von Industrie 
und Regierung, daß es nun zu einer Prozeßlawine kommen könne, 
trugen erheblich dazu bei, daß die technokratisch-aktive Umwelt­
politik in der Anfangsphase mit großem Elan und raschen Teiler­
folgen betrieben wurde.
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4. ümweltpolitische Leistungen und verbliebene Probleme

Die größten Leistungen wurden im Bereich der Reinhaltung der Luft 
erzielt. Dies läßt sich nicht auf einzelne Regelungsinstrumente 
zurückführen, sondern ist Ergebnis des gesamten Instrumentenbün­
dels der japanischen Umweltpolitik (21). Hierzu gehören unter an­
derem Luftreinhalteprogramme für Belastungsgebiete, bei denen für 
das gesamte Gebiet eine anzustrebende Gesamtschadstoffmenge fest­
gelegt wird; die im internationalen Vergleich sehr strengen Luft- 
qualitäts- und Emissionsstandards; gezielte finanzielle Unter­
stützungen insbesondere für Klein- und Mittelbetriebe; ein Ent­
schädigungssystem für Gesundheitsschäden, die durch Umweltver­
schmutzung verursacht sind, verbunden mit finanziellen Abgaben 
der hierfür verantwortlichen Betriebe; und schließlich eine sy­
stematisch betriebene Energieeinspar- und Industriestrukturpoli­
tik sowie das sehr gut ausgebaute Meß- und Informationssystem, 
das in den folgenden Kapiteln ausführlich beschrieben wird.

Im Bereich der Luftreinhaltetechnik ist Japan sowohl quantitativ 
als auch qualitativ Schrittmacher. So werden nur in Japan in 
großtechnischem Maßstab Schweröle direkt entschwefelt und in gro­
ßen Mengen teure, schwefelarme Brennstoffe (etwa extrem schwefel­
armes Rohöl aus Indonesien und Flüssiggas) importiert. Bei der 
Rauchgasentschwefelung (Schwefeldioxidreduktion) und Entstik- 
kungstechnologie (Stickstoffoxidreduktion) hat Japan im interna­
tionalen Vergleich eindeutig die Spitzenposition inne. Dennoch 
ist die Belastung durch Stickoxide, die maßgeblich für den immer 
noch auftretenden photochemischen Smog verantwortlich sind, nur 
leicht gesunken, in einigen Ballungsgebieten sogar gestiegen. 
Dies wird hauptsächlich auf den raschen Anstieg des Kraftfahr­
zeugbestandes zurückgeführt, der so erheblich war, daß selbst die 
weltweit strengsten Kfz-Abgasgrenzwerte Japans die Stickoxidbela­
stung nicht in Schach halten konnten. Allein von 1970 bis 1980 
verdoppelte sich der Kraftfahrzeugbestand. Die Luftbelastung
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durch das in den Kfz-Abgasen enthaltene Blei konnte jedoch durch 
die Einführung bleifreien Benzins seit 1975 gesenkt werden.

Auch bei der Reinigung der Gewässer von toxischen Schadstoffen 
war man erfolgreich. Probleme gibt es jedoch noch zuhauf: So sind 
die Gewässer immer noch stark mit organischen Substanzen bela­
stet, insbesondere zirkulationsschwache Gewässer wie Seen und 
Meeresbuchten. Probleme gibt es auch in anderen ümweltbereichen: 
Die Abfallmengen aus dem Haushalt- und Gewerbebereich nehmen 
rasch zu, und Deponieplätze sind im dicht besiedelten Japan rar. 
Allgemeiner Müll (aber auch Sondermüll) wird zur Küstenaufschüt­
tung oder zum Bau künstlicher Inseln verwendet; dies könnte lang­
fristig verheerende Folgen für die Gewässer, auch für das Grund­
wasser, haben. Ebenso wird das Dioxin-Problem bei Müllverbren­
nungsanlagen bislang nur unzureichend zur Kenntnis genommen. 
Lärm- und Vibrationsbelastungen werden in den meisten Beschwerden 
aus der Bevölkerung angesprochen.

Insgesamt ist festzustellen, daß die japanische Regierung mit ih­
rer Umweltpolitik schwerpunktmäßig auf Probleme reagiert hat, die 
Gesundheitsschäden zur Folge hatten; der allgemeine ökologische 
Bereich ist dagegen stark vernachlässigt worden: Im Natur- und 
Landschaftsschutz liegt, ebenso wie im Bereich der Raumordnung 
und Stadtplanung, noch vieles im argen (22). Die Einführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung auf gesetzlicher Basis ist jedoch 
nach einem lang währenden Streit des staatlichen Umweltamtes mit 
wirtschaftsnahen Ministerien (insbesondere dem Industrie- und 
Handelsministerium und dem Bauministerium) Ende 1984 endgültig 
gescheitert. Diese Prüfungen sollen nun auf der Basis von Verwal­
tungsempfehlungen (gyösei shidö) erfolgen (23).

Es gibt also noch eine breite Aufgabenpalette für die japanische 
Umweltpolitik. Daneben mehren sich die Anzeichen, daß in bisher 
erfolgreichen Bereichen die Erfolgskurve abflacht oder gar neue 
Herausforderungen entstehen. So führen etwa die leistungsstarken 
Rauchgasreinigungsanlagen zu einem Anwachsen der sogenannten Bei-
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und Abfallprodukte. Diese werden teilweise deponiert oder in Ge­
wässer eingeleitet; man verschiebt also die Probleme nur.

Solche Problemverlagerungen treten in der Regel überall dort auf, 
wo umweltpolitische Maßnahmen es dabei bewenden lassen, Reini­
gungstechniken einzusetzen, anstatt die Schadstoffentstehung von 
vornherein zu verhindern. Eine solche Strategie, die es versäumt, 
zum Zentrum der Risikoproduktion vorzustoßen, um langfristig im 
Sinne einer präventiven Umweltpolitik ökologieverträgliche Ver­
fahren und Verhaltensweisen durchzusetzen, bezeichne ich als 
technokratische Umweltstrategie. Sie liegt der japanischen Um­
weltpolitik seit Anfang der siebziger Jahre zugrunde. Hierdurch 
sind zwar rasche Erfolge in Teilbereichen erzielt worden - und 
unter dem Strich wurde die gesamtwirtschaftliche Entwicklung da­
durch sogar begünstigt -, aber eine eigentliche Umweltschutzpoli­
tik, die den gesamtökologischen Kontext berücksichtigt, muß in 
Japan erst noch entwickelt werden. Das Konzept einer solchen vor­
sorgeorientierten Umweltschutzpolitik stößt hier gegenwärtig noch 
auf den harten Widerstand der Industrie, die meint, bislang schon 
genug getan zu haben (25). — Das Fazit zur japanischen Umweltpoli­
tik dürfte daher lauten, daß Japan weder auf dem Weg zum einst 
vorausgesagten "ökologischen Harakiri" ist, noch ein ökologischer 
Musterknabe geworden ist: Die nächsten Jahre werden zeigen, ob 
die japanische Regierung und die Industrie aus den bitteren Er­
fahrungen der Vergangenheit die Lehre gezogen haben, daß in der 
Umweltpolitik Vorsorge besser als Schadensmanagement ist, um nach 
der relativ erfolgreichen Bewältigung vordergründiger Einzelpro­
bleme nun die "ökologische Herausforderung" anzunehmen.
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II. Umweltberichterstattung: Organisation und Systeme

X . Ausgangsbedingungen

In der Frühphase der japanischen Umweltpolitik hatten weder Indu­
strie noch Regierung das inzwischen weitgehend geltende Prinzip 
anerkannt, daß bei der Ermittlung von Umweltverschmutzungen und 
ihrer Verursacher vom neuesten Stand der wissenschaftlich-techni­
schen Erkenntnisse auszugehen ist. Solange Umweltprobleme nicht 
durch die Betroffenen politisierbar waren, bestand ein grundle­
gendes Interesse von Regierung und Industrie, Umweltprobleme zu 
ignorieren oder nur sehr selektiv zu ermitteln und publik zu ma­
chen. Den Anfang mit einer systematischeren, problembezogenen Um­
weltberichterstattung hatten dementsprechend unabhängige Wissen­
schaftler, Bürgergruppen und die Behörden einiger hoch belasteter 
Kommunen gemacht. In diesem Zusammenhang wird auf die Pionierlei­
stungen des Gesundheitslaboratoriums (später: Umwelthygienelabo­
ratorium) der Stadt Tokio hingewiesen (26).

Mit dem systematischen Aufbau von Meßnetzen zur Erfassung der Um­
weltqualität wurde im gesamten Lande erst in den sechziger Jahren 
begonnen, als die Zentralregierung durch massive Bürgerproteste 
und durch die oben beschriebenen (Kapitel 1.3) bahnbrechenden Ge­
richtsurteile gezwungen worden war, große Anstrengungen zur Ver­
besserung der Umweltqualität zu unternehmen.

Die damalige umweltpolitische Krisensituation hatte starken Ein­
fluß auf Form und Umfang des in der Folgezeit intensiv ausgebau­
ten Systems der Umweltberichterstattung. Prägend auf die Gestal­
tung des Meß- und Informationssystems wirkten sich vor allem die 
folgenden Faktoren aus:

• Regierung und Industrie waren wegen des zunehmenden Widerstan­
des der Bevölkerung gegen umweltbelastende Quellen und Indu- 
strieansiedlungsvorhaben übereingekommen, die Umweltkonflikte
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durch rasch wirksame Verbesserungsmaßnahmen abzubauen. Hierzu 
mußte die Daten- und Informationslage erheblich verbessert wer­
den: zum einen, um Gegenmaßnahmen auf rationaler Grundlage pla­
nen und ihre Effekte kontrollieren zu können, zum anderen, um 
die Forderungen der Bevölkerung nach realistischen Informatio­
nen über Stand und Entwicklung der Umweltbelastung zu erfüllen.

• Für die effektive Anwendung bestimmter Regelungsinstrumente 
(etwa dem Gesamtemissionsmengen-Steuerungssystem für die Berei­
che Luft und Wasser sowie dem Smog-Warnsystem) war das Vorhan­
densein eines landesweiten und dichten Meßnetzes unabdingbare 
Voraussetzung.

• Die erfolgreiche gerichtliche Durchsetzung von Schadensersatz­
leistungen für Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Umweltbela­
stungen sowie die spätere gesetzliche Regelung hierzu (Entschä­
digungsgesetz für umweltverschmutzungsbedingte Gesundheitsbe­
einträchtigungen von 1973 sowie dessen Vorläufer auf kommunaler 
Ebene) stimulierten Industrie und Behörden, den Ausbau von Meß­
systemen voranzutreiben: Die Verwaltung benötigte Daten zur 
Festlegung der Kompensationsgebiete und der Abgaben, die von 
emittierenden Betrieben zur Deckung des Kompensationsfonds er­
hoben werden; den abgabepflichtigen Betrieben ging es im we­
sentlichen darum, ihre Anstrengungen zur Verminderung der Um­
weltbelastung anhand glaubwürdiger Daten nachzuweisen.

Diese Primäranlässe prägten über Jahre, und auch heute noch, Art 
und Umfang des japanischen Umweltinformationssystems: Schwerpunk­
te der Beobachtung bildeten die konfliktreichsten Sektoren, wäh­
rend andere Bereiche (etwa Lärm und Abfall, insbesondere aber der 
Naturschutzbereich) zunächst vernachlässigt wurden. Inzwischen 
jedoch sind - wie unten noch gezeigt wird - diese Lücken im In­
formationssystem weitgehend geschlossen worden. Gleichwohl ist 
das Herzstück und der im internationalen Vergleich herausragend- 
ste Teil der japanischen Umweltberichterstattung immer noch das 
Informationssystem zur Luft- und Gewässerbelastung.
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2. Omweltberichterstattung auf der staatlichen Ebene

2.1 Allgemeine Organisation und Finanzierung

Die allgemeine rechtliche Grundlage für das japanische Meßsystem 
bildet derzeit das ümweltbasisgesetz von 1967 in der novellierten 
Fassung von 1970. So heißt es in den hierzu einschlägigen Bestim­
mungen (27):

"Die Regierung hat sich zu bemühen, zum erforderlichen 
Erfassen des Standes der ümweltschäden und zu angemes­
sener Verwirklichung der Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Umweltschäden ein System der Beobachtung, Messung, Un­
tersuchung und Überprüfung einzurichten." (§ 13)

Das Grundziel der Umweltpolitik ist in § 9 Abs. 1 spezifiziert:

"Die Regierung legt für die Umweltbedingungen hinsicht­
lich Verunreinigung der Luft, Verschmutzung des Was­
sers, Verseuchung des Erdbodens und für Lärm Normen 
fest, die einzuhalten für die Bewahrung der Gesundheit 
der Menschen und die Erhaltung ihrer Lebensumwelt wün­
schenswert ist."

Die Grundsätze für politische Maßnahmepläne von Präfekturen und 
Kommunen gehen aus § 18 hervor:

"Die Gebietskörperschaften treffen im Rahmen der gesetz­
lichen Bestimmungen zu dem im zweiten Titel geregelten 
Vorgehen des Landes entsprechende Maßnahmen und führen 
daneben unter Berücksichtigung der natürlichen und ge­
sellschaftlichen Bedingungen ihres Gebietes sonstige, 
zur Bekämpfung von Umweltschäden notwendige Maßnahmen 
durch. In diesen Fällen obliegt den Provinzen haupt­
sächlich, weiträumige Maßnahmen durchzuführen und das 
Vorgehen der Gemeinden aufeinander abzustimmen."

Zur Durchführung von Erhebungen und Untersuchungen führt § 14 
aus:

Die Regierung hat Erhebungen über die voraussichtliche 
Entwicklung der Umweltschäden und sonstige für die ge­

25



botene Planung eines Vorgehens zur Bekämpfung der Um- 
weltschäden erforderlichen Erhebungen durchzuführen."

Nähere Bestimmungen zur Umweltberichterstattung für die einzelnen 
Umweltmedien sind in den diesbezüglichen Spezialgesetzen nieder­
gelegt worden (28). Die zentrale Sammlung und Evaluation der Da­
ten obliegt weitgehend dem 1971 gegründeten nationalen Umweltamt 
(Environment Agency) mit Sitz in Tokio, das von Größe und Kompe­
tenzen her einem Umweltministerium vergleichbar ist (29).

Für den Bereich der Umweltberichterstattung auf der nationalen 
Ebene sind unter anderem folgende Aufgabenbeschreibungen relevant 
(30):

"Um eine angemessene Nutzung natürlicher Ressourcen als 
Teil einer umweltverträglichen regionalen Wirtschafts­
entwicklung zu fördern, sind die ökologischen Besonder­
heiten der betreffenden Region systematisch zu berück­
sichtigen. "

"Vermehrte Forschungsaktivitäten, einschließlich der 
Durchführung der 3. Nationalen Erhebung zur Lage der 
Natur, sollen angeregt werden, um eine genaue Zustands­
bewertung der natürlichen Umwelt, z.B. Verbreitung von 
Tier- und Pflanzenarten, vornehmen zu können."

"Die Forschungsaktivitäten des Nationalen Instituts für 
Umweltuntersuchungen sollen erweitert und verbessert 
werden, um eine zügige Umsetzung von Verwaltungsmaßnah­
men im Umweltschutz zu erleichtern."

Auf nationaler Ebene hat das japanische Umweltamt die Federfüh­
rung bei der Koordination der Umweltberichterstattung; das 
schließt die Sammlung von Daten aus den Kommunen und einzelnen 
Fachministerien (die teilweise eigene Umweltschutzkompetenzen ha­
ben, wie etwa das Wirtschaftsministerium für bestimmte Industrie­
betriebe und Kraftwerke, das Bauministerium für Kläranlagen etc.) 
sowie die Aufbereitung der Daten und ihre Veröffentlichung ein. 
Gleichwohl geben die anderen Ministerien für die Umweltbereiche, 
in denen sie Zuständigkeiten haben, eigene Informationsberichte 
heraus (31).

26



Die zentrale Zuständigkeit für Umweltberichterstattung im natio­
nalen Umweltamt selbst liegt bei der Abteilung für "Allgemeine 
Angelegenheiten" (General Affairs Division), die untergliedert 
ist in "Office of Public Information", "Environmental Information 
Officer" und "Environmental Information and Statistics Program 
Coordinator". Für ins Ausland zielende Informationen ist die "Ab­
teilung für internationale Angelegenheiten" (International Af­
fairs Division) zuständig; sie erstellt beispielsweise die engli­
schen Übersetzungen japanischer Umweltberichte.

Den Fachabteilungen für Umweltberichterstattung arbeiten die je 
speziellen Umweltabteilungen der anderen Referate des Umweltamtes 
zu. Dazu gehören das "Planning and coordination Bureau", das 
"Nature Conservation Bureau", das "Air Quality Bureau" und das 
"Water Quality Bureau". Spezifische Aufgaben primär wissenschaft­
licher Art - etwa Entwicklung von Analyse- und Meßverfahren, 
Durchführung von Analyseprogrammen in besonderen Problembereichen 
- erfüllt das direkt dem Umweltminister unterstellte, in der Wis­
senschaftsstadt Tsukuba gelegene, 1974 gegründete "Nationale In­
stitut für Umweltuntersuchungen" (National Institute for Environ­
mental Studies), dessen Budget 1985 - um eine Vorstellung von 
seiner Größe zu geben - insgesamt 4.361 Millionen Yen (rund 56,7 
Millionen DM) betragen hat. Das ist etwa ein Zehntel des Gesamt­
budgets des nationalen Umweltamtes.

Die allgemeine Aufgabenbeschreibung für das Nationale Institut 
für Umweltuntersuchungen lautet (32):

"(1) Untersuchungen zu den Auswirkungen von Luft- und 
Gewässerverschmutzung, Lärm und anderen Umweltbela­
stungen auf die menschliche Gesundheit und die na­
türliche Umwelt, zu Methoden der Umweltberichter­
stattung, zu Meß- und Analyseverfahren sowie zur 
Prävention von Umweltschäden.

(2) Sammlung, Aufbereitung und Verbreitung von Umwelt­
daten aus dem In- und Ausland."
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Weiterhin gehören zum nationalen Umweltamt diverse Außenstellen 
mit allgemeinen Aufgaben in allen Landesteilen, die gleichfalls 
in Einzelfällen für Zwecke der ümweltberichterstattung einge­
schaltet werden. Untersuchungen speziell zu Gesundheitsbeein­
trächtigungen durch Luft- und Wasserverschmutzungen führt das 
"Environmental Health Department" des nationalen Umweltamtes 
durch, das gleichzeitig die Fachaufsicht über das "National In­
stitute for Minamata Disease" hat, dessen Hauptaufgabe in medizi­
nischen Untersuchungen zur Minamata-Krankheit besteht.

Kontinuierliche Informationen zu den SC^-Emissionen mittlerer und 
großer stationärer Quellen (und zwar je für den Einzelbetrieb 
spezifiziert) erhält das nationale Umweltamt ebenfalls durch das 
"Environmental Health Department", das Teilkompetenzen beim Voll­
zug des Entschädigungsgesetzes hat. Das Naturschutz-Referat 
(Nature Conservation Bureau) des nationalen Umweltamtes ist für 
die Durchführung der landesweiten Erhebungen zur Situation der 
natürlichen Umwelt (sogenannter "Green Census") zuständig, wie 
sie durch das Naturschutzbasisgesetz vorgeschrieben werden.

Die führende Rolle in der Umweltforschung spielt das oben erwähn­
te "Nationalinstitut für Umweltuntersuchungen". Von der Grundaus­
richtung her werden primär interdisziplinär ausgerichtete Unter­
suchungen zu komplexen Themen durchgeführt. Im Jahr 1985 waren 
249 Personen am Nationalinstitut beschäftigt. Nach Angaben des 
nationalen Umweltamtes (33) stieg in den letzten Jahren die Ten­
denz, mit externen wissenschaftlichen Experten zu kooperieren. Zu 
den sogenannten regulären Forschungsprojekten gehören insgesamt 
142 Projekte. Hier werden beispielsweise Untersuchungen über die 
Effekte von Umweltbelastungen auf die menschliche Gesundheit, 
Tiere und Pflanzen sowie eine Untersuchung zu Meß- und Analyseme­
thoden im Bereich der Umweltverschmutzung durchgeführt. Die Fi­
nanzierung der verschiedenen Projekte erfolgt nicht nur aus dem 
allgemeinen Forschungsbudget für das Nationalinstitut, sondern 
auch aus anderen staatlichen Budgettiteln (so etwa durch das Pro­
gramm zur Förderung von Wissenschaft und Technologie).
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Daneben werden sogenannte Spezialprojekte durchgeführt. Sie haben 
in der Regel eine mehrjährige Laufzeit und werden immer in Koope­
ration mit externen Forschern von Universitäten oder Experten von 
staatlichen Institutionen bearbeitet. Zu den hierbei behandelten 
Themen zählen unter anderem: Beeinträchtigung und Stabilisierung 
von aquatischen Ökosystemen, die durch Gefahrstoffe beinträchtigt 
worden sind; Ferntransport und Depositionsprozeß von Luftschad­
stoffen in sogenannten Hintergrundgebieten; Entwicklung von Um­
weltindexierungssystemen für die natürliche Umwelt in Städten und 
ihrer Umgebung sowie die weiträumige und kontinuierliche Fernmes­
sung und Analyse der Umweltbedingungen (34).

Insgesamt kann festgestellt werden, daß die wesentlichen Aufgaben 
im Bereich der Umweltberichterstattung auf nationaler Ebene durch 
das japanische Umweltamt und dessen Außenstellen oder von spe­
ziellen Einrichtungen wahrgenommen werden. Da Umweltberichter­
stattungsaufgaben der Kommunen generell durch nationales Gesetz 
geregelt oder in spezieller Weise durch das Umweltamt an die kom­
munalen Behörden - wie es auch bei anderen Umweltaufgaben der 
Fall ist - delegiert werden, verläuft die zentrale Sammlung und 
Auswertung der dezentral erhobenen Daten weitgehend reibungslos. 
Auch Binnenkoordinationsprobleme des nationalen Umweltamtes sol­
len wegen der klaren Kompetenzregelungen kaum auftreten (35). 
Ferner wird die Zusammenarbeit dadurch erleichtert, daß das na­
tionale Umweltamt auf der Grundlage des Errichtungsgesetzes die 
Budgetierungsvorschläge für Forschung und Entwicklung im Bereich 
der Umweltschutzmaßnahmen, soweit von örtlichen Stellen wahrge­
nommen, koordiniert. Gleichzeitig weist das nationale Umweltamt 
pauschalisierte Budgetmittel anderen staatlichen Stellen für ihre 
Umweltschutzaufgaben zu; insbesondere ist es für die Zuteilung 
der Budgetmittel für Forschungsprojekte zu umfassenden For­
schungsvorhaben oder Grundlagenfragen im Bereich des Umweltschut­
zes, die von anderen staatlichen Stellen ausgeführt werden, zu­
ständig. Im Jahr 1984 beispielsweise verwaltete das nationale Um­
weltamt ein Gesamtbudget von rund 2,9 Mrd. Yen (rund 38 Mio. DM) 
für 117 Umweltforschungsprojekte, die von 56 technisch-wissen-
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schaftliohen Einrichtungen von 12 Ministerien oder anderen staat­
lichen Behörden ausgeführt wurden. Im Jahr davor wurden für 117 
Forschungsprojekte rund 3,1 Mrd. Yen (rund 40 Mio. DM) zugeteilt
(36) .

Zu den zehn wichtigsten "umfassenden Forschungsprojekten" des 
Jahres 1984 zählten beispielsweise Untersuchungen zur Prognose 
von Luftverschmutzungssituationen, zur Entwicklung von Monitor- 
Programmen für die Erfassung und Bewertung von synthetischen Che­
mikalien und Schwermetallen, zur Erfassung der "Lage der Natur" 
sowie zur Förderung des Fortschritts im meßtechnischen Bereich
(37) .

Zur Förderung der Kooperation zwischen staatlichen und kommunalen 
Stellen organisiert das nationale Umweltamt in der Regel alljähr­
lich eine Konferenz für die Leiter der kommunalen wissen­
schaftlich-technischen Umweltinstitute. Ferner erhalten die 
staatlichen Universitäten Japans neben anderen Finanzmitteln zur 
umweltbezogenen Auftragsforschung Mittel aus einem allgemeinen 
staatlichen Fonds für ihre Umweltforschung. Im Jahr 1984 wurden 
hierdurch 125 Projekte mit insgesamt 950 Mio. Yen (12,35 Mio. DM) 
bezuschußt (38).

Der in Japan sehr hohe Standard elektronisch-automatischer Infor­
mationserhebung und -auswertung trägt weiterhin dazu bei, daß die 
Aufgabe der nationalen Umweltberichterstattung in der Regel pro­
blemlos bewältigt werden kann. Schließlich wird die Koordination 
kommunaler Aktivitäten und die Bereitschaft der Kommunen zur Ko­
operation mit dem nationalen Umweltamt noch dadurch gefördert, 
daß kommunale Umweltaufgaben durch staatliche Finanzmittel unter­
stützt werden. Eine allgemeine Verpflichtung hierzu ergibt sich 
auch aus § 23 des Umweltbasisgesetzes, der folgendes bestimmt:

"Das Land hat sich zu bemühen, hinsichtlich der Kosten, 
welche die Gebietskörperschaften für ihr Vorgehen zur 
Bekämpfung von Umweltschäden benötigen, die notwendigen 
finanziellen und sonstigen Maßnahmen zu treffen."
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Für die Errichtung von Meßnetzen und die Anschaffung der erfor­
derlichen Meßgeräte und Instrumente übernimmt die Landesregierung 
ein Drittel der Kosten. Höhere Mittel erhalten Kommunen, die re­
gionale ümweltschutzprogramme (nach § 18 Umweltbasisgesetz) 
durchführen. Im Jahr 1985 betrug das Budget des nationalen Um­
weltamtes für Meßsysteme und ähnliches 928 Mio. Yen (rund 12 Mio. 
DM). Die Berichterstattung über die ermittelten Daten wie über 
den Stand der Umweltschutzprogramme (39), die eine Laufzeit von 5 
bis 10 Jahren haben, erfolgt jährlich.

2.2 Bereiche der Informationserhebung

Entsprechend der Aufgabenteilung zwischen der nationalen und der 
kommunalen Ebene werden von den staatlichen Stellen zur Ermitt­
lung der Umweltqualität primär Meßnetze betrieben, die einen 
Überblick zur generellen landesweiten Situation und ihren Trends 
geben sollen. Sie betreiben deshalb nur relativ wenige Meßstatio­
nen in eigener Regie. Bei der Luftgütemessung etwa werden von 
kommunalen Stellen rund 1.680 automatisch und kontinuierlich be­
triebene Meßstationen unterhalten, während staatliche Stellen 
rund 30 Meßstationen betreiben. Die Relation scheint in anderen 
Umweltbereichen nicht ähnlich kraß zu sein, doch überwiegt in der 
Regel immer die Anzahl der von den Kommunen eingerichteten und 
beaufsichtigten Meßstationen.

2.2.1 Luftqualität

Gegenwärtig gehören zum staatlichen Meßnetz 15 allgemeine Meßsta- 
tionen zur Ermittlung der landesweiten Entwicklung der Luftquali­
tät, 8 Stationen zur Erfassung der Hintergrundbelastung (ähnlich 
dem in der BR Deutschland vom Umweltbundesamt betriebenen Meßnetz 
in ländlichen Gebieten) und 3 Stationen speziell zur Feststellung 
des Einflusses des Kfz-Verkehrs auf die Luftqualität. Die letzt­
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genannten Stationen sind an repräsentativen Punkten von Verkehrs­
straßen in Tokio installiert. Weiterhin werden in Kooperation mit 
dem von der "World Meteorological Organisation" organisierten 
"background air-pollution monitoring network" chemische Analysen 
des Niederschlags und des Staubs sowie Messungen zur globalen 
Luftverschmutzung durchgeführt. Diese Aufgaben werden vom japani­
schen "Meteorological Rocket Observatory" in Sanriku-cho (Iwate- 
Präfektur) wahrgenommen.

Bestimmte Schadstoffe werden an den Meßstationen des landesweiten 
Meßnetzes kontinuierlich und automatisch erfaßt, zahlreiche ande­
re dagegen diskontinuierlich (in der Regel einmal pro Monat) und 
manuell. Hierüber informiert die folgende Tabelle.

Tabelle 1: Nationales Luftgüte-Meßnetz: Erfaßte Komponenten

Meßart Meßobjekte

automatische, kontinuierliche 
Messung

S02, NO, N02, CO, 0X, Schweb' 
staub, nicht-aliphatische 
Kohlenwasserstoffe

manuelle, diskontinuierliche 
Messung

Staub, Benzol (löslich), SO^, 
N02, Metalle im Staub (V, Mn,
Fe, Co, Ni, CU, Zn, Cd , Pb)
und Benzo(a )pyren), Metalle
im Schwebstaub wie Al, Ba,
Br, Ce, Cr, Cs, Co, CU , CI,
Fe, Hf, La, Lu, Mn, Na , Ni,
Pb, Sb, Se, Sm, Th, V, W, Zn
Cd, Ag, As, Ca, K, Sc, Ti.

Quelle: nach Angaben des nationalen ümweltamtes.
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Die folgende Abbildung zeigt die Verteilung der Meßstationen des 
nationalen Luftqualitätsmeßnetzes:

Abbildung 1: Nationales Luftqualitätsmeßnetz: Lage der Meßstationen

(Kasumigaseki, Shinjuku, 
Kitanomaru)

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.

Der weitaus größere Anteil der kontinuierlich-automatisch arbei­
tenden Meßstationen (rund 1.680) wird von den Kommunen betrieben 
(siehe Abschnitt 3.1). Auch die Messung von Schadstoffemissionen 
an der Quelle gehört in.der Regel zum Aufgabenbereich der Kommu­
nen. Da diese die Daten ohnehin, allerdings meist in aggregierter 
Form, veröffentlichen, ist auch ihre Weitergabe an staatliche 
Stellen nicht durch Kompetenzprobleme oder ähnliches behindert.
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Die bei der Planung und Implementation von Gesamtemissionsmengen- 
Steuerungsprogrammen (GEMS-Programme) erhobenen Daten in den 
hierfür bestimmten Gebieten gehen per gesetzlicher Bestimmung an 
das nationale Omweltamt.

Insbesondere in den konfliktreichen Jahren der japanischen Um­
weltpolitik sind auch von Bürgergruppen eigene Erhebungen zur 
Luftbelastung mit relativ simplen, doch ausreichend zuverlässigen 
und validen Methoden durchgeführt worden. Diese Messungen sind 
durch Wissenschaftler von Forschungsinstituten und Universitäten 
unterstützt worden; ferner hatte ein Lehrerverband auf landeswei­
ter Ebenen eine, wie es heißt, "eindrucksvolle Untersuchung zur 
Luftbelastung durch photochemische Oxidantien" durchgeführt, wo­
bei eine Blume (Windenart) als Bioindikator diente. Diese Unter­
suchung fand unter der Fachleitung eines Wissenschaftlers des na­
tionalen Instituts für Agrarwissenschaften statt und wurde durch 
eine Tageszeitung unterstützt (40).

Im folgenden werden einige Beispiele zur Berichterstattung staatli­
cher Stellen zum Luftreinhaltebereich gegeben:

Abbildung 2: Landesweiter Trend der SO ̂ -Belastung: Durchschnitt der 15allgemeinen Meßstationen

Quelle: Nationales Umweltamt 1985. 
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T abelle  2: SO ^-L u itb e la s tu n g : E in h a ltu n g  des L a n g ze its ta n d a rd s  b e i a llenM eßsta tionen

~~— -— Jahr 

Kategorie ~~--- ._
1979 1980 1981 1982 1983

Anzahl der Meßstationen 1.532 1.571 1.586 1.605 1.613
Anzahl der Meßstationen, bei denen 
Standard eingehalten wird 1.486 1.546 1.569 1.596 1.603
Übereinstimmungsrate (in %) 96,9 98,4 98,9 99,4 99,4

Anmerkung: Meßstationen ohne ausreichende Meßzeiten wurden nicht 
erfaßt.

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.

Tabelle 3: Meßstationen mit dem höchsten 98-Perzentil der NOy-Belastung im Jahr (Tagesdurchschnittswerte in ppm)

Präfektur Städte/
Bezirke

Lage der Meßstation 98-Perzentil Tages­
durchschnittswerte 

(ppm)

Tokio Chiyoda Gebäude der Stadtregierung 0,070
Arakawa Arakawa 0,070

Kanagawa Yokohama StadtteilbUro, Kohoku-ku 0,069
Tsurumi Gesundheitszentrum 0,068
Hiranuma-Grundschule, 
Nishi-ku 0,065
Gebäude der Präfektur­
regierung 0,065

Tokio Chuo Harumi 0,063
Adachi Adachi 0,064

Saitama Kawaguchi Motogo-Mittelschule 0,063
Kanagawa Yokohama Sakuragaoka-Oberschule, 

Hodogaya-ku 0,063
Osaka Osaka Yodogawa-Bezirksverwaltung 0,063

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.
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Tabelle k: Photochemischer Smog: Anzahl der Warnungen und der gemelde­ten Beeinträchtigungen 1980-198U

Jahr 1980 1981 1982 1983 1984

Warnungen: 
Anzahl der Tage ' 86 59 73 131 135
Gemeldete Beeinträch­
tigungen:
Anzahl der Personen 1.420 780 446 1.721 5.822

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.

2.2.2 Wasserqualität

In Japan wird die Qualität von Fließgewässern, Seen und Küstenge­
wässern (insbesondere der großen Meeresbuchten) sowie des Grund­
wassers systematisch ermittelt. Die Meßstellen werden wie im 
Luftbereich sowohl von staatlichen als auch von kommunalen Stel­
len betrieben. Die Kommunen erheben die Daten aufgrund gesetzli­
cher Verpflichtung, teilweise aber auch nach eigenem Ermessen. 
Die Daten werden an die zuständigen staatlichen Stellen übermit­
telt. Hier werden sie aufbereitet und veröffentlicht; davon unbe­
rührt bleibt die Veröffentlichung durch die Kommunen für ihren 
Zuständigkeitsbereich.

Die Ermittlung der Grundwasserqualität wird vom nationalen Umwelt- 
■ amt geplant, koordiniert und in Kooperation mit den Kommunen so­
wie staatlichen wissenschaftlich-technischen Ämtern durchgeführt. 
Eine 1982 vom nationalen Umweltamt veranlaßte Erhebung zur Grund­
wasserqualität in 15 ausgewählten Großstädten hatte ergeben, daß 
das Grundwasser erheblich durch Trichloräthylen und andere Sub­
stanzen belastet war.
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Die Qualität von Küstengewässern und des Meeres wird zentral vom 
"Amt für Meeressicherheit" des Transportministeriums nach eigenem 
Plan - nähere gesetzliche Bestimmungen hierzu existieren nicht - 
geprüft. Die erhobenen Daten gehen an das nationale Umweltamt. im 
Finanzjahr 1982 etwa wurden an 5.275 Stellen insgesamt 186.770 
Wasserproben entnommen und auf Einhaltung der (nationalen) Ge­
sundheitsstandards überprüft; 426.593 Proben von 6.714 Stellen 
wurden in Relation zu den (nationalen) Umweltqualitätsstandards 
geprüft (41).

Das nationale Umweltamt führt jedoch auch in eigener Regie Unter­
suchungen durch (42). Dies trifft ebenfalls für die Kommunen zu. 
Neben den relativ kontinuierlich betriebenen Messungen in den 
verschiedenen Gewässerarten werden auch ad-hoc-Meßprogramme je 
nach Sachbedarf durchgeführt. Hieran sind oft mehrere Stellen be­
teiligt, in der Regel immer das nationale Umweltamt und das für 
wichtige Teilbereiche des Gewässerschutzes zuständige Bauministe­
rium (43).

Es werden, wie im Luftbereich, nicht nur Wasserqualität, sondern 
auch die Emissionen größerer Emittenten gemessen und analysiert. 
Diese Aufgabe wird schwerpunktmäßig von den Kommunen durchge­
führt, aber auch staatliche Stellen (insbesondere das Bauministe­
rium) nehmen solche Messungen vor. Die hierbei gewonnenen Daten 
gehen an das nationale Umweltamt, ohne daß hierzu in allen Fällen 
eine gesetzliche Verpflichtung bestünde. Kompetenzprobleme oder 
ähnliches treten bei der Datenweitergabe an staatliche Stellen 
offensichtlich nicht auf, wohl auch deshalb, weil die Meßwerte - 
im Falle von Emissionsmessungen in aggregierter Form - ohnehin 
veröffentlicht werden. Es besteht aber auch eine gewisse Ver­
pflichtung gegenüber staatlichen Stellen, denn die kommunalen 
Meßaktivitäten werden teilweise mit staatlichen Mitteln finan­
ziert. Für die Weitergabe der im Rahmen von GEMS-Programmen erho­
benen Daten besteht dagegen eine gesetzliche Verpflichtung (44).
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Zur Verbesserung und Erweiterung des Meßnetzes im Gewässerschutz­
bereich erhalten die Kommunen in der Regel vom nationalen Umwelt- 
amt und vom Bauministerium Subventionen (45). Seit 1971 subven­
tioniert beispielsweise das nationale Umweltamt den Aufbau eines 
automatischen Gewässerqualitätsmeßsystems. Im Jahr 1984 gab es an 
184 Stellen solche vom nationalen Umweltamt geförderten automati­
schen Meßapparate. Subventionen gibt es auch vom Bauministerium, 
mit dessen Hilfe bis 1984 insgesamt 123 automatische Meßapparate 
installiert wurden. Weiterhin unterstützt das nationale Umweltamt 
den Aufbau von modernen Gewässerqualitätsanalysesystemen bei den 
kommunalen Umweltforschungsinstituten: Zahlreiche Präfekturen,
teilweise auch größere Städte, haben ein eigenes, meist der Um­
weltbehörde angegliedertes technisch-wissenschaftliches Umwelt­
forschungsinstitut, das alle Bereiche des Umweltschutzes abdeckt.

Schließlich ist von Interesse, daß Umweltqualitätsermittlungen 
auch in Kooperation zwischen staatlichen Stellen und Bürgern 
stattfinden. So haben etwa das nationale Umweltamt und das Baumi­
nisterium in Kooperation mit kommunalen Stellen eine Wasserquali­
tätsuntersuchung organisiert, an deren Durchführung mehr als 
10.000 Bürger mitgeholfen haben.

Nicht nur Abwässer und Wasserqualität werden analysiert und über­
wacht, sondern auch Schäden durch Gewässerverschmutzungen werden 
in relativ systematischer Weise erfaßt. An dieser Aufgabe sind in 
der Regel die jeweils rechtlich oder sachlich zuständigen Behör­
den auf nationaler und kommunaler Ebene beteiligt. Die Schwer­
punkte liegen bei der Ermittlung von Gesundheitsschäden sowie bei 
• Schäden in Fischerei und Landwirtschaft. Nur in sehr seltenen 
Fällen zielen diese Untersuchungen darauf ab, die Schäden primär 
in monetären Größen anzugeben (46).

Im folgenden werden einige Beispiele zur B erichtersta ttung staatli­
cher Stellen zum Bereich Gewässerschütz gegeben:
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T abelle  5: G ew ässerbela stun g: E in h a ltu n g s ra te  des G ew ä sserg ü testan da rd s
fü r  to x isch e  S ub sta nzen

Stoff Jahr Anzahl der 
Proben (A)

Anzahl der 
Überschrei­
tungen des 

Standards (B)

Relation 
(B) / (A) 

(%)

Cadmium 1971 15.944 114 0,72
1983 27.881 21 0,10

Cyanid 1971 12.453 142 0,14
1983 23.500 8 0,03

organischer 1971 5.116 11 0,22
Phosphor 1983 8.529 0 0

Blei 1971 14.515 202 1,39
1983 27.167 7 0,03

Chrom 1971 11.532 15 0,13
(VI-wertig) 1983 24.167 3 0,01

Arsen 1971 11.530 48 0,42
1983 24.488 12 0,05

1971 12.364 32 0,26

Anzahl der Anzahl der Anzahl der
Proben (A) Proben über Meßstellen

Quecksilber 0,0005 mg/1 mit über-
insgesamt schreitgn.

1983 29.978 13 0

Anzahl der Anzahl der Relation
Proben (A) überschrei- (B) / (A)

tungen des (*)
Standards (B)

Alkyl- 1971 5.624 0 0
Quecksilber 1983 7.850 0 0

PCB 1975 3.130 12 0,38
1983 4.086 0 0

Gesamt 1971 89.074 504 0,57
1983 149.463 58 0,04

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.
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Abbildung 3: CSB-Belastung von Seen und Meeresbuchten 1982 und 1983 (in mgllJ

Anmerkung: Zahlen in Klammern für 1982.
CSB: Chemischer Sauerstoffbedarf

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.

Abbildung k ' Gewässerbelastung: Einhaltungsrate des allgemeinen Gewäs­serstandards (EQSJ 197h-1983

Quelle: Nationales Umweltamt 1985. 
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2.2.3 Umweltchemikalien

Vor allem wegen der Erfahrungen mit der Minamata- und Itai-Itai- 
Krankheit - die gezeigt hatten, welche schwerwiegenden Auswirkun­
gen Gewässerverseuchungen (inklusive der Akkumulation im Boden) 
durch toxische und schwer abbaubare bioaktive Chemikalien haben 
können - wurden hierzu relativ frühzeitig systematische Erhebun­
gen unternommen. In Reaktion auf diese Probleme führte zunächst, 
seit 1965, das Gesundheitsministerium, seit 1974 dann das natio­
nale Umweltamt Meßprogramme zur Erfassung biologischer Umwelt­
schäden durch. Das nationale Umweltamt entwickelte 1978 mit Bezug 
auf das Chemikaliengesetz von 1973 (Law concerning the examin- 
ation and regulation of manufacture, etc. of Chemical substances) 
ein spezielles Design für Meßprogramme zur Identifizierung chemi­
scher Umweltgefahrstoffe. Seit 1979 wird nach diesem System ver­
fahren. Im Jahr 1983 etwa wurden im Rahmen einer allgemeinen, 
durch das nationale Umweltamt organisierten Untersuchung rund 43 
Substanzen auf ihre Verbreitung und Effekte in Gewässern und Se­
dimenten geprüft; dabei wurden für zwei chemische Substanzen De­
tailanalysen durchgeführt (47). Das Schema für diese Chemikallen- 
Kontrollprogramme gibt Abbildung 5 wieder.

Die Ergebnisse des Untersuchungsprogramms von 1983, das insgesamt 
62 Substanzen umfaßte, wurden 1984 veröffentlicht. Entsprechend 
der unterschiedlichen Erhebungsweisen wurden sie nach drei Haupt­
bereichen gegliedert dargestellt (48):

(1) generelle Erhebungen (43 Substanzen)
(2) detaillierte Erhebungen (2 Substanzen)
(3) spezielle Erhebungen zum Luftbereich (17 Substanzen).

Auf Basis der Untersuchungsergebnisse wurde vom nationalen Um­
weltamt gefolgert, daß.für bestimmte, als problematisch erkannte 
Substanzen in den Folgejahren weitere Untersuchungen durchzufüh­
ren seien.
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i

Abbildung 5: Schema des Chemikalien-Kontrollprogramms des nationalen  Umweltamtes
CHEMIKALIEN 

(Insgesamt zehntausende)

Quelle: Nationales Umweltamt 1982.
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Im Rahmen der Meßprogramme zu chemischen Substanzen werden 
gleichfalls spezielle einjährige Meßprogramme zur Umweltbelastung 
bei Lebewesen (Fische, Vögel usw.) in ausgewählten Gebieten des 
Landes durchgeführt, wo es insbesondere um die Erfassung der Bio- 
Akkumulation von chemischen Stoffen geht. Eine Untersuchung von 
1983 berücksichtigte dabei 39 Substanzen. Auch hier wurde auf­
grund der Ergebnisse beschlossen, Folgeuntersuchungen zu beson­
ders problematischen Substanzen vorzunehmen (49).

Im folgenden werden Beispiele zur Berichterstattung staatlicher 
Stellen im Bereich der Umweltchemikalien gegeben:

Tabelle 6: Ergebnisse der allgemeinen Umwelterhebung 1982: Festgestellte chemische Substanzen in Gewässern und Sedimenten
Wasser Bodensediment

Substanz
. (englische Bezeichnung)

Nachweis 
(Anzahl der 

Fölle/Anzahl 
der Proben)

Bandbreite der 
festgestellten 
Konzentration 

in ppm

Nachweis 
(Anzahl der 

FHlle/Anzahl 
der Proben)

Bandbreite der 
festgestellten 
Konzentration 

ln ppm

Benzalkonium chloride 0/24 n.w. 9/24 0,8-10,5

Cyclohexylamine 8/15 0,00006-0,00018 6/15 0,005-0,020

Nitrophene 3/54 0,000005-0,000027 0/54 n.w.

Chromethoxyni1 
(2,4-Dichlorophenyl- 
3 1-methoxy- 
4 ’-nitrophenyl ether) 5/54 0,000002-0,000003 0/54 n.w.

Chloronitrophene 
(2,4,6-Trichlorophenyl- 
4 ’-nitrophenyl ether) 5/54 0,000001-0,000003 8/54 0,0007-0,006

3 ,5-Dimethylphenol 0/33 n.w. 6/33 0,0005-0,0022

Flourescent-260 0/45 n.w. 13/45 0,04-0,2

Flourescent-351 15/45 0,0001-0,0007 25/45 0,01-2,1

Di(2-Ethylhexyl)phthalate 29/45 0,0001-0,0008 45/45 0,009-3,5

Di-n-Butyl phthalate 42/45 0,00006-0,0015 39/45 0,0097-0,14

Di-n-Heptyl phthalate 3/45 0,0002-0,0004 7/45 0,071-0,30

Poluoxyethylene 
nonionic surfactant 
(Polyoxy ethylene type) 17/72 0,005-0,050 64/72 0,16-12,4

Polyoxyethylene 
alkyl ether 0/30 n.w. 19/30 0,22-1,0

Polyoxyethylene 
alkylphenyl ether 1/30 0,090 8/30 2,6-4,9

n.w. = nicht nachweisbar

Quelle: Nationales Umweltamt 1984.
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Tabelle 7: Ergebnisse der Detailerhebung 1982: Konzentration und Verbrei­tung chemischer Substanzen in Gewässern, Sedimenten und Fi­schen

Substanz

Wasser Bodensedimente Fisch
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Heptachlor 0/125 n.w. 14/87 0,0002-0,0037 9/110 0,001-0,010

r-Chlorodene 0/126 n.w. 27/126 0,0002-0,0040 37/113 0,001-0,021

Oxychlordane 0/126 n.w. 3/126 0,0002-0,0003 47/123 0,001-0,009

Heptachlorepoxide 0/126 n.w. 3/126 0,0002-0,0006 28 123 0,001-0,006

trans-Chlordane 0/126 n.w. 86/126 0,0002-0,075 90/123 0,001-0,069

cis-Chlordane 0/126 n.w. 76/126 0,0002-0,051 97/123 0,001-0,053

trans-Nonachlor 0/126 n.w. 68/126 0,0002-0,055 102/123 0,001-0,074

cis-Nonachlor 0/126 n.w. 43/126 0,0002-0,022 76/123 0,001-0,023

Hexachlorophene 0/126 n.w. 45/126 0,006-0,500 0/126 n.w.

Hexabromobenzene 0/126 n.w. 3/126 0,0031-0,0043 0/126 n.w.

n.w. = nicht nachweisbar

Anmerkung: Untersucht wurden 10 chemische Substanzen in 11 Regio­
nen.

Quelle: Nationales Umweltamt 1984.

2.2.4 Bodenqualität

Seit 1971 werden systematische Erhebungen zur Bodenqualität in 
belasteten oder gefährdeten Gebieten unter besonderer Berücksich­
tigung der Belastungen durch die Schwermetalle Cadmium, Kupfer 
und Arsen durchgeführt. Untersuchungen in ausgewählten Gebieten 
zu diesen Schadstoffen von 1983, die als "detaillierte Untersu­
chungen" bezeichnet werden (50), wurden entweder von der Zentral­
regierung finanziell unterstützt oder in Eigenregie der Kommunen
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vorgenommen. Als eine Konsequenz aus den Ergebnissen wurden auf 
belasteten Gebieten "Experimentalfarmen" für gezielte Untersu­
chungen eingerichtet (51).

Im folgenden werden Beispiele zur Berichterstattung staatlicher 
Stellen zum Bereich Bodenqualität gegeben:

Tabelle 8: Erhebung zur Bodenbelastung 1973: Die fün f höchstbelastetenGebiete

RANG GEBIET ANALYSEWERT (ppm)

Cadmium im Reis

1 Linkes Ufer des Jinzu River 5,20
2 Kazuno 4,81
3 Usui River Basin 3,92
4 Oyama 3,33
5 Yanagisawa 3,10

Cadmium im Boden

1 Bandai 37,9
2 Nioisawa, Yamaguchi 36,4
3 Kamiinayoshi 35,9
4 Usui River Basin 23,3
5 Tokomai 22,7

Kupfer im Boden

1 Yatsuka 809,5
2 Kazuno 585,4
3 Umgebung der Sangasho Mine 553,3
4 Umgebung der Ariga Mine 521,8
5 Nachi River Basin 482,4

Quelle: Nationales Umweltamt 1974.
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Tabelle 9: Erhebung zur Bodenbelastung 1982: G ebiete mit Grenzwertüber­schreitungen für Cadmium und Kupfer
(1) Gebiete, in denen die Kadmiumkonzentration in unpoliertem Reis größer als 1 ppm ist

Nr. Name
der

Präfektur

Gebiet Verwaltungs-
bezirk

überprüfte 
Gebiets­
fläche 
(in ha)

Anzahl
der

Proben

Anzahl der 
Fälle mit 
Konzentra­

tionen 
> 1 ppm

1 Akita Kazuno Kazuno City 21 14 1

2 Akita Kakunodate Kakunodate Town in 
Senboku County 5 4 1

3 Akita Hiraka Masuda Town, Hiraka 
Town und Jumonji Town 
in Hiraka County 510 290 11

4 Yamagata Mazawa 
River Basin

Ni8hikawa Town in 
Nishi-Murayama County 40 25 1

5 Ishikawa Kakehashi 
River Basin

Komatsu City
321 97 11

6 Hie Nishiinabe Fujiwara Town, Hoku- 
sei Town und Daien 
Town in Inabe County 116 203 17

7 Hyogo Umgebung 
der Ikuno 
Mine

Oya Town in Yabu 
County; Asago Town u. 
Ikuno Town in Asago 
County; Okochi Town, 
Kanzaki Town, Ichi­
kawa Town, Fukuzeki 

■ Town, Koudera Town in 
Kanzaki County 531 42 3

Total 45

(2) Gebiete mit Kupferkonzentrationen im Boden von mehr als 125 ppm

Nr. Name
der

Präfektur

Gebiet Verwaltungs­
bezirk

überprüfte 
Gebiets­
fläche 
(in ha)

Anzahl
der

Proben

Anzahl der 
Fälle mit 
Konzentra­

tionen 
> 125 ppm

1 Tottori Oda River 
Basin

Iwami Town in Iwami 
County 1 1 1

Total 1

(3) Gebiete mit Arsenkonzentrationen im Boden von mehr alB 15 ppm. 
Solche Gebiete konnten nicht ermittelt werden.

Quelle: Nationales Umweltamt 1983,
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2.2.5 Bodenabsenkungen

Aufgrund der geologischen Eigenheiten Japans führen exzessive 
Grundwasserentnahmen für allgemeine öffentliche und industrielle 
Zwecke in einigen Landesteilen zu erheblichen Bodenabsenkungen, 
die insbesondere in Küstennahe zu beträchtlichen Gefährdungen 
(etwa durch Überschwemmungen) der Einwohner führten. Aus dieser 
besonderen Situation heraus erklärt es sich, daß in Japan dieses 
Problem seit längerem systematisch untersucht wird.

Gegenwärtig werden in 60 Gebieten von 36 Präfekturen solche Bo­
denabsenkungen festgestellt. Die Überwachung erfolgt in der Regel 
anhand geodätischer Meßverfahren bei simultaner Kontrolle des 
Grundwasserspiegels in standardisierten Meßbrunnen (52). Entspre­
chende Untersuchungen werden von den Kommunen und dem nationalen 
Umweltamt organisiert. Die Ergebnisse werden kontinuierlich ver­
öffentlicht (53).

Im folgenden wird ein Beispiel zur Berichterstattung nationaler 
Stellen zum Bereich Bodenabsenkungen gegeben:

Tabelle 10: Anzahl der Gebiete mit Bodenabsenkungen

Jahr
Absenkung pro Jahr

1978 1979 1980 1981 1982 1983

Gebiete mit Absenkungen 
von mehr als 2 cm pro Jahr 1.946 624 467 689 616 594

Gebiete mit Absenkungen 
von mehr als 4 cm pro Jahr 404 176 100 60 45 45

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.
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2.2.6 Lärmbelastung

GemäB der stark differenzierten Umweltqualitätsstandards für Lärm 
(54) finden in Japan vielfältige, problembezogene Lärmmessungen 
statt. Der größte Anteil der Lärmmessungen erfolgt im Verkehrsbe­
reich. Lärmmessungen führen die Kommunen nach in den verschiede­
nen Lärmschutzgesetzen festgelegten Bestimmungen sowie nach eige­
nem Ermessen durch; auch staatliche Stellen wirken hierbei mit 
oder führen Meßprogramme in eigener Regie durch. Die Hauptzustän­
digkeiten auf staatlicher Ebene liegen beim Verkehrsministerium 
und beim nationalen Umweltamt; letzteres ist in der Regel auch 
für die Veröffentlichung der Resultate verantwortlich.

Neben den Lärmpegeln selbst werden auch - dies gilt ebenfalls für 
die anderen Umweltbereiche - Perzeptionsdaten mit Hilfe von Be­
völkerungsumfragen erhoben. Hierbei werden die Angaben nach Belä­
stigungsquellen (etwa Verkehrs-, Industrie-, Nachbarschaftslärm 
etc.) spezifiziert.

Weniger flächendeckend und systematisch als im allgemeinen Lärm­
bereich, jedoch gleichfalls in systematisch-kontinuierlicher Wei­
se werden in Japan Daten zu Erschütterungen (Vibrationen) in Form 
von Perzeptionsdaten (Belästigungsgrade der Einwohner) erhoben. 
Sie werden von den Kommunen auf Grundlage des Vibrationsgesetzes, 
aber auch nach eigenem Ermessen ermittelt und vom nationalen Um­
weltamt aufbereitet und veröffentlicht. Wie im Lärmbereich werden 
sie nach Belästigungsquellen spezifiziert.

Im folgenden werden Beispiele für die Berichtersta ttung staatlicher 
Stellen zum Lärmbereich gegeben:
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Abbildung 6: Verkehrslärmerhebung 1982: Überschreitung der Immissions­standards
15.2%

rEinhaltung zumindest in einer: 
Meßperiode 38.8%___________;

Überschreitung in allen 
Meßperioden 46.0%

Völlige Einhaltung des Standards in allen Meßperioden 

Überschreitungsrate des empfohlenen Richtwertes

Überschreitung in wenigstens 1 von 4 Meßperioden '

Unterhalb des Richtwertes in 4 Meßperioden 77.3% 20.0%

Überschreitung in 4 Meßperioden 2.7%
Einhaltungsrate des Umweltqual itätsstandards (UQS). und Überschreitungsrate des empf. Richtwertes 
in ausgewiesenen Lärmkontrollgebieten (Kategorien 1-4)

UQS Richtwert
eingehalten überschritten

Anmerkungen:

i I Anteil der Meßstellen, an denen die UQS an allen der 4 Meßperioden eingehalten werden.

| | Anteil der Meßstellen, an denen die UQS wenigstens.in einer der 4 Meßperioden überschritten
werden, die empfohlenen Richtwerte jedoch in allen 4 Meßperioden unterschritten werden.

imillHl Anteil der Meßstellen, an denen die empfohlenen Richtwerte in allen oder wenigstens einer der 
4 Meßperioden überschritten werden.

Kategorie 1 -  Gebiete, in denen die Einhaltung eines niedrigen Lärmpegels nötig ist, um die gute 
Wohnqualität zu erhalten.

Kategorie 2 - Gebiete, in denen ein niedriger Lärmpegel nötig ist, da sie für Wohnzwecke genutzt sind.

Kategorie 3 -  Gebiete, die sowohl gewerblich und industriell als auch für Wohnzwecke genutzt werden 
und in denen Lärmkontrolle nötig ist, um die Wohnqualität der Anwohner zu schützen.

Kategorie 4 - hauptsächlich industriell genutzte Gebiete, in denen exzessiver Lärm verhindert werden 
muß, damit sich die Wohnqualität nicht verschlechtert.

Quelle: Nationales Umweltamt 1984.
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2.2.7 Naturschutz

Der Natur- und Landschaftsschutz ist von der japanischen Umwelt­
politik bis vor kurzem stark vernachlässigt worden (55). Erst in 
den letzten Jahren ist dieser Bereich, insbesondere unter dem 
Oberbegriff "amenity", aus der Peripherie des Umweltschutzes 
stärker in den Mittelpunkt, vor allem der öffentlichen umweltpo­
litischen Diskussion gerückt (56). Gleichwohl sind Erhebungen zur 
"Lage der Natur" schon seit längerem erfolgt.

Seit Inkrafttreten des Nationalparkgesetzes (des späteren Natur­
parkgesetzes) haben Parkaufseher in den Naturschutzgebieten Be­
standsaufnahmen, Messungen und sonstige Beobachtungen auf Basis 
verschiedener, gesetzlich geregelter Naturschutzprogramme vorge­
nommen (57). Jedoch erst seit Verabschiedung des Naturschutzge­
setzes von 1972 finden, fußend auf § 5, im Fünfjahresrhythmus 
groß angelegte, mehrjährige Untersuchungen zur "Lage der Natur" 
statt. Diese "National Surveys on the Natural Environment", in 
Japan als "National Green Census" bezeichnet, wurden bislang 
1973, 1978/79 und 1983 durchgeführt, um, wie es im "Umweltweiß­
buch" des nationalen Umweltamtes heißt, "die Situation der natür­
lichen Umwelt umfassend und in wissenschaftlicher Weise zu erfas­
sen" (58) .

Die folgende Abbildung zeigt die wesentlichen Kriterien, die bei 
der 2. Nationalen Erhebung zur Lage der Natur berücksichtigt wor­
den sind; die daran anschließende Abbildung macht deutlich, daß 
die 3. Erhebung von 1983 einem nahezu identischen Muster folgte.
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A b b ild u n g  7: U ntersuchungsschem a der 2 . N a tiona len  E rh ebu n g  zu r  Lage
der N a tur von 1979

Flora
Einzeluntersu­
chungen zu 
versdniedenen 

'  Arten von 
pflanzen­
verbänden

Süßwasser

Anfertigung von Karten zum Pflanzen- 
. .bestand; Einschätzung des Urzustands 

von Pflanzenverbänden

Erfassung des Vegetationsbestands 
. .in wichtigen Ökosystemen wie 

Urwäldern, Mooren usw.

Säugetiere

Vögel

Erfassung der Verbreitung 
der 6 Arten von Groß­
säugern
Untersuchung der Brut­
bedingungen von Zug­
vögeln

Erfassung der Verbreitung 
wissenschaftlich besonders 
wichtiger Arten

wie oben

wie oben

Langzeltuntersuchungen über Zustand 
u. Veränderungen d. Mutterbodens in d. 
Kanto-Region seit Ende d. 2. Weltkriegs

Untersuchung von 487 natürlichen und 
künstlichen Seen auf ihre Zustandsver­
änderungen; Erfassung d. Fischbestands 
in 61 repräsentativen Seen u. Stauseen

Flüsse
Untersuchung 
von Flüssen

Untersuchung von 112 Hauptflüssen auf 
Zustandsveränderungen u. Fischbestand; 
Untersuchung von Flußbecken

Jahr der Untersuchung:

1975

Untersuchung 
— |d. Ökosystems 

Meer

Untersuchung der Meeresküste auf 
Zustandsveränderungen

Erfassung und Analyse von Watten­
meeren, Seetangefeldern und Korallen­
riffs

Auswertung von Literatur über 
Meeresorganismen

1979
Untersuchung 
der Meeres­
flora und 
-fauna

Feldstudie über Meeresorganismen
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A b b ild u n g  8: U ntersuchungsschem a der 3 . N atio na len  E rh eb un g  z u r  Lage
der N atur von 1983

Land

(1983-85)

Tiere

Land Landschaft

(ab 1986)

Seen und Seen und
Stauseen Stauseen

(1985)

Flüsse Flüsse

(1985)

Anfertigung von Karten 
über pflanzliche Ökosysteme, 
Bestimmung der Naturbelassen- 
heit von Ökosystemen

Erfassung von wichtigen 
.... Ökosystemen wie Urwälder 

und Moore

Erhebung zu
Landschaftsveränderungen

Veränderungen der Binnen­
gewässer und Umgebung 
(stehende Gewässer) und der 
Flora und Fauna in Seen 
und Stauseen

Erhebung zu Veränderungen 
der Binnengewässer u. Um­
gebung (fließende Gewässer) 
u. d. Flora u. Fauna in 
jedem Flußsystem

Erhebung zu Veränderungen 
der Meeresküsten

Erhebung zu lebenden 
Organismen .in Küsten­
gebieten

Quellen:
links: Nationales Umweltamt 1982 
rechts: Nationales Umweltamt 1985

(1984-86)
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Im Rahmen der 1983er Erhebung wurde u.a. eine relativ feinglied- 
rige Kartierung der Vegetation (Maßstab 1 : 50.000) im gesamten 
Staatsgebiet vorgenommen. An dieser Aufgabe beteiligten sich etwa 
100.000 Freiwillige. Nach amtlicher Darstellung sei hierdurch 
auch das Bewußtsein für die Bedeutung des Naturschutzes in der 
Bevölkerung gefördert worden (59).

Die Federführung bei diesen Erhebungen hat das nationale Umwelt­
amt, das hierbei mit den Kommunen und wissenschaftlichen Experten 
kooperiert. Die Zuständigkeit des nationalen Umweltamtes erklärt 
sich insbesondere daraus, daß es die Oberaufsicht über die Natio­
nalparks hat. Hierdurch wird ebenfalls die Aufgabendurchführung 
wesentlich erleichtert, indem auf das "eigene" Naturparkpersonal 
zurückgegriffen werden kann. Ergänzende Erhebungen mit besonderer 
Berücksichtigung des Waldes werden vom Ministerium für Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft durchgeführt; diese Ergebnisse 
werden im alljährlich erscheinenden "Weißbuch" des Ministeriums 
veröffentlicht.

Im folgenden wird ein Beispiel zur B erich ters ta ttu n g staatlicher 
Stellen zum Bereich des Naturschutzes gegeben:
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Abbildung 9: Erhebung 1978/79 zur Lage ausgewählter Pflanzen und ihrer wesentlichen Gefährdungsursachen
CI) State of conservation

r Poor55(4%) (-Poor 2(2%'

(2) Chief environmental pressures

Type of community Chief environmental pressures

Forests Human traffic (143), agricultural and forestry develop­ment (96), development of surrounding areas (74)
Crass fields Human traffic (23), invasion of alien plants (8), agri­cultural and forestry development (7)
Watersideplants Human traffic (32). development of surrounding areas (18). dumping of refuse (14)

Notes: 1. The figures and percentages are based on a tally of entries made in the survey form on the state of conservation or environmental pres­sures.2. The parenthesized figures on environmental pressure represent the number of communities.

Quelle: Nationales Umweltamt 1984.

2.2.8 Sonstige Bereiche

Die Vielfalt der Umweltbeobachtungen in Japan konnte in den vor­
hergehenden Abschnitten nicht erschöpfend abgehandelt werden, 
gibt es doch zahlreiche kleinere Erhebungen, teilweise zu sehr 
speziellen Aspekten, die von den staatlichen Stellen, den Kommu­
nen und ihren jeweiligen wissenschaftlich-technischen Instituten 
durchgeführt oder in Auftrag gegeben werden. Hierüber geben die 
jeweiligen nationalen und kommunalen Umweltberichte sowie die 
Spezialreports dieser Behörden und Institute Auskunft.
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2.2.8.X Umweltperzeption

Neben der medienbezogenen Umweltberichterstattung, deren wesent­
liche Grundzüge abgehandelt wurden, gibt es noch systematisch­
kontinuierliche Erhebungen über Perzeptionen der Bevölkerung zur 
Lage der Umwelt, zu Umweltbelästigungen sowie zur Umweltpolitik 
bzw. über Einschätzungen zukünftiger Entwicklungen im Umwelt- und 
Gesellschaftsbereich. Derartige Umfragen werden sowohl von Prä­
fekturen als auch von staatlichen Stellen (häufig: nationales Um­
weltamt und Premierministeramt) in Auftrag gegeben. So finden et­
wa seit längerem fast alljährlich Meinungsumfragen zu Umweltpro­
blemen im Auftrag des Premierministeramtes statt, über die Ergeb­
nisse wird in Spezialreports und im Umweltweißbuch berichtet 
(60).

2.2.8.2 Umweltverträglichkeitsprüfung

Umweltbeobachtungen im Rahmen von Verfahren zur Abschätzung der 
Umweltverträglichkeit (environmental impact assessment) können 
als räumlich begrenzte, in systematischer Weise durchgeführte ad- 
hoc-Umweltberichterstattungen betrachtet werden. Sie finden in 
Japan in der Regel bei größeren öffentlichen und privaten Bauvor­
haben statt. Vor allem seit 1972 kommt es zu solchen Verfahren. 
Eine nationale gesetzliche Regelung besteht jedoch nicht; ein 
entsprechendes Gesetzesvorhaben wurde von wirtschaftsnahen Inter­
essen- und Parteigruppen zu Fall gebracht (61). Gleichwohl haben 
verschiedene Kommunen diesbezüglich Verordnungen oder Empfehlun­
gen erlassen. Auch verschiedene nationale Minsterien haben Richt­
linien (in der Form von "Verwaltungsempfehlungen") für ihren Zu­
ständigkeitsbereich veröffentlicht. Im Jahre 1984 wurde schließ­
lich per Kabinettsbeschluß ein Schema zur Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsprüfungen bei Projekten mit Staatsbeteiligung 
verabschiedet (62).
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Alle Verfahren finden mit Öffentlichkeitsbeteiligung statt; die 
hierzu erhobenen Daten sind - bis auf Betriebs- und Geschäftsge­
heimnisse - den Beteiligten zugänglich. In der Regel umfaßt die 
Prüfung die Bereiche Wasser, Luft, Boden, Flora, Fauna, teilweise 
auch Lebensqualität und Wohnumwelt, wobei zum letzteren auch Be­
einträchtigungen der öffentlichen Sicherheit, Klimaveränderungen 
und Gefährdungen des Landschaftsbildes und von Kulturgütern zäh­
len (63).

Im folgenden werden einige Beispiele zur Berichterstattung zu den 
"sonstigen Bereichen" der Umweltpolitik gegeben:

Tabelle 12: Anzahl der kompensationsberechtigten Personen im Jahr 198b

Krankheiten Gebiete Anzahl 
d. aner­
kannten 
Personen

Klasse 1:
Nichtspezifische
Krankheiten

Chronische Bronchitis 
Bronchialasthma 
asthmat. Bronchitis 
Lungenemphyseme und 
ihre Folgen

verschiedene Gebiete 
inkl. der südlichen 
Küstenregion von 
Shiba-Stadt 
16 Bezirke in Tokio, 
gesamtes Stadtgebiet 
von Osaka

91.665

Klasse 2:
Spezifische
Krankheiten

Minamata-Krankheit Unteres Agano River 
Basin 539

Itai-Itai-Krankheit Unteres Jinzu River 
Bas in 32

Minamata-Krankheit Küstengebiet der 
Minamata—Bucht 1.385

Chronische Arsen- 
Vergiftung

Sasagadani-Distrikt 
(Shimane-Präfektur) 9
Toroku-Distrikt 
(Miyazaki-Präfektur 102

Gesamt 93.732

Quelle: nach Angaben des nationalen Umweltamtes 1985.
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Abbildung 10: Expertenbefragung 1983 (Delphi-Methode) über die 
Entwicklung von Umweltproblemen in den nächsten 
10 Jahren

Grad der Bedeutung
M itte l----------------------------  (siehe Anmerkung auf S. 60) -------------------  Ernst

2.0 2.1 2.2 2.3 2.4 2.5 J l L 2,8 2.9

NOx in Kfz-Abgasen (insbesondere Diesel-Fahrzeuge)

Schwebstaub und Staub in Kfz-Ab- 
gasen (insbesondere Dieselfahrzeuge)

2.34

Brennstoff Wechsel, 
insbesondere von 
Ol zu Kohle

Kohlenwasserstoffe 
in Kfz-Abgasen (ins- 
bes. Dieserfahrzeuge)

2.72

2.51

Toxische Substanzen in Kfz-Abgasen, die nicht 
Gegenstand von Kontrollen sind (insbesondere 
Dieselfahrzeuge)

2.29

2.25

Verschiedene Haushaltsabwässer

Abwässer aus Kläranlagen u. Fäka­
lienbehandlungsanlagen

Abwässer aus Faulgruben

Kontamination von 
Trinkwassef

Kontamination von 
Grundwasser

Kontaminationen als 
Folge von großange- 
legten Erschl.proj.

2.56

2.43

2.41

2.33

2.32

2.26

E
*0

Verkehrslärm (insbesondere durch große Kfz)

Nachbarsehaftslärm

Fluglärm

2.29

2.27

2.83

1 1 ... I" f".....  I I —  ■»- —  I I---

,0 2.1 2.2 2.3 2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.9
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Abbildung 10 (Fortsetzung)

M ittel ■
2.0 2.1 2.2

Grad der Bedeutung 
(siehe Anmerkung) 
2.3 2.4 2% 2.6 2.7 2.8

Ernst2.9

® S-C N ü  c.52 o 
E tio -O

Toxische Chemikalien im Abfall 
(z.B. Quecksilberbatterien)
Auswirkungen toxischer Chemika­
lien au.f d. menschl. Gesundheit 
u. d. Ökosystem_____________

2.58

2.41

Beseitigung von Abfall m it giftigen Bestandteilen 
(z.B. Batterien)

Beseitigung toxischer Industrieabfälle

Drohende Erschöpfung der A bfa ll­
beseitigungskapazitäten

Beseitigung toxischer Abfälle wie 
PCB, die vergraben oder ander- 
weitia entsorgt werden

Umgang m it A ltlas t­
gebieten

Beseitigung von 
Klärschlamm

2.73

2.66

2.55

2.43

2.33

2.25

(0
Z

Küsten, Seen, Stauseen, Marschland und 
Flüsse in hervorragender natürl. Umgebung

Wertvolle Naturlandschaften, die von 
Menschenhand praktisch unberührt sind

Grünflächen in urbanen Gebieten, wie be­
waldete Gebiete, grasbew. Gebiete, Uferge- 
biete, landwirtsch. genutzte Grünflächen
Gebiete, deren herausragen­
de Naturschönheit erhalten 
werden sollte

2.30

2.58

2.53

2.52

2.33

"Sekundäre Naturlandschaften", die land-, forst- 
und fischereiw irtschaftlich genutzt werden

2.0 2.1

— i—

2.2 2.3
— I—
2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.9
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Abbildung 10 (Fortsetzung)

M ittel -
2.0 2.1 2.2

Grad der Bedeutung 
(siehe Anmerkung)
2.3 2.4 2.5 2.6

Ernst
2.7 2.8 2.9

(D c
1 'S5 S
O 0 
8 | a  E
6 3

Saubere Luft in Städten, besonders 
an Verkehrsstraßen

Ruhe in Städten, besonders 
an Verkehrsstraßen

Reichlich Grün in Großstäd­
te u. ihren Satellitenstädten

Saubere Küsten u. 
In Außenbezirken

Ufer

2.43

2.38

2.34

2.32

2.0 2.1 2.2 2.3 2.4 2.5 2.6 2.7 2.8 2.9

Anmerkung: Der Grad der Bedeutung wir wiedergegeben als gewichteter M itte lw ert, 
der anhand der untenstehenden Formel errechnet wurde. Je mehr sich 
die Werte der Z iffe r 3 nähern, um so größer ist die dem betreffenden 
Umweltproblem beigemessene Bedeutung. Die Items m it Werten über 2,3 
(abgerundet auf 1 Dezimalstelle) wurden als jene Umweltprobleme aus­
gewählt, denen besondere Bedeutung beigemessen wird.

Grad der Bedeutung = X !wpfp = w, f, + w2f 2 + w3f 3

Anzahl der Befragten, die das p: 1
zur Frage stehende Umweltproblem

fp: m it p bewerten___________________  *

Anzahl der Befragten in der 3
speziellen Sparte insgesamt

wp: relative Gewichtung von p 
(auszuwählen aus 1, 2 und 3)

Beispiel

Grad der Bedeutung

Umweltproblem 1. 2. 3. 4.
große m ittlere geringe weiß

Bedeutung Bedeutung Bedeutung nicht

1.000..............000 87 23 3 1

große Bedeutung 

m ittlere Bedeutung 

geringe Bedeutung

Grad der Bedeutung = 3 x 8 7 + 2 x 2 3 + 1 x 3
114

2.72
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Die in den Abschnitten 2.2.1 bis 2.2.8 aufgeführten Beispiele zur 
Form der Umweltberichterstattung insbesondere staatlicher Stellen 
können notgedrungen nur einen partiellen Eindruck von Umfang und 
Qualität der Umweltberichterstattung staatlicher Stellen in Japan 
gegeben. Wer einen vollständigen Überblick anstrebt, sei auf die 
zahlreichen japanischen Publikationen hierzu verwiesen, die im 
"Umweltweißbuch" sowie in den monatlichen Verlautbarungen des na­
tionalen Umweltamtes referiert werden.

Insgesamt kann zur Veröffentlichungspraxis und -form festgestellt 
werden, daß in Japan nicht nur Emissionen, Immissionen, Zustands­
veränderungen der Umwelt, Beschwerden der Bevölkerung, Gesund­
heitsschäden und Umweltperzeptionen umfassend ermittelt, sondern 
auch in übersichtlicher Weise dokumentiert und veröffentlicht 
werden. So gibt das nationale Umweltamt seit 1972 alljährlich ein 
"Umweltweißbuch" heraus, in dem in der Regel Fortschreibungen al­
ler wichtigen Bereiche erfolgen. Dasselbe tun auch größere Kommu­
nen für ihren Zuständigkeitsbereich. Daneben gibt es sowohl von 
anderen Ministerien als auch vom nationalen Umweltamt zahlreiche 
spezielle Publikationen zu den einzelnen Umweltmedien. Kritik an 
der Umweltberichterstattung und der Veröffentlichungspraxis 
staatlicher Stellen gibt es gleichwohl (siehe Abschnitt III.1.1).
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3.1 Überblick

Die Umweltbehörden der Präfekturen und größeren Kommunen Japans 
führen in der Regel für ein breites Spektrum umweltrelevanter Be­
reiche Informationserhebungen durch; die Objekte reichen von den 
klassischen Umweltbereichen (Luft, Lärm, Wasser, Boden) bis hin 
zu Perzeptionsdaten und Informationen zu Kulturgütern. Häufig­
keit, Tiefe und Breite der Erhebungen hängen von den finanziellen 
Ressourcen und dem Problemdruck in den einzelnen Bereichen ab. 
Außerhalb des Ermessensspielraums bei der Umweltberichterstattung 
der kommunalen Behörden liegen jedoch die Bereiche, für die durch 
nationale Gesetze Informationserhebungen vorgeschrieben worden 
sind. Zur Erfüllung dieser Aufgaben erhalten die Kommunen Finanz­
zuweisungen aus dem Staatsbudget; Sonderzuschüsse erhalten dar­
über hinaus solche Kommunen, die staatlich koordinierte Umwelt­
programme durchführen. Die Koordination der kommunalen Umweltbe­
richterstattung obliegt in aller Regel der allgemeinen Umweltbe­
hörde der Kommune, während Durchführung und Auswertung von Spe­
zialuntersuchungen meist Aufgabe der in fast allen großen Kommu­
nen eingerichteten wissenschaftlich-technischen Umweltforschungs­
in s titu te sind.

Im "Umweltforschungs- und -analysezentrum" der Stadt Kawasaki etwa 
sind 36 Personen beschäftigt, davon 26 Wissenschaftler/Techniker. 
Im Umweltforschungsinstitut der P räfektur Tokio sind 75 Personen 
tätig. Eine im Vergleich zu den anderen Kommunen völlig andere 
Organisationsform hat das Umweltforschungszentrum der Stadt O saka. 
Dieses wissenschaftlich-technische Forschungsinstitut wurde 1972 
auf Initiative des nationalen Industrieministeriums sowie der 
Kansai-Region, der Stadt Osaka und der Präfektur Osaka gegründet. 
Sie tragen auch die Finanzierung gemeinsam. Die wichtigsten In­
stitutsaufgaben liegen in der Durchführung praxisbezogener Unter­
suchungen zu Umweltproblemen sowie der Beratung von privatwirt­
schaftlichen Unternehmen. Rein wissenschaftliche Forschung wird

3. Umweltberichterstattung auf der kommunalen Ebene
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nicht betrieben. Große Bedeutung haben Untersuchungen im Auftrag 
mittlerer und kleinerer Unternehmen, die hierzu nicht die finan­
ziellen und technischen Möglichkeiten haben. Auch Umweltverträg­
lichkeitsprüfungen werden hin und wieder durchgeführt. Auf Anfra­
ge werden auch Informationen über neue gesetzliche Regelungen und 
technische Lösungsmöglichkeiten an kleinere und mittlere Unter­
nehmen gegeben. Auch hält man Schulungskurse für solche Unterneh­
men ab. Das Zentrum ist organisatorisch in vier Abteilungen ge­
gliedert: Verwaltung, Analysen, Informationen, Unternehmensbera­
tung. Der Arbeitsschwerpunkt hat sich seit Gründung des Instituts 
verschoben: Früher waren die Aufgaben stärker auf Einzelquellen 
bezogen, in den letzten Jahren geht es immer mehr um Untersuchun­
gen und Beratungen zu regional zusammenhängenden Problemlagen. 
Das Institut nimmt für seine Analysen in der Regel kostendeckende 
Gebühren. Eine öffentliche Kontrollfunktion hat es nicht.

Neben dieser Gemeinschaftseinrichtung für Umweltforschung gibt es 
das Umweltschutzzentrum (Environmental Pollution Control Center) 
der P räfektur Osaka. Es wurde 1968 gegründet. Seine Hauptaufgabe 
liegt in der Umweltberichterstattung sowie im "Umweltmanagement", 
d.h. in der Steuerung von Umweltbelastungssituationen (etwa bei 
Smog-Situationen). Hier gehen auch die Informationen aus den kon­
tinuierlich betriebenen Emissionsmeßgeräten ein, die bei größeren 
Emittenten aufgrund von Umweltschutzvereinbarungen installiert 
worden sind. Die Stadt Osaka betreibt zwar ein eigenes Meßsystem, 
es findet jedoch ein systematischer Informationsaustausch zwi­
schen den Umweltverwaltungen der Stadt und der Präfektur statt. 
Allerdings hat nur der Gouverneur der Präfektur (d.h. praktisch 
die Umweltbehörde der Präfektur) die Kompetenzen, im Smog-Alarm­
fall Gegenmaßnahmen anzuordnen und durchzusetzen. Hierzu hat der 
Bürgermeister der Stadt keine Zuständigkeit. Bevor der Gouverneur 
solche Anordnungen trifft, setzt in der Regel ein Konsultations­
verfahren ein, und zwar auf der Ebene der entsprechenden Fachbe­
hörden. Nach Auskunft von Angehörigen der Verwaltungsebenen tre­
ten in diesen Bereichen Koordinationsprobleme so gut wie gar 
nicht auf (64).
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Die in fast allen mittelgroßen und größeren Kommunen stattfinden­
den systematischen Erhebungen von Luft- und Gewässerqualität so­
wie die in den großen Kommunen zusätzlich betriebenen Erhebungen 
in anderen Umweltbereichen, einschließlich der direkten Erfassung 
der Luftschadstoffemissionen und Abwassereinleitungen, sind in 
der Regel Aufgabe einer speziellen Abteilung der allgemeinen Um­
weltbehörde und nicht der Umweltforschungsinstitute. Es gibt al­
lerdings Fälle, wo die Informationserhebung und Umweltberichter­
stattung eine verwaltungsorganisatorische Sonderstellung einneh­
men, indem sie nur der indirekten Aufsicht der Verwaltungsspitze 
der Umweltbehörde unterliegen. Dies ist etwa in Kawasaki und der 
Präfektur Osaka der Fall (siehe zur Organisationsstruktur die Or- 
ganogramme in 3.2.2 und 3.2.4).

Im Gewässerbereich sind in Japan 280 automatische Meßstationen zur 
Bestimmung der Gewässerqualität in Betrieb (Stand April 1987); 
davon sind 256 bei Flüssen, 14 bei Seen und 10 am Meer instal­
liert. 157 dieser Meßstationen werden von den Kommunen, bestimmt 
durch das Gewässerschutzgesetz, betrieben. Für die restlichen 123 
Stationen, die alle bei Flüssen der Kategorie 1 installiert sind, 
ist das nationale Bauministerium zuständig.

Für die Ermittlung der Abwasserinhalte werden von den japanischen 
Kommunen 361 automatisch-kontinuierlich arbeitende Abwassermeß­
stationen betrieben, die in insgesamt 11 Telemeter-Netzwerken 
eingebunden sind.

Uber die Investitions- und Betriebskosten der Stationen im Gewäs­
serbereich liegen nur Schätzungen vor. Hiernach sind für die In­
vestitionskosten einer Zentralstation etwa 100 Mio. Yen, einer 
Zweigstation etwa 5 Mio. Yen zu veranschlagen. Die Betriebskosten' 
pro Jahr belaufen sich auf etwa 10 Mio. Yen (Zentralstation) und 
etwa 3 Mio. Yen (Zweigstation).

Zu den Emissionsmeßstationen liegen gleichfalls nur Schätzungen 
über die Investitions- und Betriebskosten vor. Hiernach betragen
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die Investitionskosten für eine Zentralstation etwa 200 Mio. Yen 
und für eine Zweigstation etwa 21 Mio. Yen. Angaben über Be­
triebskosten bei Zentralstationen liegen nicht vor; bei Zweigsta­
tionen sollen sie sich auf etwa 2,5 Mio. Yen pro Jahr belaufen. 
Alle diese Angaben sind Durchschnittswerte, sie können in Einzel­
fällen erheblich variieren. Zu beachten ist, daß für Abwasser- 
und Emissionsmeßgeräte, die bei Firmen installiert sind, die In- 
vestitions- und Betriebskosten von diesen selbst zu tragen sind.

Im folgenden wird für je zwei Großstädte und Präfekturen der Be­
reich Umweltberichterstattung insbesondere für den Immissions­
und Gewässerschutz detailliert beschrieben. Hier liegt im Ver­
gleich zu den anderen Erhebungsbereichen der Schwerpunkt kommuna­
ler Umweltberichterstattung.

3.1.1 Überblick: Kommunales Luftgüte- und Emissionsmeßnetz

Japan hat wohl im weltweiten Vergleich das dichteste Luftgütemeß­
netz aufgebaut. Annähernd 1.700 Meßstationen messen kontinuier­
lich die S02-Belastung; andere Stoffe werden zwar nicht an der­
selben Anzahl Meßstationen, jedoch immer noch an zahlreichen 
Stellen erfaßt, wie Tabelle 13 zeigt. Jeweils zu beachten ist, 
daß als kontinuierlich messende Station nur die gilt, die mehr 
als 6.000 Stunden im Jahr zuverlässig in Betrieb war.

Der Ausbau des kommunalen Immissionsmeßnetzes hatte in zügigem Tem­
po stattgefunden: 1971 waren rund 500 Stationen in Betrieb, schon 
wenige Jahre später waren es weit über 1.000. Der überwiegende 
Anteil der kontinuierlich-automatischen Meßstationen arbeitet auf 
der Basis des Telemetersystems.
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Tabelle 13: Kommunales Luftgütemeßnetz: Anzahl der Meßstationen und Art der Meßobjekte

Erfaßte
Schad­
stoffe

Stationen 
zur allge­
meinen 
Immis­
sions­
messung

Stationen 
an Ver­
kehrs­
wegen

Gesamt

SO; (a) 1626 51 1677
NO, N 02

(a)
1279 284 1563

CO (a) 214 322 536
Oxidan­
tien (a)

1006 49 1055

NMHC
(a)

278 127 405

Schweb­
staub (a)

366 30 396

Staub­
nieder­
schläge

(ra)

1563 1563

Anmerkung:
a = automatisch arbeitendes Meßgerät
m = manuell betriebenes Meßgerät
NMHC = nicht-aliphatische Kohlenwasserstoffe
Alle Meßstationen werden von Kommunalverwaltungen betrieben.

Quelle: Hashimoto, unveröffentliches Manuskript 1985.

Sowohl die kommunalen Behörden als auch das nationale Umweltamt 
informieren die interessierte Öffentlichkeit umfassend und konti­
nuierlich durch die Herausgabe von Meß- und Umweltqualitätsbe­
richten über die Ergebnisse der von ihnen durchgeführten Messun- ' 
gen. Hierzu gehören auch Informationen über besondere Belastungs­
situationen und die hierbei festgestellten Beeinträchtigungen der 
menschlichen Gesundheit. So werden etwa im Rahmen des in Japan 
stark ausgebauten Alarm- und Kontrollsystems für photochemische 
Belastungssituationen Meldungen über hierdurch verursachte Ge-
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sundheitsbeeinträchtigungen erfaßt. Zu den Besonderheiten der ja­
panischen Umweltberichterstattung gehört weiterhin, daß Informa­
tionen über die Luftbelastung durch verschiedene Schadstoffe (in 
der Regel S02, N02, CO, Ox) in größeren Kommunen auf elektroni­
schen Schautafeln, die häufig an zentralen Plätzen installiert 
sind, kontinuierlich angezeigt werden. Allein in Tokio etwa sind 
15 solcher Schautafeln in Betrieb.

Den japanischen Umweltbehörden stehen für ihre luftreinhaltepoli- 
tischen Planungen und Maßnahmen nicht nur Informationen aus dem 
gut ausgebauten Immissionsmeßnetz zur Verfügung. Auch zur konti­
nuierlichen Erfassung der Emissionsentwicklung sind große An­
strengungen unternommen worden. Seit etwa 1970 werden automati­
sche Emissionsmeßgeräte auf Basis des Telemetersystems direkt bei 
größeren Emissionsquellen installiert. Hiermit werden in der Re­
gel der Brennstoffverbrauch, der Schwefelgehalt im Brennstoff so­
wie die Massenkonzentration von Stickstoffoxiden und Schwefeldi­
oxid im Rauchgas erfaßt. Die Daten werden über Standleitungen 
fortlaufend an die zuständigen Umweltverwaltungen übermittelt. In 
einigen Kommunen (etwa Kawasaki) werden sie auch öffentlich be­
kannt gemacht.

Von Interesse ist, daß die Installation der Emissionsmeßgeräte 
bei privaten Emittenten in der Mehrzahl aller Fälle nicht auf der 
Grundlage gesetzlicher Regelungen, sondern im Rahmen von Umwelt­
schutzvereinbarungen zwischen Verwaltung und Unternehmen durchge­
setzt wird. Im Bereich des Gewässerschutzes werden Abwassermeßge­
räte dagegen in der Regel auf der Grundlage gesetzlicher Bestim­
mungen, insbesondere zum Gesamtschadfracht-Steuerungssystem in­
stalliert.

Die Investitions- und Betriebskosten für die Emissionsmeßgeräte 
haben die Unternehmen selbst zu tragen. Die Überprüfung und War­
tung der (plombierten) Meßgeräte findet unter kommunaler Aufsicht 
statt. Die folgende Abbildung zeigt Stand und Entwicklung des te- 
lemetrischen Emissionsmeßsystems auf kommunaler Ebene:
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Abbildung 12: Telemetrische Emissionsmeßstationen in Japan. Entw icklungstrend 1973 - 1983
EU Anzahl der telemetrlsohen B  Präfekturen und Städte, die das

Quelle: Nationales Umweltamt 1985.

Die Smog-Warnsysteme der Kommunen und Präfekturen beziehen die Im- 
missions- und Emissionsdaten systematisch ein. Hierdurch, und 
über das in der Regel gut ausgebaute elektronische Warnsystem, 
ist es möglich, drohenden Smogsituationen gegenzusteuern oder zu­
mindest die Zahl der Gesundheitsbeeinträchtigungen im Falle höhe­
rer photochemischer Smogbelastungen wesentlich niedriger zu hal- • 
ten, als es ohne solch ein effizientes Warnsystem möglich wäre. 
Auf das Smog-Warnsystem wird in den nun folgenden Beispielen zur 
Umweltberichterstattung in vier Kommunen jeweils eingegangen.
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3.2 Umweltberichterstattung zum Luft- und Gewässerbereich in 
ausgewählten Großstädten und Präfekturen

Für eine exemplarische Darstellung der Umweltberichterstattungs­
systeme in den Bereichen Immissions- und Gewässerschutz wurden 
die beiden Großkommunen Yokohama und Kawasaki sowie die beiden 
Präfekturen Osaka und Tokio ausgewählt. Hierbei ist zu beachten, 
daß Tokio vom Verwaltungsaufbau her sowohl Stadt als auch Präfek­
tur ist. Alle im folgenden näher dargestellten Verwaltungseinhei­
ten sind ausgesprochene Ballungszentren von Industrie, Verkehr 
und Bevölkerung und gehören seit den sechziger Jahren zu den 
höchstbelasteten Gebieten Japans.

3.2.1 Die Stadt Yokohama

Yokohama, mit rund 3 Mio. Einwohnern die zweitgrößte Stadt Ja­
pans, liegt an der pazifischen Küste auf der Hauptinsel Honshu in 
der Präfektur Kanagawa. In den sechziger Jahren gehörte Yokohama 
zu den Städten mit der größten Umweltbelastung in Japan.

Die Zuständigkeit für den Bereich Informationserhebung und -Ver­
arbeitung liegt beim "Umweltbeobachtungs- und Steuerungszentrum" 
der städtischen Umweltbehörde (65).

3.2.1.1 Luft

Seit 1946 wird der Staubniederschlag, seit 1959 die S02-Konzen- 
tration in der Umgebungsluft gemessen. Die ersten automatisch­
kontinuierlich arbeitenden S02-Luftqualitätsmeßstationen wurden 
1964 in Betrieb genommen. Eine Umstellung auf Telemetersysteme 
und On-Line-Datenverarbeitung erfolgte 1968. Mit der Messung pho­
tochemischer Oxidantien begann man 1971? im selben Jahr wurden 
spezielle Meßstationen zur Messung der Luftbelastung durch den 
Kraftfahrzeugverkehr eingerichtet. Kohlenwasserstoffe (HC) werden
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seit 1976 erfaßt. Im Jahr 1982 wurde das elektronische Datenver­
arbeitungssystem der Meßzentrale vollständig erneuert.

Gegenwärtig wird an 15 Stellen der Stadt die allgemeine Luftbela­
stung und an 8 Stellen die Belastung durch den Kraftfahrzeugver­
kehr gemessen. Die nachstehende Tabelle 14 gibt Aufschluß über 
die Lage der Luftgüte-Meßstationen, das Jahr ihrer Inbetriebnahme 
und über die erfaßten Parameter.

Das automatische Emissionsmeßsystem auf Telemeterbasis wurde 1974 
in Betrieb genommen. Bei 46 Betrieben erfolgen fortlaufende Mes­
sungen verschiedener Größen. Es werden über 90 % der SO.,- und 
NOx-Gesamtemissionen aus den stationären Anlagen im Zuständig­
keitsbereich erfaßt. Die Daten werden über das TelemeterSystem 
direkt an das städtische Umweltbeobachtungszentrum übermittelt. 
Tabelle 15 gibt Auskunft über die an das Fernmeßsystem ange­
schlossenen Betriebe sowie über Art und Anzahl der dort instal­
lierten Meßgeräte.

3.2.1.2 Wasser

Mit systematischen Messungen der Gewässerbelastung wurde 1971 be­
gonnen; bereits ein Jahr später erfolgte die Messung auf automa­
tisch-kontinuierlicher Basis. Ende 1982 wurde das gesamte System 
grundlegend modernisiert und dabei auf Datenfernübertragung (Te­
lemetersystem) umgestellt. Gleichzeitig begann der Aufbau des 
automatischen Abwassermeßsystems in Betrieben, wobei die Daten wie 
beim Emissionsmeßsystem direkt und fortlaufend an die Umweltbe­
hörde übermittelt werden.
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Quelle: Nach Angaben der Umweltbehörde von Yokohama 1985.
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T ab elle  15: E m issionsm eßsystem  in  Yokohama

Stat
No.

______ Meßgerät

Unternehmen ' — ....

so2 N0x °2 (1) (2) (3) (4) (5)

1 Asahi Glass Co., Ltd. Keihin Factory 5 5 .5 11 26
2 Nitto Chemical Industry Co., Ltd. Yokohama Factory 1 1 1 2 5
3 Ajinomoto Co., Ltd. Yokohama Plant 1 1 1' 1 1 5
4 Kirin Brewery Co., Ltd. Yokohama Plant 2 2 4 2 10
5 Pacific Sugar Manufacturing Co., Ltd. 1 1 2 4 ,
6 Asia Oil Co. Ltd. Yokohama Refinery 2 4 4 4 7 21
7 Nippon Kokan Keihin Works 5 5 10 20
8 The Tokyo Electric Power Co. Inc. 

Yokohama Thermal Power Station 6 6 6 6 6 30
9 Tsurumi soda Co., Ltd. 1 1 1 4 7

10 Nippon Petroleum Refining Co., Ltd. Yokohama Refinery 2 2 2 7 2 15
11 Showa Aluminium Industries K.K. Yokohama Plant 3 2 2 3 10
13 Nissan Motor Co., Ltd. Takara-cho Faktory 2 2 3 7
14 Nissan Motor Co., Ltd. Daikoku-cho Pactory 1 1 3 5
15 Nippon Glass Co., Ltd. Yokohama Plant 1 1 1 7 10
16 The Nisshin Old Mills, Ltd. Yokohama Isogo Plant 1 1 1 3 1 7
17 Ishikawajima-Harima Heavy Industries Co., Ltd. 

Yokohama Factory 1 1 1 3 1 7
18 NHK spring Co., Ltd. Yokohama Plant 1 1 6 8
19 Nippon Petroleum Refining Co., Ltd. Negishi Refinery 3 6 6 10 4 29
20 Electric Power Development Co., Ltd. 

Isogo Thermal Power station 2 2 2 4 2 12
21 Bridgestone Corporation Yokohama Plant 1 1 3 5
22 Showa Shell Sekiyu K.K. Yokohama Installation 1- -1 5 7
24 Tokyo Gas Co., Ltd. Tsurumi Works 1 1 3 5
26 Toshiba Corporation Keihin Product Operations 1 1 1 3 3 9
28 Toshiba corporation west Turbine Works 1 1 2 1 5
30 Nippon Kokan Tsurumi Works 1 1 2 1 5
31 Hodogaya Chemical Co., Ltd. Tsurumi Factory 1 1 2 4
32 Morinaga & Co., Ltd. Tsurumi Factory 1 1 3 5
33 Taiyo Yushi Co., Ltd. 2 2
34 Mitsubishi Heavy Industries, Ltd. Kanazawa Works 1 6 7
35 Nihon Seito Co., Ltd. Yokohama sugar Refinery 1 1 2 2 6
36 The Tokyo Electric Power Co., Inc. Minami-Yokohama 

Thermal power Station
3 3 3 9

37 Tokyo Gas Co., Ltd. Negishi Works 2 2 2 2 8
38 Daiichi Carbon Co., Ltd. 6 6
39 Sumitomo Electric Industries, Ltd. Yokohama Works 1 1 5 7
41 Tokyo Gas Co., Ltd. Suehiro Works 1 1 1 3
42 Environmental.Cleaning projects Asahi Plant 3 3 3 9
43 Environmental Cleaning projects Konan Plant 3 3 3 9
44 Environmental Cleaning projects Minami-Totsuka Plant 3 3 3 9
45 Environmental Cleaning projects Hodogaya Plant 3 3 3 9
46 Environmental Cleaning projects Northern Plant 3 3 3 9

Gesamt 29 76 76 115 54 11 15 376

(1) Brennstoffverbrauch (flüssig) (2) Brennstoffverbrauch (Gas) (3) Stromerzeugung
(4) Hüllverbrennung (6) Anzahl der Meßgeräte

Quelle: Umweltbehörde Yokohama 1985.
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Gegenwärtig sind 9 Stationen zur Messung der Gewässergüte und 24 
Stationen zur Erfassung der Abwasserinhalte von betrieblichen Ab­
wasserfrachten (einschließlich öffentlicher Kläranlagen) einge­
richtet. Das Abwassermeßsystem soll bereits in Kürze auf 30 Sta­
tionen ausgebaut werden. Damit wären etwa 90 % der CSB-Schad- 
stoffracht, die von Yokohama aus in die Tokio-Bucht eingeleitet 
wird, erfaßt. Abbildung 13 und die Tabellen 16 und 17 geben einen 
Überblick zum Gewässergüte- und Abwassermeßsystem in Yokohama.

Tabelle 16: Abwassermeßsystem (CSBJ: Erfaßte Betriebe

Nr. der 
Meß­
station

Unternehmen

1 Midori Sewage Treatment Plant (Klärwerk)
2 Kohoku Sewage Treatment Plant (Klärwerk)
3 Northern Sewage Treatment Plant (nördliches Klärwerk Nr. 1)
5 Kanagawa Sewage Treatment Plant (Klärwerk)
6 Central Sewage Treatment Plant (zentrales Klärwerk)
7 Southern Sewage Treatment Plant (südliches Klärwerk)
8 Kanazawa Sewage Treatment Plant (Klärwerk)
11 Tokyo Gas Co., Ltd. Tsurumi Works (Gasanstalt)
12 Kirin Brewery Co., Ltd. Yokohama Plant (Brauerei)
13 Asia Oil Co., Ltd. Yokohama Refinery (Erdölraffinerie)
14 Ajinomoto Co., Ltd. Yokohama Plant
15 Nissan Motor Co., Ltd. Yokohama Factory (1,2) (Automobilwerk)
16 Nissan Motor Co., Ltd. Yokohama Factory (3) (Automobilwerk)
17 The Nisshin Oil Mills, Ltd. Yokohama Isogo Plant (Ölmühle)
18 Nitto Chemical Industry Co., Ltd. Yokohama Factory (Chemiefabrik)
19 Hodogaya Chemical Co., Ltd. Tsurumi Factory (Chemiefabrik)
20 Asahi Glass Co., Ltd. Keihin Factory (Glashütte)
21 Pacific Sugar Manufacturing Co., Ltd. (Zuckerfabrik)
22 Taiyo Ushi Co., Ltd.
23 Nippon Petroleum Refining Co., Ltd. Yokohama Refinery (Erdölraf.)
24 Nippon Petroleum Refining Co., Ltd. Negishi Refinery (Erdölraf.)

Stand März 1985

Quelle: Umweltbehörde Yokohama 1985.

76



A b b ild u n g  13: G ew ässergü te - u nd  A bw asserm eßsystem  in  Yokoham a: Lage
d er  M eßstationen
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3.2.1.3 Informationsverarbeitungssysteme und Umweltberichterstat- 
tung

Das Luft- und Gewässergütemeßnetz wird von der Abteilung "Umwelt- 
beobachtung" (Monitoring) der städtischen Umweltbehörde betrie­
ben, während die Meßapparate des Emissions- und Abwassermeßsy­
stems von den Betrieben selbst finanziert und nach amtlichen Vor­
schriften gewartet werden. Für die Installation solcher Meßgeräte 
sowie für die Datenübermittlung gibt es - bis auf Ausnahmen im 
Gewässerbereich - keine rechtlichen Vorschriften; sie beruhen auf 
nichtförmlichen Vereinbarungen zwischen Behörden und privaten wie 
öffentlichen Emittenten (Umweltvereinbarungen).

Bei Emissionsquellen, die nicht durch das Telemetersystem der di­
rekten Schadstoffmessung erfaßt werden, müssen je nach Größe und 
Problematik - Näheres bestimmen die einschlägigen Spezialgesetze 
- entweder kontinuierlich oder zweimal pro Jahr Messungen vorge­
nommen werden. Die Daten sind auf Verlangen der Behörde zu über­
mitteln. Die Immissionsdaten werden fortlaufend in Monats- und 
Jahresberichten veröffentlicht; die aktuellen Daten sind auf An­
frage jederzeit erhältlich. Die Emissionsdaten werden in Yokohama 
nur in aggregierter Form, also nicht jeweils nach einzelnen Emit­
tenten spezifiziert, veröffentlicht.

Zur Inform ationsverarbeitung der eingehenden Daten ist die Umweltbe­
obachtungsabteilung der Umweltbehörde mit folgenden zentralen Ge­
rätschaften ausgestattet:
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Tabelle 18: Zentrale Gerätschaften zur Inform ationsverarbeitung (O ff-line- SystemJ

Bezeichnung An­
zahl

Spezifi­
kationen

Bezeichnung An­
zahl

Spezifi­
kationen

Zentralrechner 
(ACOS 450)

1 4 MB
Zeilendrucker 1 900 Zeilen 

pro Minute
Spezialdrucker 
für japanisch

1 2.500 Zeilen 
pro Minute

Terminal 1 mit:
Display 1 
Drucker 1 
Disketten­
laufwerke 2

XY Plotter 1 DIN A 2! 3 
Schreibköpfe

Display für 
Farbgrafiken

2 20 inches,
7 Farben,
schwarz/weiß
Kopien

Magnet­
disketten­
stationen

6 Festplatten 
4 (à 635 MB) 
Floppies 
2 (à 200 MB)

Monitore 3 14 inches,
7 Farben, 
jap. Zeichen

Magnetband­
einheit

1 9 Spuren,
6.250/1.600
RPI

Dateneingabe­
gerät

1 zur Übertra­
gung von 
Daten auf 
floppy disks

Lesegerät für 
Lochkarten

1 600 Blatt 
pro Minute

Locher für 
Lochkarten

2 zur Übertra­
gung von 
Daten auf 
Lochkarten

Lesegerät für 
Lochstreifen

1 600 Zeichen 
pro Sekunde

Locher für 
Lochstreifen

1 zur Übertra­
gung von 
Daten auf 
Lochstreifen

Quelle: Nach Angaben der Umweltbehörde Yokohama 1985.

Einen Gesamtüberblick zum Informationserhebungs- und Informa­
tionsverarbeitungssystem in Yokohama gibt Abbildung 14.
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Nach Auskunft amtlicher Stellen und in das Meßsystem einbezogener 
Betriebe hat sich das Umweltberichterstattungssystem in Yokohama 
sehr bewährt. Technische Probleme beim Betrieb der Emissionsmeß­
geräte treten nur selten auf. Wegen der großen Informationsdichte 
sowie der Aktualität und Differenziertheit der Daten ist es dem 
Umweltamt wesentlich erleichtert worden, effektive Emissionsmin­
derungsprogramme zu entwickeln und zu implementieren.

Die SOj-Gesamtemissionsmenge in Yokohama konnte von 104.500 t im 
Jahr 1968 auf nur 5.260 t (!) im Jahr 1985 gesenkt werden. Er­
zielt wurde dies vor allem durch die Installation von Rauchgas­
entschwefelungsanlagen, die Umstellung auf schwefelarme oder 
schwefelfreie Brennstoffe (der durchschnittliche Schwefelgehalt 
der Brennstoffe sank von 2 % 1968 auf 0,1 % 1985) und durch Maß­
nahmen zur Energieeinsparung. Die NO^-Gesamtemission sank von
54.000 t (Anteil von Kfz daran: 17.000 t = 32 %) im Jahr 1974 auf
22.000 t (Anteil Kfz: 11.000 t = 50 %) im Jahr 1985. Toxische 
Stoffe in den Abwässern sind in der Regel meßtechnisch nicht mehr 
nachweisbar. Allerdings ist die Belastung durch organische Stoffe 
immer noch recht hoch (66).

Das gut ausgebaute Umweltberichterstattungssystem erlaubt es der 
Verwaltung auch, rasch und flexibel auf drohende Belastungssitua­
tionen zu reagieren. Auf Grundlage der meteorologischen Daten und 
der laufend erhobenen Emissionsdaten können die Schadstoffkonzen­
trationen- der Umgebungsluft (insbesondere für NOx, SOx und Ox) 
mit hoher Genauigkeit um mehrere Stunden vorausgesagt werden. Ist 
solch eine potentielle Belastung zu vermuten, ergehen Aufforde­
rungen an die dem Emissionsmeßsystem angeschlossenen Betriebe, 
ihren Schadstoffausstoß vorsorglich zu drosseln.
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Abbildung 14: Automatisches Umweltbeobachtungssystem in Yokohama:

Kont. Messung der Ab- Tastatur
wässer (Ober 20 Stationen)
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Auch dieses Luftbelastungsalarm system ist weitgehend automatisiert: 
Die Umweltbehörde kann sich über Standleitungen direkt und jeder­
zeit mit den Umweltschutzbeauftragten in den betreffenden Betrie­
ben in Verbindung setzen. Die Aufforderung zur Emissionsminderung 
ergeht ohne rechtliche Grundlage; sie ist Teil des - für die ja­
panische Umweltpolitik insgesamt sehr bedeutungsvollen - infor­
mellen Systems aus Umweltvereinbarungen und umweltbezogenen Ver­
waltungsempfehlungen (67). Die Betriebe halten sich fast immer an 
diese "Wünsche" der Umweltbehörde - ob sie es tun, kann jeden­
falls sofort von der' Umweltbehörde anhand der kontinuierlich 
fernübertragenen Meßdaten aus den Betrieben geprüft werden.

3.2.2 Die Stadt Kawasaki

Die Industriestadt Kawasaki (1,1 Mio. Einwohner) liegt zwischen 
Tokio und Yokohama an der Tokio-Bucht. Kawasaki zählt auch heute 
noch zu den hochbelasteten Städten Japans.

Das "Umweltbeobachtungszentrum" (Pollution Monitoring Center) ge­
hört zur städtischen Umweltbehörde. Daneben besteht noch ein wis­
senschaftlich-technisches Umweltforschungsinstitut (Pollution 
Control Laboratory). In der Umweltbehörde gibt es 129 Beschäftig­
te (Stand 1983). Im Umweltforschungsinstitut sind 36 Personen, 
davon 26 Wissenschaftler beschäftigt. Uber die administrative Or­
ganisation des Umweltschutzes und die Aufgabenbereiche der ein­
zelnen Abteilungen gibt das nachstehende Organogramm einen Über­
blick.

Das Umweltbeobachtungszentrum wurde 1972 gegründet; 1983 wurde 
die technische Ausstattung grundlegend modernisiert. Hierdurch 
soll insbesondere die Datengrundlage für die Durchführung von Um­
weltverträglichkeitsabschätzungen verbessert werden (67). Die Er­
hebung von Umweltdaten begann in Kawasaki allerdings schon 1956.
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General affairs, handling of complaints concerning environmental 
pollution, consulting service for financing pollution control, handling of 
pollution-related legal documentation, issuance of permits, and control 
of master files.

Survey of environmental administration systems and relevant laws and 
regulations, collection of pollution-related information, planning of 
environmental administration policies, and general affairs of the 
Pollution Control Committee.

Environmental quality monitoring service, and general affairs of the 
Pollution Control Committee.

Formulation of preventive measures, control actions, monitoring, 
guidance service, grievance procedure, and other services related to 
air pollution and offensive odors caused by factories; examination of air 
pollution-related reports and applications; radioactivity investigation and 
radiation measurement; formulation and enforcement of emergency 
procedures for air pollution abatement.

Environmental impact assessment.

Formulation of preventive measures, control actions, monitoring, 
guidance service, investigation, grievance procedure, examination of 
reports and applications, and other services related to water pollution; 
formulation and enforcement of emergency procedures for water 
pollution abatément; soil contamination survey; ground and soil survey; 
monitoring and control of ground subsidence.

Formulation of preventive measures, control actions, monitoring, 
guidance service, investigation, grievance procedure, and other ser­
vices. related to noise and vibration caused by factories etc.; handling 
of related reports and applications.

Formulation of preventive measures, monitoring, guidance service, 
investigation, and other services related to air/noise pollution and 
vibration caused by tra ffic ; handling o f related reports and ap- 
lications.

Constant monitoring of air and water pollution, analysis of monitored 
data and compilation of statistics, and management and maintenance 
of monitoring system and facility .

Liaison and coordination services related to pollution control research; 
collection, consolidation and exchange of pollution-related technolo­
gical data and information.

Analysis and experiments on pollutants, radiation measurement, and 
other research activities concerning air pollution.

Analysis and experiments on pollutants, and other research activities 
concerning water pollution.

Examination and research concerning noise pollution and vibration.
Quelle: Umweltbehorde von Kawasaki 1985.



3.2.2.1 Luft

Im Juli 1956 wurden erstmals 16 Sammelgeräte zur Erfassung des 
Staubniederschlags aufgestellt, 1957 setzte die Messung der S02- 
Belastung an 15 Stellen mit manuell betriebenen Geräten ein. Ab 
1964 wurde das automatische S02-Meßnetz aufgebaut, das dann ab
1970 auf weitere Schadstoffe ausgedehnt wurde. Die erste elektro­
nische Schautafel zur Anzeige der Luftbelastung wurde im März
1971 vor dem Rathaus von Kawasaki aufgestellt, im Dezember 1972 
ging die erste Meßstation zur Erfassung der verkehrsbedingten 
Luftbelastung in Betrieb. Der Ausbau des (photochemischen) Smog- 
Alarmsystems war 1974 abgeschlossen worden.

Gegenwärtig sind 18 Meßstationen in Betrieb, davon je 9 zur Er­
fassung der allgemeinen Luftbelastung und-der Belastung durch den 
Kfz-Verkehr. Das System arbeitet kontinuierlich-automatisch, die 
Daten werden fortlaufend per Telemetersystem an das Umweltbe­
obachtungszentrum übermittelt. Eine elektronische Schautafel vor 
dem Rathaus zeigt die Ergebnisse an und warnt bei Gefahr hoher 
Luftbelastung. Die 9 speziellen Verkehrsbelastungsmeßstationen 
erfassen die Schadstoffe CO, NO und N02. Tabelle 19 listet die 
einzelnen Meßobjekte der 9 allgemeinen Luftgüte-M eßstationen auf.

Tabelle 19: Allgemeines Luftgüte-M eßnetz in Kawasaki: Meßobjekte

Quelle: Umweltbehörde von Kawasaki 1985.
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Die systematische Erfassung der Emissionen aus größeren stationä­
ren Quellen wurde durch den Abschluß von Umweltschutzvereinbarun­
gen mit 39 Betrieben im August 1970 ermöglicht. Zwei Jahre später 
setzten dann die ersten automatischen Emissionsmessungen bei die­
sen Betrieben ein; zunächst für S02, später dann auch für NOx und 
weitere Objekte. Die Erweiterung auf NOx~Messungen war im Dezem­
ber 1978 abgeschlossen.

Bei Einführung des Emissionsmeßsystems waren zunächst bei 39 Be­
trieben Emissionsmeßgeräte installiert worden. Wegen erheblicher 
Emissionssenkungen wurden bei einzelnen Betrieben in der Folge­
zeit die Emissionsmessungen eingestellt. Derzeit (1986) sind 27 
Großbetriebe dem automatischen Emissionsmeßsystem angeschlossen. 
Sie sind für über 90 % der S02~ und NOx-Gesamtemlssionen aus sta­
tionären Quellen in Kawasaki verantwortlich. Die Daten werden 
fortlaufend an das Umweltbeobachtungszentrum übermittelt. Auf 
zwei speziellen elektronischen Schautafeln, für die Öffentlich­
keit zugänglich aufgestellt im Umweltbeobachtungszentrum und in 
der Eingangshalle des Rathauses, werden diese Emissionsdaten 
fortlaufend angezeigt.

Seit Oktober 1984 wurde das System der Informationsoffenlegung 
für Umweltdaten dahingehend erweitert, daß jeder Bürger auf An­
frage von der Umweltbehörde Informationen über den Schadstoffaus- 
stoß von einzelnen Emittenten erhält. Das betroffene Unternehmen 
kann hiergegen innerhalb von 60 Tagen Einwand erheben, wodurch 
vor allem die Wahrung von Betriebsgeheimnissen sichergestellt 
werden soll.

Die folgende Tabelle zeigt Lage und Meßobjekte der Emissionsmeß­
stationen, wobei zu berücksichtigen ist, daß in der Liste noch 
vier Betriebe enthalten sind, bei denen die Emissionsmessungen 
inzwischen eingestellt worden sind.
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T ab elle  20: E m issionsm eßsystem  in  K aw asa ki: E inbezogene B e tr ieb e  und
M eßobjekte

— Instruments (1) (2) (3) (4) (5) 16) (7) (8) (9) (10) (11)

Factories 35 506 157 123 93 92 13 12 6 2 8

1 Nippon Yakin Kogyo 1 10 5 2 1 1 1
2 Nichomo Oil 1 13 3 2 3 3 1 1
3 General Oil 1 18 5 5 3 3 1 1
4 Tonen Petrochemical 

Kawasaki Plant 1 13 4 4 2 2 1
5 Toa Neryo Kogyo 1 15 4 5 1 2 1 1 1
6 Toray Industries 1 13 3 4 3 3
7 Nippon Petrochemcial 

Ukishima Plant 1 37 9 14 7 7
8 Nippon Petrochemical 

Kawasaki Plant 3 29 10 11 4 4
9 Tonen Petrochemical 

Chidori Plant 1 7 4 1 1 1
10 Nisseki Plastic Chemical 1 13 9 2 2
11 Tokyo Electric Power 

Kawasaki Plant 2 19 6 6 6 1
12 Tokyo Glass 1 11 5 3 3
13 Toa Oil 1 19 4 1 3 3 1 1
14 Dalichi Cement 1 11 5 1 1 1 3
15 Nippon Kokan 2 68 6 32 12 12 1 2 1 2
16 Showa Oil 1 25 8 6 4 4 1 2
17 Showa Denko 1 24 8 5 4 4 2 1
18 Mitsubishi Oil 1 37 7 14 7 7 1 1
19 Japanese National Railways 

Kawasaki Power Plant 1 16 5 4 3 2 1 1
20 Tokyo 'Electric Power 

Tsurumi Plant 1 15 5 5 4 1
21 Ajinomoto 1 14 6 1 2 2 3
22 Isuzu Motors 1 15 7 3 2 2 1
23 Kao Soap 1 6 3 1 1 1
24 Ukishima Petrochemical 1 7 3 2 2
25 Nippon Zeon 1 3 1 1 1
26 Asahi Chemical 1 10 4 2 2 2
27 Kawasaki Kasei 1 10 6 2 2
28 Mitsui Sugar 1 5 2 1 1 1
29 Taito 1 5 3 1 1
30 Nippon Glass 1 7 5 1 1
31 Mitsubishi Motors 1 11 5 2 2 2

(1) Stations, (2) Measuring Units, (3) Liquid flowmeters, (4) Gas flowmeters (5) NO -meters, 
(6) 0,-eters (7) SO,-meters, (8) S anlyzers, (9) Moleculemeters, (10) watt/hour metirs, (11) 
Others. i

Anmerkung:
Es sind noch vier Betriebe in der Liste enthalten, bei denen die 
Messungen inzwischen eingestellt wurden.

Quelle: Umweltbehörde von Kawasaki 1985.
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3.2.2.2 Wasser

Die Erfassung der Gewässerbelastung startete in diskontinuierli­
cher Weise im Jahr 1971. Erst 1981 begann der Aufbau des automa­
tisch-kontinuierlichen Gewässergüte-Meßnetzes, das Flüsse und Kü­
stengewässer umfaßt. Im März 1983 war der Aufbau des Abwasser- 
Meßsystems bei bestimmten Betrieben abgeschlossen worden.

Im Rahmen des Gewässergüte-Meßsystems werden gegenwärtig 8 automa­
tische Meßstationen betrieben. Die Daten gehen fortlaufend an das 
Umweltbeobachtungszentrum. Die folgende Tabelle zeigt Lage und 
Meßobjekt der Meßstationen:

Tabelle 21: Gewässergüte-MeßSystem in Kawasaki: Lage und Meßobjekte

Meßob-
^ \ j e k t

Station^^

Wasser­
tempe­
ratur

ph-
Wert

Leit­
fähig­
keit

Wasser­
trübung

gelöster
Sauer­
stoff

Chlor-
Ionen

CSB1)

Kamigawara o o o o o o o
Misawa 0 0 o o o 0 o
Noborito o o o o o o o
Asao o o o o 0 o o
Shinpukuji o 0 o o o o o
Hirase o 0 o o o 0 o
Arima o 0 o o o o o
Yagami o o o o o o o

1) CSB = chemischer Sauerstoffbedarf 
Quelle: Umweltbehörde von Kawasaki 1985.

Auf Basis des nationalen Wasserschutzgesetzes (Water Pollution 
Control Law) und der Verbindung mit der Einführung des Gesamt­
schadfracht-Steuerungssystems für CSB (chemischer Sauerstoffbe­
darf) wurden bei 22 öffentlichen und privaten Betrieben Abwasser- ■ 
meßgeräte installiert. Sie analysieren die Abwassergesamtfrächt 
und ihre CSB-Konzentration in Betrieben, deren Abwassermenge mehr 
als 5.000 m3 beträgt und deren CSB-Fracht über 50 kg/Tag liegt. 
Die Daten gehen laufend an das Umweltbeobachtungszentrum. Tabel­
le 22 zeigt Lage und Meßausstattung der Abwassermeßstationen:
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T ab elle  22: A bw asserm eßsystem  in  K aw asa k i: E inbezogene B e tr ieb e  und
M eßa usrü stun g

Nr. Betriebe
Meßsta­
tionen (1) (2)

22 42 42
1 Showa Denko Ougimachi 1 2 2
2 Nippon Kokan 1 6 6
3 Tonen Petrochemical Kawasaki Plant 1 7 7
4 Nippon Petrochemical Ukishima Plant 1 2 2
5 Ajinomoto 1 1 1
6 Nippon Yakin Kogyo 1 1 1
7 Toa Oil 1 1 1
8 Mitsubishi Oil 1 1 1
9 Iriezaki Sewage Plant 1 2 2
10 Käse Sewage Plant 1 1 1
11 Käse Nightsoil Treatment Plant 1 1 1
12 Asahi Chemical 1 2 2
13 Showa Denko Chidori 1 1 1
14 Nippon Petrochemical Kawasaki Plant 1 3 3
15 Nippon Zeon 1 1 1
16 Showa Neoprene 1 1 1
17 Todoroki Sewage Plant 1 1 1
18 Kawasaki Kasei 1 2 2
19 General Oil 1 2 2
20 Central Chemical 1 2 2
21 Toray Industries 1 1 1
22 Showa Oil 1 1 1

(1) = Geräte zur Messung des chemischen Sauerstoffbedarfs
(2) = Geräte zur Messung der Abwassermenge

Quelle: Nach Angaben der Umweltbehörde von Kawasaki 1985.

3.2.2.3 Informationsverarbeitungssystem

Das Umweltbeobachtungszentrum Kawasakis ist mit modernster Elek­
tronik zur Informationserhebung, -Verarbeitung und -Veröffentli­
chung ausgestattet (69). Die erhobenen Daten werden permanent 
verarbeitet und der Öffentlichkeit als Monats-/Jahresberichte 
oder - je nach Anfall - als Spezialberichte zugänglich gemacht. 
Im Immissionsschutzbereich zeigen außerdem zwei an verschiedenen
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Orten installierte elektronische Schautafeln fortlaufend Luftbe­
lastung und Emissionsmengen ausgewählter Schadstoffe an. Im Ge­
wässerschutzbereich gibt es nur eine elektronische Schautafel im 
Umweltbeobachtungszentrum, die die Gewässergüte anzeigt.

Neben den allgemeinen Uberwachungsaufgaben dient das Umweltbeob­
achtungssystem Kawasakis auch der Warnung vor photochemischen 
Smoglagen sowie der gezielten Reaktion hierauf. Der Aufbau des 
photochemischen Smogwarnsystems war im März 1974 abgeschlossen 
worden. Die folgende Abbildung gibt hierzu wie auch zum allgemei­
nen Meßsystem im Immissionsschutzbereich einen Überblick. Das 
Smogwarnsystem bezieht Immissions- und Emissionsdaten sowie me­
teorologische Grunddaten systematisch ein. Im Falle einer drohen­
den Smogsituation werden die mit dem Emissionsmeßnetz erfaßten 27 
Betriebe durch das Umweltbeobachtungszentrum automatisch über 
Standleitungen benachrichtigt und zu Emissionssenkungen im Rahmen 
der allgemeinen Smogregelungen aufgefordert. Sie erhalten außer­
dem fortlaufend über Fernschreiber die-Immissionswerte zur Luft­
belastungssituation übermittelt, so daß sie selbst die Effekte 
ihrer Maßnahmen beobachten können. Gleichfalls erfolgt eine auto­
matische Mitteilung an die Betriebe, wenn ihre Emissionen die 
vorgeschriebenen Richtwerte oder die im Rahmen von Umweltschutz­
vereinbarungen festgelegten Emissionsgrenzwerte überschreiten.

Die Warnung der Bevölkerung erfolgt zum einen allgemein durch In­
formation der öffentlichen Medien, zum anderen werden Gesund­
heitsämter und Schulen gesondert informiert. So sind etwa aus­
schließlich für Smogwarnungen spezielle Standleitungen zu 47 
Schulen und Gesundheitsämtern im Stadtgebiet eingerichtet worden. 
Die dort installierten Empfangsgeräte signalisieren nicht nur 
eine Smogwarnung, sondern zeigen auch Werte zur Luftbelastung an.
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Nach Angaben der Umweltbehörde und befragter Betriebe treten 
technische Probleme im Rahmen des Immissions- und Emissionsmeßsy­
stems kaum auf. Auch im Wasserbereich sind solche Probleme sel­
ten, doch bereite es hier immer noch Schwierigkeiten, automa­
tisch-kontinuierliche Meßgeräte für andere als die derzeit erfaß­
ten Stoffe und Parameter zu entwickeln. Generell wird von allen 
Aktorgruppen die positive Funktion einer kontinuierlichen Umwelt­
beobachtung für Planung, Umsetzung und Kontrolle von Umwelt­
schutzmaßnahmen hervorgehoben (70).

3.2.3 Die Präfektur Tokio

Die Hauptstadt, die zugleich Präfektur ist, liegt etwa in der 
Mitte der Hauptinsel Honshu an der pazifischen Küste. Hier leben 
etwa 12 Mio. Einwohner. Die durchschnittliche Bevölkerungsdichte 
beträgt 8.150 E/km2. Die Zeiten höchster Umweltbelastung lagen in 
den sechziger Jahren, seitdem ist es zu erheblichen Verbesserun­
gen gekommen. Gleichwohl sind noch etliche Umweltprobleme unge­
löst, so etwa die Lärm- und Luftbelastungen durch den Straßenver­
kehr (71).

Die Stadtregierung von Tokio gründete 1970 das Umweltschadensamt 
(Kogai Bureau)'. Im Jahr darauf verabschiedete die Regierung den 
"Plan zum Schutz der Stadtbewohner vor der Umweltverschmutzung" 
und begann zugleich mit der systematischen Erfassung der Quellen, 
die Umweltprobleme verursachten. Im Dezember 1980 wurde das Um­
weltschadensamt in "Umweltschutzamt" (Environmental protection 
Bureau) umbenannt. Im Rahmen der Langzeitplanung der Regierung 
von Tokio (Konzept vom Dezember 1982 (72)) wurde ein spezieller 
Plan zur Umweltüberwachung ("Enviromental Supervision Plan") ent­
wickelt. Er bezweckt die systematische und breit angelegte Erhe­
bung umweltbezogener Daten zur Verbesserung der Umweltqualität 
(73). Gleichzeitig wird im neuen Umweltschutzplan von 1982, der 
auf Bestimmungen des nationalen Umweltbasisgesetzes gegründet ist
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und von der Landesregierung genehmigt wird, einer der Schwerpunk­
te auf die Verbesserung der Umweltberichterstattung gelegt (74).

Das, Umweltschutzamt führt regelmäßig Erhebungen zur Umweltquali­
tät in allen wichtigen Bereichen des Umweltschutzes durch (75). 
Die Berichte werden in der Regel veröffentlicht. Unterstützt wird 
das Umweltamt bei der Erhebung und Auswertung durch das 1968 ge­
gründete (wissenschaftlich-technische) Umweltforschungsinstitut 
("Research Institute for Environmental Protection").

Die Erhebungen erfolgen teilweise auf Grundlage von Vorschriften 
in nationalen Gesetzen sowie im Rahmen der Kooperation mit staat­
lichen Stellen, häufig aber auch aufgrund selbstbestimmter Ziele. 
Für die Feststellung der Geruchsbelastung wird in Tokio ein soge­
nanntes subjektives Perzeptionssystem angewendet, wonach die Ge­
ruchsbelästigung im Vergleich zu den im März 1977 festgelegten 
städtischen Grenzwerten nicht auf der Grundlage der Analyse der 
beteiligten Substanzen, sondern nach menschlichen Wahrnehmungs­
merkmalen ermittelt wird (76). Speziell zum Zwecke der Naturbeob­
achtung sind von der Stadtregierung 1.000 Bürger als freiwillige 
"Grünbeobachter" ("Greenery Monitors") ernannt worden, die über 
Veränderung und Probleme im Naturbereich berichten (77). Von In­
teresse hierbei ist, daß die Stadtregierung auf Grundlage der 
allgemeinen Erhebung zum Naturschutz von 1975 eine Natur- und Ve­
getationskarte der Präfektur Tokio erarbeitet hat, wobei hin­
sichtlich der natürlichen Umweltbedingungen eine Indexbildung 
vorgenommen wird. Das Klassifikationsschema im Rahmen dieser In­
dexbildung (Natur-Index 10-1) zeigt die folgende Tabelle. Die ad­
ministrative Organisation der Umweltschutzaufgaben in der Präfek­
tur Tokio sowie die Zuständigkeitsverteilungen innerhalb des Um­
weltschutzamtes von Tokio gehen aus den sich daran anschließenden 
Abbildungen hervor.
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Tabelle 23: Natur-Index im Rahmen der Kartierung von Natur und Vegeta-

[~i°l
tion in Tokio: Klassifikationsschem a  

Natur-Index 10 (2,5 % der Gesamtfläche)
Fläche mit "Ein-Art-Planzengesellschaften”, gekennzeichnet durch Hoch- 
gebirgsheide, natürliches Grasland und fusho sogen*

DD Natur-Index 9 (5,9 %)
Fläche mit gemischten Pflanzengesellschaften, gekennzeichnet durch 
Gruppen von Buchen, Silbertannen und tfeißtannen (Abies)

CE Natur—Index 8 (6,6 %) ##
Fläche gekennzeichnet durch Sekundärbewaldung , mit Buchen, mizunara (Quercus mongolica), Zwergkastanien und Eichen ln annähernd ähnlichem 
Zustand wie Urwälder

CE Natur—Index 7 (9,4 %)
Fläche gekennzeichnet* durch Sekundärbewaldung, mit Kastanien, mizuna- 
ra-Gruppen und Gruppen von kunugi {Quercus Acutissima), konara {Quercus serrataj

CE Natur-Index 6 (18,6 %)
Fläche gekennzeichnet durch immergrüne Koniferen, Laubbäume und wechsel- 
grüne Koniferen

CE Natur-Index 5 (0,6 %)
Fläche gekennzeichnet durch hohe Gräser (z.B. Bambus)

CE Natur-Index 4 (2,7 %)
Fläche gekennzeichnet durch niedrige Gräser

CE Natur-Index 3 (0,4 %)
Flächen gekennzeichnet' durch Obst- und Maulbeerbäume, Teefelder und 
Baumschulen/Gärtnereien

CE Natur-Index 2 (13,6 %)
Felder sowie Wohngebiete mit relativ viel Vegetation

CE Natur-Index 1 (39,7 X)
Flächen hauptsächlich gekennzeichnet durch städtische Straßen und Ge-
bäude und andere erschlossene Flächen mit relativ geringer Vegetation 

Anmerkungen:
** Fusho sogen, wörtlich ’'windgepeitschtes Grasland", bezieht sich auf gras­

bewachsene Flächen an Hängen und auf Berggipfeln, wo starke Winde einen 
Baumbewuchs verhindern.

* Sekundärbewaldung bezieht sich auf Baumbestände, die in einem bestimmten 
Gebiet anstelle der ursprünglichen Bewaldung nachgewachsen sind, nachdem 
jene durch verschiedene menschliche Einflüsse zerstört worden war.

(Der "Natur-Index" klassifiziert von 1 0 - 1  das relative Ausmaß, zu dem natür­
liche oder naturnahe Gebiete.gegenwärtig erhalten sind; die Kategorien reichen 
von Gebieten, in denen die Vegetation von menschlichen Einflüssen unberührt 
ist, bis zu urbanisierten Gebieten, die ihre natürliche Vegetation verloren 
haben.)
Quelle: Präfekturregierung von Tokio 1985.
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Abbildung 17: Umweltschutzadministration der Präfektur Tokio: Verwaltungsaufgaben und Aufgabenbeschreibung

Tokyo Metropolitan Governor

Tokyo Metropolitan Council 
on Environmental Pollution 
Control

(Studies and deliberates on
bas i c-aspects_of_pallutLon_
countermeasures)

Tokyo Metropolitan Environ­
mental Impact Assessment 
Council
(Studies and deliberates on 
important aspects of en- 

-V-ironmental impact assess- 
ment and follow-up 
surveys)__________________

Tokyo Metropolitan Water 
Quality Council

(Carries out studies for the. 
purpose of preventing 
water pollution)

Tokyo Metropolitan Council 
on Nature Conservations

. (Carries out studies for the 
purpose of conserving and 
restoring nature)

Tokyo Metropolitan Environ­
mental Pollution Investi­
gative Council

(Arbitrates and mediates 
pollution-related disputes)

Tokyo Metropolitan Environ­
mental Pollution Super­
visory Commission

(Studies and deliberates on 
methods for preventing 
kogal)

Environmental Protection Bureau

Quelle: Präfekturregierung von Tokio 1985.
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Abbildung 18: Umweltschutzamt der P räfektur Tokio: B innengliederung

Abteilung für 
Um Weitmanagement

führt Planungen und Studien zu Umweltschutzma&nahmen 
durch

Abteilung für allgemeine 
Angelegenheiten

zusätzlich zu allgemeinen Verwaltungsaufgaben organisiert 
sie Kooperation, Diskussionen und Abstimmungen mit 
Kommuhalverwaltungen

Abteilung für 
Naturschutz fördert Naturschutzpolitik

Abteilung zum Schutz 
der Luftqualität

fördert Maßnahmen zur Vermeidung von Luftverschmutzung

Abteilung für 
Gewässerschutz fördert Maßnahmen zur Vermeidung von Gewässerverschmutzung

Abteilung für 
Finanzierungshilfen 
und Beratung

verwaltet das Budget für Finanzierungshilfen für Maßnahmen 
zur Abwendung nachteiliger Folgen der Umweltbelastung für 
die Bevölkerung

Umweltschutzbüro Tama fördert Umweltschutzmaßnahmen im Tama-Bezirk

Forschungsinstitut 
für Umweltschutz

führt Erhebungen und Forschungsprojekte zu Umweltschäden 
und Beeinträchtigungen der Bevölkerung durch

Quelle: Präfekturregierung von Tokio 1985.

3.2.3.1 Luft

Die höchsten Luftbelastungen in Tokio traten in den sechziger 
Jahren auf. In den Jahren 1970 und 1974 wurden erstmals Gesund­
heitsbeeinträchtigungen durch photochemischen Smog und "Sauren 
Regen" festgestellt. Gegenwärtig liegen die Hauptprobleme im Be­
reich der Verkehrsemissionen. Alarm wegen photochemischer Smogsi­
tuationen mußte seit 1975 nicht mehr gegeben werden, Warnungen 
gibt es dagegen jedes Jahr mehrmals. Auch die Zahl der Personen, 
die Gesundheitsbeeinträchtigungen aufgrund des photochemischen 
Smogs meldeten, ist seit 1975 stark zurückgegangen, wie die fol­
gende Tabelle zeigt.
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Tabelle 2k: Photochemischer Smog in Tokio: Warnungen, Alarme und Ge-sundheitsbeeinträchtigungen

Jahr Vorwarn­
stufen

Warnungen Alarme Personen, die Gesundheits- 
beeinträchtigungen meldeten

1971 23 33 0 28.223
1972 37 33 0 8.437
1973 57 45 0 4.035
1974 25 26 1 2.711
1975 41 41 1 ■ 5.210
1976 15 17 0 477
1977 18 21 0 30
1978 20 22 0 325
1979 10 12 0 64
1980 8 13 0 24
1981 5 14 0 36
1982 5 17 0 102
1983 12 24 0 35

Quelle: Präfekturregierung von Tokio 1985.

Die Luitgütemessungen werden vom 1969 gegründeten Luftverschmut- 
zungskontrollzentrum (Air Pollution Control Center) des Umwelt­
schutzamtes der Stadtregierung vorgenommen. An den insgesamt 35 
allgemeinen Luftgütemeßstationen werden in der Regel S02, CO, 
Schwebstaub, N02, N0' °x und - allerdin9s nur an wenigen Statio­
nen - nicht-methane Kohlenwasserstoffe gemessen. An den 32 spe­
ziellen Stationen zur Erfassung der Luftbelastung durch den Kfz- 
Verkehr werden CO, NO und N02 gemessen. Bei beiden Meßsystemen 
werden zusätzlich weitere Parameter, etwa Windrichtung, -ge- 
schwindigkeit, Temperatur, ermittelt. Kontinuierliche Emissions- 
messungen auf Basis des Telemetersystems (direkte und laufende 
Datenübermittlung an das Umweltschutzamt) finden bei 186 Betrie­
ben statt. Erfaßt werden die S02~ und N02-Emissionen, der Ener­
gieverbrauch und teilweise weitere Parameter. Die Grundlage hier­
für sind Umweltschutzvereinbarungen mit den beteiligten Betrie­
ben.
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Die Umweltberichterstattung erfolgt in schriftlicher (Berichte) und 
in elektronischer Form. Letzteres geschieht durch 15 elektroni­
sche Schautafeln, die an stark frequentierten Plätzen der Stadt 
aufgestellt worden sind. Sie informieren über die Luft- und Lärm­
belastung am Standort, nicht aber über die Emissionsmengen. Diese 
werden in Tokio nur als Aggregatzahlen in schriftlicher Form ver­
öffentlicht .

Im Falle von drohenden oder bestehenden Luftbelastungssituationen 
werden im Rahmen des ausgebauten Smogwarnsystems neben der Bevöl­
kerung (durch Bekanntgabe an die öffentlichen Medien) insgesamt 
2.839 Schulen, 149 Bezirks-, oder Gesundheitsämter sowie 207 Be­
triebe automatisch durch dort installierte Empfangsgeräte infor­
miert. Rund 320 Betriebe kooperieren bei den Maßnahmen zur Emis­
sionssenkung im Problemfall (78).

Für alle Bereiche der ümweltberichterstattung (Luftgütemessungen, 
Emissionsmessungen, Datenverarbeitung und -Veröffentlichung, 
Smogalarmsystem) ist das Luftverschm utzungskontrollzentrum zuständig. 
Dieses ist - wie oben schon für Kawasaki und Yokohama beschrieben 
- mit modernsten elektronischen Datenverarbeitungs- und Informa­
tionssystemen ausgestattet. Das Luftgütemanagement in Situationen 
drohender oder bestehender Luftbelastungen ähnelt weitgehend dem 
in Kawasaki und Yokohama (siehe 3.2.1 und 3.2.2 oben).

Abbildung 19 zeigt den Aufbau des Luftbelastungsinformationssy­
stems unter besonderer Berücksichtigung des Alarmsystems in 
Tokio.
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3.2.3.2 Wasser

Für den Bereich Wasser ist die Gewässerschutzabteilung (Water 
Quality Protection Division) des Umweltschutzamtes von Tokio zu­
ständig. Gewässergüte- und Abwassermessungen finden einerseits 
aufgrund von Bestimmungen der nationalen Gesetze, andererseits 
nach Verordnungen und sonstigen Entscheidungen der Stadtregierung 
selbst statt. Alljährlich wird eine systematische Erhebung zur 
Gewässerqualität durchgeführt (79). Sie baut auf periodischen Er­
hebungen (ein- bis viermal pro Monat) auf, die in Kooperation mit 
der Stadtregierung von Hachioji und dem (nationalen) Bauministe­
rium an 107 Flußstellen, 24 Stellen bei Kanälen und 34 Stellen in 
der Bucht von Tokio durchgeführt werden. Ermittelt werden dabei 
die Belastungen durch toxische Stoffe (Cadmium, Quecksilber etc.) 
sowie unter anderem BSB, Sauerstoffgehalt und pH-Wert. Automa­
tisch-kontinuierliche Gewässergütemessungen finden ansonsten an 
39 Stationen bei den drei großen Flüssen im Präfekturgebiet 
statt. Hiervon werden 10 Stationen vom nationalen Bauministerium 
betrieben. An 87 Stationen wird der BSB-Wert gemessen. Alle Daten 
gehen per Telemetersystem an das Wasserverschmutzungskontrollzen- 
trum. Gemessen werden außerdem der pH-Wert, Sauerstoffgehalt, 
Wassertrübung, elektrische Leitfähigkeit, Temperatur und die Kon­
zentration von Chlor-Ionen. Daneben finden .zahlreiche Erhebungen 
zur Gewässerqualität statt, insbesondere zu aquatlschen Organis­
men, die der Aufstellung von Wasserqualitätsklassifikationen die­
nen, dem sogenannten "Living Organism Index". Nach Angaben des 
Umweltschutzamtes habe dieser Index, der je nach Art und Zahl der 
in den Gewässern des Präfekturgebietes Vorgefundenen lebenden Or­
ganismen gebildet wird, den Vorteil einer eingängigen, leicht 
verständlichen allgemeinen Evaluation der Gewässerbelastung (80). 
Neben den festinstallierten Meßgeräten zur Erfassung der Gewäs- ' 
serqualität werden drei Inspektionsschiffe zur Kontrolle der Kü­
stengewässer eingesetzt.
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3.2.3.3 Umweltberichterstattung

Das Umweltberichterstattungssystem Tokios beruht auf modernster 
Elektronik. Die Berichterstattung findet kontinuierlich in 
schriftlicher und elektronischer Form statt. Im Falle der 
schriftlichen Umweltberichterstattung werden Spezialreports zu 
den verschiedenen Umweltbereichen veröffentlicht. Alljährlich 
wird ein umfassender Situationsbericht zur Gesamtlage herausgege­
ben. Umweltberichterstattung in elektronischer Form (Schautafeln) 
findet nur für die Bereiche Luft- und Lärmbelästigung statt.

Im Umweltschutzamt von Tokio sind (Stand 1985) 611 Personen be­
schäftigt, davon 107 im Bereich Luft, 113 im Bereich Wasser, 81 
im Bereich Gefahrstoffe, 41 im Bereich Umweltmanagement (inklusi­
ve Umweltverträglichkeitsprüfung), 59 in der allgemeinen Abtei­
lung und 37 in der Abteilung natürliche Ressourcen. Im Umweltfor­
schungsinstitut von Tokio sind 75 Personen beschäftigt. Weitere 
37 Personen befinden sich in dem speziellen Umweltschutzbüro von 
Tama, dem Neuansiedlungsgebiet von Tokio (81).

3.2.4 Die Präfektur Osaka

Die Präfektur Osaka ist flächenmäßig mit 1.864 km2 die kleinste 
Präfektur Japans; von der Einwohnerzahl her ist sie mit rund 8,6 
Mio. Einwohnern die zweitgrößte Präfektur. In den fünfziger 
Jahren nahmen in allen Umweltbereichen die Belastungen stark zu; 
seit Anfang der siebziger Jahre konnten sie, ähnlich wie in den 

. anderen japanischen Ballungsgebieten, teilweise erheblich verrin­
gert werden. Insgesamt liegt immer noch eine beträchtliche Um­
weltbelastung vor (82).

Zuständig für den Aufgabenbereich Umweltschutz - mit Ausnahme von 
Osaka-Stadt, wo es eine eigenständige Umweltbehörde gibt - ist 
auf präfekturaler Ebene das "Umweltamt" (Live Environment Depart­
ment). Ihm ist das "Umweltschutzzentrum" (Environmental Pollution
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Control Center) zugeordnet, in dem 86 Personen (Stand 1985) über­
wiegend technisch-naturwissenschaftliche Aufgaben bearbeiten. 
Hier ist es die Umweltbeobachtungsabteilung (Surveillance 
Section), die die wesentlichen Aufgaben der Umweltberichterstat­
tung wahrnimmt (Personalstärke 1985: 19 Personen). Abbildung 20 
gibt einen Überblick zur Organisation des Umweltschutzes in der 
Präfektur Osaka.

Das "Umweltschutzzentrum" hat 1968 seine Arbeit aufgenommen. Im 
Jahr 1969 betrug sein Budget rund 245 Mio. Yen, 1974 waren es 
rund 696 Mio. und 1978 rund 715 Mio. Yen (83). Der Anteil der 
Umweltbeobachtungsabteilung hieran ließ .sich nicht ermitteln.

3.2.4.1 Luft

Zu dem 1968 errichteten Luftgütemeßnetz gehören 34 kontinuierlich 
arbeitende Meßstationen, die per Telemetersystem mit dem Umwelt­
schutzzentrum verbunden sind. Erfaßt werden durch die Meßstatio­
nen die folgenden Meßobjekte: S02, Staub, Ox, CO, NO, N02, HC,
Windgeschwindigkeit und -richtung, Luftfeuchtigkeit und Tempera­
tur, Sonneneinstrahlung und Verkehrsvolumen. Weiterhin ist ein 
Meßwagen im Einsatz.

Zwischen der Präfektur Osaka und den angrenzenden Präfekturen 
Hyogo und Wakayama findet seit Jahren (1970 bzw. 1975) ein syste­
matischer Austausch der Luftgütedaten statt, um in effektiverer 
Weise großräumige Planungen und Maßnahmen im Bereich Immissions­
schutz vornehmen zu können (84).

Kontinuierliche Emissionsmessungen mit Direktübermittlung an das 
Umweltschutzzentrum finden bei 17 stationären Quellen auf Grund­
lage von Umweltvereinbarungen statt. Ursprünglich war der Ausbau 
des zunächst primär auf die Erfassung von S02-Emissionen gerich­
teten Systems im Jahr 1972 abgeschlossen worden. Später wurde das 
gesamte System auf die Meßobjekte Ox, NOx, Temperatur und Brenn-
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Stoffeinsatz erweitert. Es ist vorgesehen, das Emissionsmeßsystem 
auf 38 Meßstellen auszudehnen, womit dann rund 80 % der Gesamt­
emissionen an SOx und NOx aus stationären Quellen in der Präfek­
tur Osaka erfaßt wären (85).

Das Alarmsystem entspricht weitgehend denen in den oben beschrie­
benen Gebieten. Es war ursprünglich auf S02 ausgerichtet, wurde 
später - infolge des drastischen Rückgangs der S02-Belastung 
(1972 war bislang die letzte ernsthaftere S02~Belastung aufgetre­
ten) - auf die Erfassung von photochemischem Smog umgestellt 
( 86 ) .

Im Falle zu befürchtender Smogsituationen werden insgesamt 173 
Betriebe vom Umweltschutzzentrum informiert. zu diesem Zwecke 
wurden Dauerverbindungen zwischen ihnen und dem Umweltschutzzen­
trum eingerichtet (87). Im Falle der 17 Betriebe, in denen die 
Emissionen kontinuierlich erfaßt werden, kann das Umweltschutz­
zentrum ständig prüfen, ob seine Empfehlungen oder Anweisungen 
befolgt werden. Die Öffentlichkeit wird in kritischen Situationen 
durch die öffentlichen Medien, durch 7 Funkeinsatzwagen des Um­
weltschutzzentrums und durch direkt vom Umweltschutzzentrum be­
nachrichtigte Gesundheitsämter informiert. Eine elektronische 
Schautafel zeigt neben Lärmwerten die Belastung durch S02, N02, 
CO und Ox an.'

Die folgenden Tabellen zeigen, bei welchen Belastungwerten das 
Alarmsystem aktiviert wird und welche Maßnahmen ergriffen werden. 
Die sich daran anschließende Abbildung gibt einen Überblick zum 
Gesamtaufbau des Umweltbeobachtungssystems, einschließlich des 
Warn- und Alarmsystems, im Immissionsschutzbereich.
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3.2.4.2 Wasser

Im Gewässerschutzbereich finden sowohl kontinuierliche Messungen 
der Abwässer verschiedener Großeinleiter (Meßobjekte: CSB, Volu­
men, Schadstofffrächt) als auch der Gewässergüte (Meßobjekte: 
Temperatur, pH-Wert, Trübungsgrad, elektrische Leitfähigkeit, 
Cyanide, CSB, Sauerstoffgehalt) statt (88). Die Werte werden per 
Telemetersystem ins ümweltschutzzentrum übermittelt. Mit den an­
grenzenden Präfekturen findet ein systematischer Datenaustausch 
statt. Im Jahr 1980 wurde ein präfekturaler Plan zur Verringerung 
der CSB-Werte aufgestellt, insbesondere um die Wasserqualität der 
Osaka-Bucht zu verbessern. Im Rahmen seiner Implementation werden 
bei Großeinleitern kontinuierlich Abwassermessungen vorgenommen, 
teilweise geschieht dies auch auf freiwilliger Basis (Umweltver­
einbarungen). Die Anzahl der Meßstellen konnte nicht ermittelt 
werden.

3.2.4.3 Umweltberichterstattung

Die Informationsverarbeitung der erhobenen Umweltdaten erfolgt 
mit modernster Elektronik im Umweltschutzzentrum der Präfektur 
Osaka (89). Die Öffentlichkeit wird über die Luftbelastungssitua­
tion kontinuierlich durch (nur) eine elektronische Schautafel, in 
kritischen Situationen (Smoggefahr) mittels der in 3.2.4.1 be­
schriebenen Systeme informiert. Die laufende Umweltberichterstat­
tung erfolgt durch öffentlich zugängliche Spezialberichte des Um­
weltschutzamtes und das umfassende, alljährlich veröffentliche 
Umweltweißbuch der Präfekturregierung von Osaka.
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III. Allgemeiner Stellenwert der Umweltberichterstattung für 
die Umweltpolitik

1. Bedeutung der Omweltberichterstattung für die japanische
Umweltpolitik

1.1 Leistungstransparenz als Basisvoraussetzung einer effek­
tiven Umweltpolitik

Die systematische Erhebung und Offenlegung umweltschutzbezogener 
Daten durch die zuständigen Verwaltungen schafft einen beträcht­
lichen Anreiz für die Emittenten, nicht nur die Umweltschutzauf­
lagen einzuhalten, sondern auch über das gesetzlich geforderte 
Maß hinausgehende Umweltschutzmaßnahmen durchzuführen. Die Ver­
waltung setzt das Mittel der Informationsoffenlegung gezielt und 
in einem erheblichen Ausmaß ein, um das Verhalten von Emittenten 
generell oder im Einzelfall zu beeinflussen. Hierzu gehört insbe­
sondere die öffentliche Bekanntgabe von Betrieben, die nicht den 
Verwaltungsanordnungen oder -empfehlungen folgen wollen, es wer­
den auch - hier ist die Praxis je nach Kommune unterschiedlich - 
die Emissionen von Betrieben bekanntgemacht, ohne daß ein Kon­
flikt hierzu der Anlaß wäre. Hierdurch unterliegen die Umwelt­
schutzleistungen der Emittenten einer weitgehenden permanenten 
öffentlichen Kontrolle.

Beide Funktionen der Informationsoffenlegung, die Prangerfunktion 
sowie die Herstellung einer generellen Leistungstransparenz beein­
flussen in Japan in starkem Maße das Emittentenverhalten. Wich­
tigster Anreiz zu "umweltpolitischem Wohlverhalten" ist dabei das 
Bestreben der Unternehmen, in der Öffentlichkeit, insbesondere in ' 
der Gemeinde ihres Standortes, ein gutes "Umweltschutzimage" zu 
haben. Anlaß für solch ein Bestreben ist offensichtlich nicht 
nur, Sanktionen (etwa Käuferboykott oder, subtiler, Diskriminie­
rung von Betriebsangehörigen stark umweltbelastender Unternehmen 
im Ort) vorzubeugen, sondern auch die inzwischen im Unternehmens­

ill



bereich weitgehend internalisierte Überzeugung von der sozio-öko- 
nomischen Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit von Umweltschutzmaß- 
nahmen. In diesen Fällen dient die Umweltberichterstattung der 
Förderung eines positiven Unternehmensimage.

Eine grundlegende Voraussetzung zur umweltpolitischen Steuerung 
durch Informationsoffenlegung ist in Japan seit langem erfüllt: 
Der Bereich der Umweltinformationen (Erfassung, Verarbeitung und 
Veröffentlichung von Immissions-, Emissions- und sonstigen Um­
weltdaten) ist bereits Ende der sechziger Jahre intensiv ausge­
baut worden. Die japanischen Umweltbehörden können dementspre­
chend auf umfassende, aus permanenten Erhebungen hervorgehende 
und in hohem Maße aktuelle Datenbestände zurückgreifen.

Die Praxis der Umweltberichterstattung (einschließlich der Infor­
mationsoffenlegung) hat eindeutig positive Effekte für den Um­
weltschutz in Japan gehabt. Insbesondere die Erfolge der japani­
schen Luftreinhaltepolitik bei der Senkung der S02- und NC^-Emis- 
sionen aus stationären Quellen sowie die weitgehende Einstellung 
der Ableitung toxischer Substanzen in Gewässer sind zu einem Gut­
teil den Wirkungen des umfassenden Meß- und Informationssystems 
zuzuschreiben.

Das liegt zum einen daran, daß die japanischen Behörden hierdurch 
in optimaler Weise die für Maßnahmenprogramme notwendigen Infor­
mationen erhalten, zum anderen daran, daß die im Falle von größe­
ren Emissionsquellen weitverbreitete Praxis der kontinuierlichen 
Emissionsmessungen sowie der fallweisen (in einzelnen Kommunen 

. sogar ständigen) Veröffentlichung der Emissionsdaten auf die Un­
ternehmen einen starken Anreiz zu tatsächlichen Emissionsvermin­
derungen ausübt. Außerdem stimuliert die weitgehende Veröffentli­
chungspraxis bei Immissions- und Emissionsdaten auch die Umwelt­
behörden selbst zu nachdrücklicheren Umweltschutzaktivitäten als 
in Fällen, wo ihre Leistungen für die Öffentlichkeit nicht in 
diesem Umfang feststell- und beurteilbar sind.
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Als besonders wirksames Mittel zur Durchsetzung von Umweltschutz­
maßnahmen erweist sich die bei einigen kommunalen Umweltverwal­
tungen übliche Praxis, diejenigen Betriebe der Öffentlichkeit be­
kanntzugeben, die sich nicht an Verwaltungsanordnungen oder -emp- 
fehlungen halten. Die hohe Entdeckungswahrscheinlichkeit nicht­
konformen Verhaltens aufgrund des effektiven Kontrollsystems so­
wie die öffentliche Bekanntmachung solch eines Verhaltens durch 
amtliche Organe erklärt vermutlich zu einem Gutteil die relativ 
geringen Vollzugsschwierigkeiten der japanischen Umweltpolitik: 
ein Phänomen, das üblicherweise zu undifferenziert mit der Kon- 
sensorientiertheit der Japaner erklärt wird.

Es steht außer Frage, daß die ökonomische Effizienz von Umwelt­
schutzmaßnahmen prinzipiell gesteigert werden kann, wenn - wie es 
in Japan der Fall ist - Umweltschutzmaßnahmen auf Grundlage eines 
umfassenden Umweltberichterstattungssystems durch die Verwaltung 
geplant und implementiert werden können. Für das Funktionieren 
zentraler Instrumente der japanischen Umweltpolitik (etwa Gesamt- 
emissionsmengen-Steuerungssysteme für den Immissions- und Gewäs­
ser schutzbereich, Gesundheitsschädenkompensationssystem, Umwelt­
schutzvereinbarungen, K-Wert-System im Bereich des Immissions­
schutzes) ist das oben beschriebene System der Umweltberichter­
stattung eine grundlegende Voraussetzung.

Die Nutzung der überwiegend von kommunalen Stellen erhobenen Da­
ten für die regionale und nationale Umweltschutzplanung ist da­
durch gewährleistet, daß die Daten nur in sehr begrenztem Maße 
einem Geheimnisschutz unterliegen und das staatliche Umweltamt 
einen fast uneingeschränkten Zugriff auf diese Daten hat. Auch 
die flexible und kontrollierte Reaktion auf kurzfristig auftre­
tende Pröblemsituationen im Umweltbereich (insbesondere Smog-Epi-' 
soden) ist dank des gut ausgebauten Umweltberichterstattungssy­
stems ermöglicht. So werden die laufend erhobenen Emissions- und 
Immissionsdaten systematisch in die Smog-Warnsysteme der Kommunen 
einbezogen. Im Falle einer drohenden Smog-Situation werden die 
größeren Emittenten in weitgehend automatisierter Weise benach­
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richtigt und zu Emissionssenkungen im Rahmen der allgemeinen oder 
der speziellen kommunalen Smogregelungen aufgefordert. Das umfas­
sende, stark differenzierte (Erfassung der Emissionen einzelner 
Betriebe) und mit Rückkopplungsschleifen versehene Informations­
system ermöglicht es der Verwaltung, ihre Anordnungen und Empfeh­
lungen in Problemsituationen "einzelquellenscharf” zu dosieren. 
Hierdurch kann die Relation zwischen Entlastungseffekt und Ein­
griff in die Betriebsabläufe optimiert werden, was sich wiederum 
für die Betriebe ökonomisch günstig auswirkt.

Die kontinuierliche Information der Bevölkerung über Stand und 
Entwicklung der Umweltsituation, insbesondere die (zunehmende) 
Praxis japanischer Kommunen, umweltrelevante Daten von Einzelbe­

trieben zu veröffentlichen, stimuliert Nachbarschaftsgruppen, Um- 
.weltschutzvereinbarungen abzuschließen oder bestehende Vereinba­

rungen zu modifizieren. Hierdurch entsteht ein erheblicher Anreiz 
für die Unternehmen, über das gesetzlich geforderte Maß hinausge­
hende Umweltschutzmaßnahmen vorzunehmen. Weiterhin führt die 
durch das umfassende System der Umweltberichterstattung bewirkte 
Transparenz der Umweltauswirkungen betrieblicher Tätigkeiten da­
zu, daß das allgemeine Image eines Unternehmens erheblich durch 
seine Umweltschutzleistungen beeinflußt wird. Aus den Interviews 
mit japanischen Unternehmen ging durchgängig hervor - insbesonde­
re in Kawasaki, wo die unternehmensbezogene Datenoffenlegung be­
sonders intensiv gehandhabt wird -, daß die positive Imagebildung 
durch Umweltschutzmaßnahmen einen festen und bedeutenden Platz im 
unternehmerischen Kalkül hat.

Verwaltungsorganisatorische oder technische Probleme beim Manage­

ment des Umweltberichterstattungssystems treten nach Auskunft der 
Behörden und Betriebe kaum auf. Die Betriebs- und Investitionsko­

sten für die bei den Betrieben installierten Meßgeräte zur Kon­
trolle der Emissionen und Abwassereinleitungen sind von den Un­

ternehmen in der Regel selbst zu tragen. Für die von den Kommunen 
oder Präfekturen betriebenen Meßstationen zur Umweltqualitäts­
überwachung gibt es Staatszuschüsse bis zur Hälfte der Investi­
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tionskosten. Wegen der weitgehenden Vollautomatisierung des Sy­
stems ist der für den Betrieb der Stationen erforderliche Verwal­
tungsaufwand relativ gering; stellt man ferner die hierdurch er­
zielte Verminderung des Verwaltungsaufwands für andere Vollzugs­
aktivitäten (etwa Betriebsinspektionen, SanktionsmaBnahmen) in 
Rechnung, ist mit großer Wahrscheinlichkeit von einem positiven 
Effekt für die Verwaltungseffizienz bei Umweltschutzmaßnahmen 
dank des Umweltberichterstattungssystems auszugehen.

Aus einer demokratietheoretischen Perspektive betrachtet schafft 
das japanische System der Umweltberichterstattung die zentrale 
Voraussetzung- für eine substantielle Bürgerpartizipation im Be­
reich der Umweltpolitik: Es gewährleistet in hohem Maße die not­
wendige Transparenz, die es den Bürgern erst ermöglicht, eigen­
ständig Leistungen und Defizite im Umweltschutz zu beurteilen, um 
in rationaler Weise umweltpolitische Prioritäten setzen zu kön­
nen. Soweit feststellbar, hat die japanische Praxis einer weitge­
henden Offenlegung umweltschutzbezogener Informationen die Posi­
tion der Bürger bezüglich ihres Einflusses auf Umweltschutzmaß­
nahmen entscheidend gestärkt, ohne daß die Unternehmen von einer 
Welle unerfüllbarer Ansprüche überschwemmt wurden oder die Steu­
erungskapazität der Umweltverwaltung geschwächt wurde.

Letztere wurde vielmehr gestärkt, weil die Verwaltungen auf kom­
munaler Ebene zur Durchsetzung von Umweltschutzmaßnahmen bei 
emittierenden Betrieben das Umweltengagement der Bürger aktiv in 
ihre Durchsetzungsstrategien einbeziehen. Nachteilig wirkt sich 
die umweltpolitische Strategie der Informationsoffenlegung allein 
für Unternehmen mit geringen Umweltschutzleistungen aus. Unter­
nehmen mit positiver Umweltbilanz dagegen werden dadurch begün­
stigt, denn Leistungen im Umweltschutzbereich können nur dann in 
relevantem Maße imagefördernd sein, wenn die Informationen einen 
regionalen/nationalen und/oder 'sektoralen Vergleich ermöglichen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß sowohl die Verwal­
tungsempfehlungen, die von japanischen Behörden gegenüber Unter-
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nehmen ausgesprochen werden, als auch die Praxis einer weitgehen­
den Informationsoffenlegung (einschließlich des umfassenden und 
dichten Informationserhebungssystems) wesentliche, systematisch 
eingesetzte Planungs- und Steuerungsmittel der japanischen Um­
weltpolitik aller Verwaltungsebenen sind. Sie sind dermaßen in 
die japanische Umweltpolitik integriert und werden in so großem 
Umfang eingesetzt, daß sie - im Vergleich zu den Umweltpolitiken 
anderer Länder, wo diese Mittel mehr oder minder partiell ange­
wendet werden - als ein spezifisches Charakteristikum der japani­
schen Umweltpolitik bezeichnet werden können.

Ihr Einfluß auf das Verhalten der Adressaten im Zuge der Imple­
mentation von Umweltpolitik ist offensichtlich wesentlich größer 
als der verhaltenssteuernde Effekt, der durch die gesetzlich ab- 
.gestützten, förmlichen Sanktions- und Kontrollinstrumente erzielt 
wird. Während Verwaltungsempfehlungen im wesentlichen als förmli­
che Verwaltungsinstrumente substituierende und ergänzende Mittel 
zur Programmierung und Steuerung der Umweltschutzmaßnahmen von 
privatwirtschaftlichen Emittenten angewendet werden, wird durch 
das Mittel der Offenlegung von Umweltinformationen der Adressa­
tenkreis auf die allgemeine Bevölkerung ausgedehnt, was im Effekt 
einer Erweiterung des Sanktionsinstrumentariums der Verwaltung 
sowie einer generellen Stärkung ihrer Verhandlungsposition gegen­
über Emittenten gleichkommt. Zugleich wird durch die Praxis der 
Informationsoffenlegung, die in Verbindung mit dem umfassenden 
System der Umweltberichterstattung zu einer weitgehenden Transpa­
renz von Entwicklungen im Umweltschutzbereich für die Allgemein­
heit führt, die Voraussetzung für eine substantielle Bürgerparti- 

. zipation im Vollzugsbereich geschaffen. Weiterhin wird hierdurch 
eine Basisvoraussetzung zum Abschluß der in Japan weitverbreite­
ten Umweltschutzvereinbarungen zwischen Behörden/Bürgergruppen 
und Unternehmen sowie zu ihrer Akzeptanz durch die Bevölkerung im 
allgemeinen geschaffen, denn die Inhalte und Effekte der Verein­
barungen werden hierdurch kontrollierbar.
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1.2 Bereiche unzulänglicher Umweltberichterstattung

Trotz der im internationalen Vergleich herausragenden Regelungen 
und Maßnahmen zur Umweltberichterstattung in Japan liegt insge­
samt gesehen noch kein empirischer Optimalfall vor: So gibt es 
noch größere Lücken bei der Erfassung von Zuständen und Entwick­
lungen der Umweltqualität, insbesondere im allgemeinen Natur­
schutzbereich. Weiterhin wurden, offensichtlich politisch beab­
sichtigt, einige neuere Problembereiche der Umweltpolitik bislang 
stark vernachlässigt. Hierzu zählt vor allem die zögerliche Inan­
griffnahme von Untersuchungen zu Waldschäden durch den "Sauren 
Regen" und zu den Umweltfolgen neuer Industriezweige ("high-tech 
industries") durch die Regierung.

Bereits Anfang der siebziger Jahre (gehäuft zwischen 1973 und 
1975), aber auch 1981, gab es zahlreiche Klagen aus der Bevölke­
rung über Augen- und Hautbeschwerden, für deren Ursache der hohe 
Säuregehalt des Niederschlags gehalten wurde. Erst 1982 gründete 
das nationale Umweltamt ein Komitee für Gegenmaßnahmen zum "Sau­
ren Regen" (Committee on Acid Rain Countermeasures), dessen Auf­
gaben 1983 endgültig festgehalten wurden (90). Das Komitee koope­
riert mit den Abteilungen für Lufreinhaltung und Gewässerschutz 
des Umweltamtes. Gemeinsam wurde ein Forschungsprogramm zur Ent­
wicklung und Entstehung des "Sauren Regens" mit einer Laufzeit 
von 1983 bis 1987 aufgestellt (91). Diesbezügliche Untersuchungen 
wurden auch vom Wirtschaftsministerium und vom meteorologischen 
Amt Japans initiiert (92).

Einer Regierungsverlautbarung über die vorläufigen Ergbnisse zu­
folge konnten weder umfangreiche Schäden bei Bäumen noch ein kla­
rer Zusammenhang zwischen feststellbaren Baumschäden und dem 
"Sauren Regen" aufgedeckt werden (93). Untersuchungsberichte des 
"Forschungsinstituts für öffentliche Hygiene und Umweltverschmut­
zung" der Präfektur Gumna weisen dagegen darauf hin, daß es mit 
hoher Wahrscheinlichkeit Zusammenhänge zwischen Baumschäden (vor
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allem bei Zedern) und sauren Niederschlägen sowie durch die 
Belastung durch Oxidantien gebe (94).

Die japanische Regierung betreibt seit den siebziger Jahren Um­
weltschutz auch in Form einer aktiven Branchenumstrukturierungs­
politik. Wie eine Analyse des Münchner ifo-Instituts hervorhob, 
wird seit längerem in allen gesamtwirtschaftlichen Projekten wie 
auch in den Plänen und Zielvorgaben der Regierung von einer 
grundlegenden Umstrukturierung der japanischen Wirtschaft in den 
achtziger Jahren ausgegangen. Das durchsetzungsstarke japanische 
Wirtschaftsministerium sprach in einem Perspektivenpapier davon, 
"daß künftig alle diejenigen Wirtschaftsbereiche gefördert werden 
sollen, die einen Beitrag zur Verbesserung des sozialen Wohl­
stands und der Lebensqualität der Bevölkerung, der internationa­
len Zusammenarbeit, der Rohstoff- und Energieeinsparung, des 
technologischen Fortschritts und des Umweltschutzes leisten kön­
nen" (95) .

Zu den neuen Wirtschaftsbereichen, die insbesondere als umwelt­
verträglich angesehen werden, zählt auch die sogenannte high-tech 
industry. Mittlerweile ist vor allem durch Untersuchungen im ka­
lifornischen Silicon Valley bekannt geworden, daß auch die Her­
stellung von sauberen Technikprodukten ("Chips") schwerwiegende 
Umwelt- und Gesundheitsschäden nach sich ziehen kann (96).

Obwohl in Japan schon vor etlichen Jahren Befürchtungen geäußert 
worden waren, daß die eigenen Produktionsstätten auch derartige 
Probleme verursachen könnten, stellte das nationale Umweltamt 

• erst 1986 Mittel in Höhe von 38 Mio. Yen für ein diesbezügliches 
Forschungsprogramm bereit. Mit Beginn 1986 wurde eine großange­
legte Untersuchung zu Umweltproblemen im Bereich der IC-Industrie 
("integrated Circuit industry") initiiert. Hieran kooperieren ne­
ben dem nationalen Umweltamt das Gesundheits- und Wohfahrtsmini- 
sterium, das Wirtschafts- und das Arbeitsministerium (97).
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Aus beiden Beispielen wird ersichtlich, daß für relevante Umwelt­
bereiche die Erhebungen durch offizielle Seite lückenhaft sind 
und nur zögerlich einsetzten. Es steht zu vermuten, daß die japa­
nische Regierung dies mit Absicht getan hat, um notwendige neue 
umweltpolitische Kraftakte, wohl auch wegen der inzwischen ungün­
stigeren allgemeinen Wirtschaftslage, hinauszuzögern (98). Es 
kann also nicht generell gesagt werden, daß die japanische Um­
weltberichterstattung vorbildlich sei. Besondere Leistungen, so 
kann dagegen festgestellt werden, liegen in den Bereichen vor, wo 
die Regierung auf politischen Druck durch die Bevölkerung und 
Kommunalregierungen mit strengen Umweltschutzmaßnahmen reagieren 
mußte und auf dieser Basis dann - wie auch die betroffene Indu­
strie - ein hohes Eigeninteresse an systematisch produzierten 
Umweltinformationen und an Transparenz hatte: um in rationaler 
Weise Umweltschutzmaßnahmen vornehmen zu können und um Glaubwür­
digkeit zurückzugewinnen. Gleichwohl ist hervorzuheben, daß in 
allen anderen Industriestaaten, soweit mir bekannt (99), zumin­
dest in den Bereichen Immissions- und Gewässerschutz kein Umwelt­
berichterstattungssystem besteht, das derartig umfassend, aktuell 
und effektiv organisiert wäre wie in Japan.
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2. Bedeutung der Dmweltberichterstattung für eine präventive 
Umweltpolitik

Trotz etlicher im internationalen Vergleich vorbildlicher Maßnah­
men zum Umweltschutz besteht auch gegenwärtig noch erheblicher 
Handlungsbedarf für die japanische Umweltpolitik. Ob Abfallbesei­
tigung, Luft- und Gewässerreinhaltung, Naturschutz, Stadtplanung 
oder Energiepolitik - in allen Bereichen zeichnen sich offen­
sichtlich Grenzen der technokratischen Umweltpolitik ab. Die zö­
gerliche Reaktion der Zentralregierung hierauf läßt den Schluß 
zu, daß sie die Lektion aus den früheren Folgen der Umweltbela­
stung für die Gesundheit noch nicht gelernt hat: daß nämlich Vor­
sorge die beste Umweltmedizin ist, periphere Maßnahmen dagegen 
langfristig versagen. Denn dies scheint der Fluch einer jegli­
chen, die Gesetzmäßigkeiten des ökologischen Gesamtkontextes 
außer acht lassenden Umweltpolitik zu sein: Nach der kurz- und 
mittelfristigen Entlastung in einzelnen Bereichen schlagen die 
ursächlich ungelösten Problemstrukturen in denselben oder anderen 
Umweltmedien, häufig auf einem höheren Problemniveau, wieder 
durch.

Die neuen Pläne und Programme der Regierung zur Ankurbelung des 
Binnenmarktes sehen zwar in einigen Bereichen auch umweltverbes­
sernde Maßnahmen vor, ein ökologisches Gesamtkonzept wird hierbei 
allerdings nicht sichtbar. Einige Pessimisten meinen, daß erst 
eine Umweltkatastrophe, mit ähnlichen Auswirkungen wie in den 
fünfziger und sechziger Jahren, Bevölkerung und politische In­
stanzen zu intensiverem Umweltengagement bewegen könnte (100).

Angesichts der - trotz steigendem Problemdruck - weiterhin in 
zahlreichen europäischen Ländern stagnierenden Umweltpolitik kann 
das japanische Beispiel für Bürger, Politiker, Verwaltungen und 
Unternehmen viele Anregungen geben, welche rechtlichen, admini­
strativen und technischen Mittel zumindest kurz- und mittelfri­
stig in "ökonomieverträglicher Weise" zu einer Umweltentlastung

121



beitragen können (101). Solch eine Betrachtungsweise ist im Prin­
zip pragmatischer Art, gleichwohl in der gegenwärtigen Situation 
einer immer noch zu lethargischen europäischen Umweltpolitik 
nicht zu verachten: Zum einen gibt es eine Häufung von Problem­
fällen, die einer raschen Sanierung harren. Zum anderen bedarf 
auch eine präventive Umweltpolitik, bei der nach inzwischen wohl 
mehrheitlich akzeptiertem wissenschaftlichen Erkenntnisstand der 
ökologische Strukturwandel von Wirtschaft und Gesellschaft im 
Vordergrund stehen muß (102), rechtlicher, administrativer und 
technischer Instrumente zu ihrer Umsetzung.

Bei der Suche nach geeigneten Instrumenten zur Stimulierung einer 
präventiven Umweltpolitik können Japans Erfahrungen besonders 
hilfreich sein, bieten sie doch den Vorteil einer mehrjährigen 
Praxisanwendung, so daß ihre Effekte realistischer einschätzbar 
sind und ihre offensichtlichen Schwächen durch geeignete Modifi­
kationen beseitigt werden könnten. Eine Weiterentwicklung des um­

weltpolitischen Instrumentariums auf der Basis einer vorgängigen 
Analyse existierender Regelungen im internationalen Vergleich 
könnte meiner Meinung nach wesentlich praxisrelevanter und auch 
für die Umweltpolitik methodisch wie theoretisch stimulierender 
sein als die derzeitig recht abstrakte Diskussion um neue ökono­
mische Instrumente, die stark symbolische Züge trägt - und dem­

entsprechend bisher zu keinen nennenswerten tatsächlichen Ergeb­
nissen geführt hat. Es mag vielleicht an der Praxisrelevanz japa­

nischer Umweltregelungen liegen, daß Politik, Wirtschaft und Wis­

senschaft, erstaunlicherweise aber auch Umweltorganisationen, in 
Europa sich lange Zeit nicht zureichend mit ihnen beschäftigt 
hätten. Jedenfalls mußten erst viele Jahre vergehen, bis der um­
weltpolitische Alltag in Japan von der Umweltpolitik in europäi­
schen Ländern als technische Zukunft "entdeckt" wurde, so etwa 
deutlich bei den Techniken zur Abgasbegrenzung bei Anlagen und 
Kraftfahrzeugen - wobei in Japan inzwischen schon die Grenzen 
dieser "entsorgenden" Maßnahmen sichtbar werden.
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Wichtiger noch als instrumentale Erkenntnisse scheint mir die ge­
nerelle Lehre aus der japanischen Umweltpolitik zu sein, die 
gleichfalls auf empirisch gesichertem Boden gründet: Eine peri­
pher und selektiv ansetzende Umweltpolitik, sei sie in technisch- 
instrumenteller Hinsicht auch noch so fortschrittlich, führt 
langfristig erneut zu Umweltbeeinträchtigungen. Deshalb ist Japan 
ein lehrreiches Beispiel für Industrieländer, die erst kürzlich 
in die Phase einer technokratisch-aktiven Umweltpolitik eingetre­
ten sind.

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu diesen Ländern, die nun­
mehr - vor allem wegen der mit dem Waldsterben verbundenen hefti-, 
gen öffentlichen Diskussionen - im europäischen Vergleich eine 
Vorreiterrolle in umweltpolitischen Teilbereichen übernommen ha­
ben. So gibt es etwa kein anderes europäisches Land, das insge­
samt vergleichbar strikte Maßnahmen zur Verminderung von Luft­
schadstoffemissionen eingeleitet hat (103). Die Entwicklungen in 
Japan zeigen jedoch deutlich die Grenzen dieses von der Bundesre­
publik eingeschlagenen Pfades und weisen um so deutlicher auf die 
Notwendigkeit hin, eher über kurz als über lang mit präventiven 
Maßnahmen zu beginnen. Im Bereich der Immissionsschutzpolitik 
hieße das etwa, die Verkehrs- und Energiepolitik grundlegend öko­
logisch auszurichten.

Realistischerweise muß gesehen werden, daß auf dem Weg zu einer 
präventiven Umweltpolitik mehrere hohe Hürden zu nehmen sind. Es 
gibt bislang weder ein ausgereiftes theoretisches Konzept noch 
ist ausreichend bekannt, wie die bestehenden Macht-, Entschei- 
dungs- und Organisationsstrukturen auf einschneidende Änderungen 
reagieren würden (104). Das allzu lange Versäumnis, mit einer 
präventiven Umweltpolitik zu beginnen, hat oftmals zu Problemak- ' 
kumulationen und Politikkonzeptionen geführt, die einen rein prä­
ventiv ausgerichteten umweltpolitischen Neubeginn ausschließen. 
Wie aber kurz- bis mittelfristig erforderliche reaktive Maßnahmen 
so gestalten, ohne durch sie langfristig notwendige präventive 
Strategien zu behindern oder gar auszuschließen? Weder Konsens
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noch Konzept gibt es derzeit hierzu. Schließlich: Wer sollte, 
falls ein überzeugendes Konzept entwickelt würde, seine Durchset­
zung gegen widerstreitende Interessen betreiben?

Die Entwicklung und Durchsetzung einer präventiven Umweltpolitik 
ist - insbesondere wenn die internationale Dimension (grenzüber­
schreitende Schadstoffströme, nationalstaatliche Interessendiver­
genzen) mitbedacht wird - eine nahezu heroische Aufgabe. Ein Kö­
nigsweg ist jedenfalls nicht erkennbar. Eine radikale Analyse der 
bisherigen Holzwege im Umweltschutz ist in solch einer Situation 
unumgänglich; gleichermaßen wichtig ist das Entdecken und Durch­
setzen von Prinzipien, Regelungen, Organisationsformen etc., die 
sich nachweislich zugunsten ökologischer Belange auswirken.

Hinsichtlich der Frage der Durchsetzung zeigt nicht nur, aber be­
sonders deutlich, die leidvolle und konfliktreiche Geschichte der 
japanischen Umweltpolitik, daß umweltpolitische Fortschritte vor 
allem dann erreicht und gesichert werden können, wenn engagierte 
Bürger beständigen Druck auf die Umweltverschmutzer und ihre Lob­
by in Politik und Verwaltung ausüben. Damit das in effektiver 
Weise geschehen kann, sind - auch das zeigen Erfahrungen aus Ja­
pan - einige grundlegende Voraussetzungen erforderlich. Folgende 
drei wichtige Basisvoraussetzungen für ein engagiertes und effekt­
volles umweltpolitisches Bürgerengagement lassen sich meiner Mei­
nung nach aus Japans umweltpolitischer Entwicklung ableiten: eine 
systematische Umweltberichterstattung (Transparenz), zumindest 
verfahrensmäßige Kampfparität zwischen Betroffenen und Umweltver­
schmutzern (rechtliche Waffengleichheit) und eine substantielle 
Bürgerbeteiligung (Partizipation).

(1) Transparenz

Informationen über Umweltentwicklungen sind der immaterielle Roh­
stoff einer erfolgreichen Umweltpolitik. Die problemorientierte 
und vorausschauende Erhebung von Umweltdaten sowie eine aktuelle,
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kontinuierliche, wahrhaftige und verständliche Berichterstattung 
hierüber sind grundlegende Voraussetzungen für gezielte umweltpo­
litische Maßnahmen und für die Möglichkeit der Bürger, die Quali­
tät ihrer Umwelt wie auch der Umweltpolitik beurteilen zu können. 
Je konkreter die Informationen sind, desto effektiver können sie 
das umweltpolitische Engagement der Bürger und die Maßnahmen der 
zuständigen Behörden beeinflussen.

In der Bundesrepublik Deutschland wie auch in zahlreichen anderen 
europäischen Ländern liegt hier noch vieles im argen: Umweltin­
formationen werden häufig nicht systematisch oder nicht ausrei­
chend problembezogen erhoben, vorliegende Daten werden oftmals 
nur sehr eingeschränkt und mit großer Zeitverzögerung öffentlich 
gemacht. Im Vergleich hierzu befindet sich in Japan die Umweltbe­
richterstattung, quantitativ und qualitativ, in einem wesentlich 
besseren Zustand. In diesem statistikfreudigen Land werden nicht 
nur Emissionen, Immissionen, Zustandsveränderungen und Schäden 
umfassender ermittelt, sondern auch wirksamer dokumentiert und 
veröffentlicht. Die Erfolge der japanischen Umweltpolitik bei der 
Emissionsminderung in zahlreichen Schadstoffbereichen wären ohne 
das umfassende Meß- und Informationssystem nach weitgehend ein­
helliger Expertenmeinung nicht möglich gewesen (105).

(2) P artizipation

Effektive, nicht nur symbolische oder formale Partizipationsmög­
lichkeiten der Bürger an umweltpolitischen Entscheidungsprozessen 
sind in europäischen Ländern immer noch rar (106). Insbesondere 
der direkte Einfluß auf umweltbeeinträchtigende Vorhaben oder Ge­
schehnisse vor Ort ist in einigen Ländern aufgrund zentralisier­
ter Verfahren mit erheblichen Schwierigkeiten verbunden. In Japan 
haben Bürger wie auch Kommunalpolitiker die dort ebenfalls beste­
hende "zentralistische Klammer" aufgebrochen, indem sie Umwelt­
verschmutzer mittels Umweltschutzvereinbarungen zu Maßnahmen ver­
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pflichtet haben, die oftmals weitaus strikter sind, als die Um- 
weltgesetze vorschreiben.

Die Umweltschutzvereinbarungen - es gibt rund 24.000 davon - ha­
ben den Status eines Gentleman's Agreement, nicht eines förm­
lich-rechtlichen Vertrages. Dennoch werden sie nur relativ selten 
von den japanischen Betrieben gebrochen. Das ist zu einem Gutteil 
der oben beschriebenen Transparenz zu verdanken, hat aber auch 
damit zu tun, daß der Bruch einer auf Konsensbasis erzielten Ver­
einbarung zum "Gesichtsverlust" führt, ein in der japanischen 
Kultur immer noch sehr wirksames soziales Sanktionsmittel. Man 
muß aber auch sehen, daß Vertragsbrüche "echte" Sanktionen zur 
Folge haben können, etwa in Form eines Käuferboykotts oder durch 
informelle behördliche Maßnahmen, indem etwa rigoros bürokrati­
sche Praktiken ("Dienst nach Vorschrift") in anderen Gebieten an­
gewendet werden, die für den Vertragsbrecher wichtig sind (z.B. 
bei Infrastrukturmaßnahmen, Erteilung von Wege- und Anschlußrech­
ten etc.) (107).

Es steht außer Frage, daß die Umweltpolitik in Japan ihre ent­
scheidenden Impulse durch die umweltpolitische Vorreiterrolle der 
Kommunen bekommen hat, die sich besonders in den Umweltschutzver­
einbarungen manifestiert. Die hierdurch erreichte Dezentralisie­
rung der Umweltpolitik hat weder zu einem Chaos -bei zentralstaat­
lichen Planungs- und Lenkungsaufgaben geführt noch die wirt­
schaftliche Entwicklung erkennbar behindert. Bei aller Kritik an 
einzelnen Schwachstellen der Vereinbarungen ist ihre positive 
Funktion bei der Dynamisierung der Umweltpolitik - insbesondere 

. ihre konsensstiftende Wirkung - bei allen relevanten Akteuren un­
strittig (108) .

(31 Rechtliche W affengleichheit

Für die über lange Zeit, besonders beim Problem des Verursacher­
nachweises und bei Entschädigungsregelungen, festgefahrene um-
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weltrechtliche Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland zeigt 
die (inzwischen weit zurückliegende!) fortschrittliche japanische 
Rechtsprechung, wie ein starres, die Umweltverschmutzer struktu­
rell und prozessual begünstigendes Rechtssystem in Richtung auf 
eine stärkere Berücksichtigung ökologischer und gesundheitlicher 
Belange in Bewegung gebracht werden kann (109). Besonders deut­
lich wird an den oben (1.3) beschriebenen japanischen Rechtskon­
flikten, daß ein rigide gefaßter Kausalitäts- und Verursacher­
nachweis für Umweltschäden ein folgenschweres Hemmnis für die 
vorsorgende Umweltpolitik und für eine.faire Entschädigung Be­
troffener ist.

Gerade bei den Konflikten um das Waldsterben und die Rheinverseu­
chung in der Bundesrepublik ist offensichtlich geworden, daß un­
ser Umweltrecht mit seiner starken Betonung eines Kausalnachwei­
ses des Zusammenhangs von Ursache - Wirkung - Schaden und eines 
eindeutigen Nachweises der hierfür verantwortlichen Verursacher 
die Umweltverschmutzer strukturell begünstigt. Aus der japani­
schen Rechtsprechung zu den vier großen Umweltprozessen ist zu 
erkennen, daß durch die Einführung der Prinzipien des epidemiolo­
gischen Kausalitätsnachweises, der Gefährdungshaftung und der Be­
weislastumkehr ein.praktikabler Weg zu größerer prozessualer Waf­
fengleichheit zwischen Betroffenen und Umweltverschmutzern eröff­
net wird. Generell kann gesagt werden: Bestünde eine höhere Wahr­
scheinlichkeit, die Verursacher zu Schadensersatzzahlungen her­
anziehen zu können, würde dies nicht nur die Durchsetzung stren­
gerer Umweltschutzmaßnahmen wesentlich erleichtern, sondern auch 
zu vorsorglicheren Verhaltensweise im Unternehmensbereich führen. 
Wo für Umweltverschmutzung gezahlt werden muß, da wächst bekannt­
lich auch die Bereitschaft zu Umweltschutzmaßnahmen ...

Die umweltrechtliche Diskussion ist, sicherlich auch angeregt 
durch Informationen über die japanische Situation, inzwischen in 
der Bundesrepublik Deutschland sehr lebhaft geworden (110). Noch 
stehen jedoch bahnbrechende Änderungen aus, die eine größere 
Fairneß in Umweltkonfliktfällen verbürgen und unser ökologisch
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veraltetes Rechtssystem wirklichkeitsbezogener sowie sozio-ökolo- 
gisch verantwortungsvoll umgestalten könnten.

Die hier als grundlegend bezeichneten drei allgemeinen Vorausset­
zungen (Transparenz, substantielle Partizipation, rechtliche Waf­

fengleichheit) sind sicherlich allein nicht hinreichend, um die 
Durchsetzung einer effektiveren und langfristig präventiven Um­
weltpolitik sicherzustellen. Ich halte sie aber für wesentliche 
Elemente in einem Gesamtarrangement verschiedener Neuerungen, die 
zur Verbesserung der gegenwärtig betriebenen Umweltpolitik not­
wendig sind. Sie sind auch nicht, wiewohl hier am Beispiel Japans 
begründet, so stark in der japanischen sozio-politischen Kultur 
verankert, daß ihre Übernahme in andere Kulturen an den dortigen 
Bedingungen scheitern müßte, insbesondere dann nicht, wenn die 
Umsetzung im Detail nicht sklavisch dem japanischen Modell folg­
te, sondern funktional angelegt wäre. Es kann wohl generell ge­

sagt werden, daß die drei Prinzipien Transparenz, Partizipation 
und rechtliche Waffengleichheit Grundvoraussetzungen einer effek­

tiven, präventiven Umweltpolitik in jeglichem Lande sind - und es 
in Ländern, die zum westlichen Industriesystem gehören, aus demo­
kratietheoretischen Gründen auch sein müßten.

Es ist vermutlich nicht möglich, eine eindeutige Gewichtung der 
drei genannten Basiselemente hinsichtlich ihrer Funktion für eine 
präventive und demokratische Umweltpolitik vorzunehmen, die allen 
denkbaren umweltpolitischen Aufgaben- und Konfliktkonstellationen 
gerecht würde. Angesichts dessen jedoch, daß präzise, aktuelle 
und umfassende Informationen für alle Bereiche rationalen umwelt- 

• pblitisohen Planens und Handelns unabdingbar sind, spricht vieles 
dafür, daß die Umweltberichterstattung (im hier verstandenen um­
fassenden Sinne der Informationserhebung, -Verarbeitung und -Ver­

öffentlichung) prim u s in te r  p a r e s innerhalb der Basiselemente einer 
präventiven und demokratischen Umweltpolitik ist.
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in der Industriegesellschaft, München und Zürich 1986.

-105 Ergebnisse von Interviews, die ich mit' japanischen Wissen­
schaftlern, Beamten der kommunalen und nationalen Ebene sowie 
mit Vertretern der Industrie im Zeitraum 1976-1986 geführt 
habe.

106 Vgl. Knoepfel, P. & H. Weidner, Luftrelnhaltepolitik im in­
ternationalen Vergleich. 6 Bände, Berlin 1985; Weidner, H., 
Clean Air Policy in Europe. A Survey of Regulations, Problems 
and Abatement Measures in 21 Countries, Berlin 1987 (in Vor­
bereitung) .

107 Vgl. den Beitrag von Tokue Shibata in Tsuru, S. & H. Weidner
(Hg.), Ein Modell für uns: Die Erfolge der japanischen Um­
weltpolitik, Köln 1985, S. 77-91; Weidner, H., E. Rehbinder & 
R.-U. Sprenger, Darstellung und Wirkungsanalyse der ökonomi­
schen Instrumente der Umweltpolitik in Japan. Gutachten im 
Auftrag des Umweltbundesamtes Berlin, Berlin 1987 (i.E.) und 
die diesbezüglichen Beiträge in Tsuru, S. & H. Weidner (Hg.), 
Environmental Policy in Japan, Berlin 1987 (i.E.).

108 Vgl. Weidner, H., E. Rehbinder & R.-U. Sprenger, Darstellung 
und Wirkungsanalyse der ökonomischen Instrumente der Umwelt­
politik in Japan. Gutachten im Auftrag des Umweltbundesamtes 
Berlin, Berlin 1987 (i.E.).

109 Vgl. ebenda und Gresser, J. et al., Environmental Law in 
Japan, Cambridge (Mass.) und London 1981.

110 Vgl. neuerdings etwa Arbeitskreis VI der SPD-Bundestagsfrak-' 
tion (Hg.), Zur Reform des Umweltschadensrechts. Wort-Proto­
koll einer Anhörung der SPD-Bundestagsfraktion am 30. Juni 
1986, Bonn 1986; Zweites Trierer Kolloquium zum Umwelt- und 
Technikrecht, Waldschäden als Rechtsproblem, Trier 1986 (Vor­
tragsmanuskripte); Rest, A., Luftverschmutzung und Haftung in 
Europa. Anspruchsmöglichkeiten auf nationaler, internationa­
ler und völkerrechtlicher Ebene, Kehl am Rhein etc. 1986;
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Boujong, K., Entschädigungs- und Ausgleichsansprüche im Zu­
sammenhang mit ümweltschäden, in: Zeitschrift für Umwelt- und 
Planungsrecht, 7. Jg., Nr. 3/1987.
Angesichts der zunehmenden Kritik am defizitären Umwelthaf­
tungsrecht in der Bundesrepublik Deutschland sowie in Reak­
tion auf die Rheinverseuchung als Folge der Brandkatastrophe 
beim Schweizer Chemiekonzern Sandoz wurde Ende 1986 von der 
Bundesregierung eine interministerielle Arbeitsgruppe einge­
richtet, die die geltenden Vorschriften zu Haftung und Scha­
densersatz bei Umweltschäden überprüfen und gegebenenfalls 
Änderungsvorschläge machen soll. In einer Mitteilung des Bun­
desjustizministeriums heißt es, daß nach den ersten Erkennt­
nissen der Arbeitsgruppe (1) die Schaffung eines einheitli­
chen, klaren und übersichtlichen Umwelthaftungsrechts, (2) 
die gesetzliche Einführung einer verschuldensunabhängigen Ge­
fährdungshaftung und (3) die Festlegung von eindeutigen und 
transparenten Verantwortlichkeiten für den Umweltschutz für 
erforderlich gehalten werden (Handelsblatt vom 3./4. April 
1987).
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